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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 10.02 Uhr.

Präsident Weber: Die 20. Sitzung der Bürgerschaft
(Landtag) ist eröffnet.

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhörer und die Vertreter der Presse.

Folgende Gruppen sind anwesend: eine zehnte
Klasse der Schule In der Vahr,

(Beifall)

eine Gruppe der Seniorenunion in Bremerhaven,

(Beifall)

eine Gruppe vom Institut für Berufs- und Sozialpä-
dagogik

(Beifall)

und ein Hauptschulabschlusskurs der Erwachsenen-
schule Bremen.

(Beifall)

Meine Damen und Herren, herzlich willkommen
hier im Parlament! Ich wünsche Ihnen einen span-
nenden Vormittag bei der Debatte.

Gemäß Paragraph 21 der Geschäftsordnung gebe
ich Ihnen folgenden Eingang bekannt:

Jugend im Parlament, Bericht des Vorstandes der
Bremischen Bürgerschaft vom 4. Juli 2000, Druck-
sache 15/400.

Ich gehe davon aus, dass Einverständnis besteht,
diesen Bericht noch während der Juli-Sitzung zu be-
handeln, zumal hinsichtlich der Reihenfolge bereits
vorab interfraktionell vereinbart worden war, die-
ses Thema am Donnerstag um 14.30 Uhr zur Ver-
handlung zu stellen.

Die übrigen Eingänge bitte ich der Mitteilung über
den voraussichtlichen Verlauf der Plenarsitzungen
sowie dem heute verteilten Umdruck zu entnehmen.

I. Eingänge gemäß § 21 der Geschäftsordnung

1. Perspektiven des Jugendvollzugs in Bremen

Große Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen
vom 21. Juni 2000
(Drucksache 15/389)

2. Gesetz zur Änderung des Bremischen Abga-
bengesetzes

Mitteilung des Senats vom 27. Juni 2000
(Drucksache 15/393)

3. Fünfter Staatsvertrag zur Änderung rundfunk-
rechtlicher Staatsverträge (Fünfter Rundfunk-
änderungsstaatsvertrag)

Mitteilung des Senats vom 17. Juni 2000
(Drucksache 15/394)

4. Einsatz von RME (Biodiesel) aus nachwachsen-
den Rohstoffen

Große Anfrage der Fraktion der CDU
vom 29. Juni 2000
(Drucksache 15/398)

5. Öffentlich geförderte Beschäftigung für ältere
Langzeitarbeitslose

Große Anfrage der Fraktionen
der SPD und der CDU
vom 4. Juli 2000
(Drucksache 15/402)

6. Novelle zum Waffenrecht abschließen

Antrag der Fraktionen der CDU und der SPD
vom 4. Juli 2000
(Drucksache 15/403)

Die Angelegenheiten kommen auf die Tagesord-
nung der September-Sitzung.

II. Kleine Anfragen gemäß § 29 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung

1. Mögliche weitere Gebietsvorschläge nach der
Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie (FFH-Richtlinie)
für das Land Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 16. November 1999

2. Gewalt gegen Kinder

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 3. Mai 2000

D a z u

Antwort des Senats vom 13. Juni 2000
(Drucksache 15/381)

3. Entwicklung eines Konzeptes zum Schutz von
Opfern von Frauenhandel und Zwangsprosti-
tution

Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. Mai 2000

D a z u

Antwort des Senats vom 20. Juni 2000
(Drucksache 15/388)

4. Schul-  und  Berufsausbildung  während  des
Strafvollzugs

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 9. Mai 2000

D a z u

Antwort des Senats vom 27. Juni 2000
(Drucksache 15/395)
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5. Einsatz von Open Source Software – Compu-
ter, Vernetzung und Kosten in Bremens Verwal-
tung

Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen
vom 24. Mai 2000
(Drucksache 15/382)

6. Reform des Lotswesens

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 6. Juni 2000

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter-
fraktionelle Absprachen getroffen, und zwar zur Aus-
setzung  der  miteinander  verbundenen  Tagesord-
nungspunkte drei und vier, Verbesserung der Le-
bensmittelsicherheit, des Tagesordnungspunktes 13,
Arbeit und Ausbildung in Informations- und Tech-
nologieberufen, und des Tagesordnungspunktes 25,
Konsequenzen aus dem natur- und ingenieurwissen-
schaftlichen Nachwuchsmangel in Deutschland, und
zur Verbindung der Tagesordnungspunkte sieben
und acht, Reform des Hochschuldienstrechts, und der
Punkte außerhalb der Tagesordnung, die sich mit
der Änderung des Bremischen Abgeordnetengeset-
zes und des Gesetzes über die Entschädigung der
Mitglieder von Deputationen befassen.

Außerdem wurden Vereinbarungen getroffen über
Redezeiten bei einigen Tagesordnungspunkten und
über die Umstellung der Tagesordnung dergestalt,
dass heute nach Tagesordnungspunkt zwei Tages-
ordnungspunkt 17, Gesetz zur Änderung des Bre-
mischen  Besoldungsgesetzes,  danach  Tagesord-
nungspunkt  18,  Gesetz  zur  Änderung  des  Bremi-
schen Stiftungsgesetzes, und Tagesordnungspunkt
24, Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Übertra-
gung von Aufgaben staatlicher Förderung auf juris-
tische Personen des privaten Rechts, aufgerufen wer-
den.

Zu Beginn der heutigen Nachmittagssitzung wer-
den das außerhalb der Tagesordnung vorliegende
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die erste
juristische Staatsprüfung und den juristischen Vor-
bereitungsdienst und des Vorbereitungsdienst-Zu-
lassungsgesetzes, Drucksachen-Nummer 15/289,
sowie  dazu  Bericht  und  Änderungsantrag  des
Rechtsausschusses behandelt.

Am Donnerstag zu Beginn der Nachmittagssitzung
werden die Vorlage Jugend im Parlament und im
Anschluss  daran  die  miteinander  verbundenen
Punkte außerhalb der Tagesordnung, die sich mit
der Änderung des Bremischen Abgeordnetengeset-
zes und des Gesetzes über die Entschädigung der
Mitglieder von Deputationen befassen, aufgerufen.

Außerdem wurde vereinbart, eine Behandlung der
Tagesordnungspunkte 21, Mehr Bildungsqualität für
Grundschule und Sekundarstufe I, und 22, Studien-
reform statt Studiengebühren, während der Juli-Sit-
zung sicherzustellen.

Meine Damen und Herren, wird das Wort zu den
interfraktionellen Absprachen gewünscht? — Das ist
nicht der Fall.

Wer mit den interfraktionellen Absprachen ein-
verstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit
den interfraktionellen Absprachen einverstanden.

(Einstimmig)

Außerdem möchte ich Ihnen Kenntnis davon ge-
ben, dass der Abgeordnete Martin Günthner vom
Vorstand der Bremischen Bürgerschaft gemäß Pa-
ragraph 2 Absatz 2 Satz 3 unserer Geschäftsordnung
von Anfang Juli bis Mitte Dezember 2000 beurlaubt
worden ist.

Meine Damen und Herren, bevor wir nun in die
Tagesordnung eintreten, möchte ich den Abgeord-
neten Bringfriede Kahrs und Klaus Bürger zu ihrem
heutigen Geburtstag die herzlichsten Glückwünsche
des Hauses aussprechen.

(Beifall)

Ich wünsche Ihnen alles Gute und viel Kraft für
den heutigen Tag!

Fragestunde

Für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag)
liegen sieben frist- und formgerecht eingebrachte
Anfragen vor.

Die erste Anfrage in der Fragestunde, die sich auf
das Asylbewerberheim in der Ludwig-Quidde-Stra-
ße bezieht, wurde inzwischen von der Fraktion der
CDU zurückgezogen.

Die zweite Anfrage befasst sich mit dem Einsatz
von privaten Brandschutzsachverständigen. Die An-
frage  ist  unterschrieben  von  den  Abgeordneten
Knäpper, Eckhoff und Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Kollege Knäpper!

Abg. Knäpper (CDU): Wir fragen den Senat:

Erstens: Welche Möglichkeiten sieht der Senat,
hoheitliche Prüfaufgaben der Bauordnungsämter für
den baulichen und betrieblichen Brandschutz zur
Entlastung  der  Verwaltung  von  privaten  Brand-
schutzsachverständigen durchführen zu lassen, wie
es auch schon in Nordrhein-Westfalen und Sachsen
der Fall ist?

Zweitens: Wann wird der Senat in Überlegungen
eintreten, im Zuge der Deregulierung auch in Bre-
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men und Bremerhaven Bauplaner und Prüfingenieu-
re für Baustatik nach entsprechender Fortbildung,
Qualifizierung   und   Anerkennungsverfahren   als
Brandschutzsachverständige zuzulassen?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
durch Frau Senatorin Wischer.

Senatorin Wischer: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Für den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt:

Die Übertragung bisher hoheitlicher Prüfaufgaben
der Bauordnungsbehörden auf private Sachverstän-
dige ist ein Element der Verfahrensprivatisierung,
die in den einzelnen Bundesländern bisher höchst
unterschiedlich ausgestaltet worden ist. Während die
meisten Bundesländer inhaltlich sehr verschiedene
Freistellungs- oder Anzeigeverfahren eingeführt ha-
ben, ist in einzelnen Ländern, insbesondere Bayern
und Nordrhein-Westfalen, mit Erlass von Sachver-
ständigen-Verordnungen bereits eine so genannte
zweite Privatisierungsstufe eingeleitet worden.

Die Bremische Landesbauordnung enthält zwar
die Ermächtigung zum Erlass einer solchen Rechts-
verordnung, Paragraph 86 Absatz 4, davon hat der
Senat aber bisher keinen Gebrauch gemacht, weil
sich gegenwärtig eine wesentliche Veränderung der
bundesweiten Rahmenbedingungen abzeichnet.

Ende 1999 hat die Bauministerkonferenz zwei Pro-
jektgruppen beauftragt, die Musterbauordnung so
grundlegend zu modernisieren, dass sie wieder ihre
Funktion als Orientierungswert für die Landesbau-
ordnungen zurückerhält. Oberstes Ziel dieser Maß-
nahme ist die Schaffung einer Rechtseinheit im Bau-
ordnungsrecht, die in den vergangenen Jahren in
extremer Weise verlassen worden ist.

Der Senat ist der Auffassung, dass eine solche
Rechtseinheit auch auf der Ebene der Sachverstän-
digen von zentraler Bedeutung ist. Aufgaben und
Befugnisse  der  privaten  Sachverständigen  sollen
möglichst in allen Bundesländern gleich sein, um de-
ren  gegenseitige  Anerkennung  in  den  einzelnen
Bundesländern zu gewährleisten.

Diese Gesichtspunkte können nur über eine Mu-
ster-Sachverständigen-Verordnung erreicht werden,
die durch die Gremien der Bauministerkonferenz er-
arbeitet werden muss. In einem ersten Schritt wer-
den der Bauministerkonferenz bis Ende 2000 Vor-
schläge zur Rechtsvereinheitlichung im Verfahrens-
recht vorgelegt, die unter anderem an ein bestimm-
tes Aufgaben- und Anforderungsprofil privater Sach-
verständiger anknüpfen.

Aus den vorgenannten Gründen beabsichtigt der
Senat, den Erlass einer entsprechenden Sachverstän-
digen-Verordnung zurückzustellen, bis die Chancen
für die angestrebte Vereinheitlichung konkret aus-
gelotet sind. Sollte sich bis Ende 2000 abzeichnen,
dass die angestrebte Vereinheitlichung nicht in ab-

sehbarer Zeit zustande kommt, wird der Senat eine
eigene, möglichst mit Niedersachsen abgestimmte
Lösung vorschlagen. — Soweit die Antwort des Se-
nats!

Präsident Weber: Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die dritte Anfrage trägt den Titel „Verpflichtung
zu Großprojekten?“. Die Anfrage ist unterschrieben
von den Abgeordneten Zachau, Frau Linnert und
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Bitte, Herr Kollege Zachau!

Abg. Zachau (Bündnis 90/Die Grünen): Vielen
Dank, Herr Präsident! Wir fragen den Senat:

Hat das Land Bremen einen Vertrag geschlossen,
durch den Mittel für den Space- und Ocean-Park,
für das Musical und eine Überdachung für die Söge-
straße ausgegeben werden müssen, wozu sich das
Land  Bremen  laut  Aussage  des  sozialpolitischen
Sprechers der SPD-Fraktion verpflichtet hat?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
durch Herrn Senator Hattig.

Senator Hattig: Für den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Die Freie Hansestadt Bremen hat am 30. Juli 1993
mit dem Bund eine Verwaltungsvereinbarung ge-
troffen, welche die Umsetzung von Investitionen er-
möglicht, die die Wirtschafts- und Finanzkraft des
Landes nachhaltig stärken. Die in der Anfrage er-
wähnten Projekte sind geeignet, diese Voraussetzun-
gen zu erfüllen, waren aber im Einzelnen nicht Ge-
genstand der Sanierungsvereinbarung. Verpflichtun-
gen bezüglich der genannten Projekte ergeben sich
nur aus den jeweiligen Einzelbeschlüssen, soweit sie
bereits getroffen wurden, und den vertraglichen
Regelungen im Einzelfall. — Soweit die Antwort des
Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? —
Bitte, sehr!

Abg. Zachau (Bündnis 90/Die Grünen): Ich habe
eine Zusatzfrage: Habe ich die Antwort richtig ver-
standen, dass die Konkretisierung der Maßnahmen
in  diesen  Projekten  Ergebnis  der  politischen  Be-
schlüsse der Abgeordneten dieser Bürgerschaft ist?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Hattig: So ist es richtig!

(Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Vielen Dank!)

Präsident  Weber:  Weitere  Zusatzfragen  liegen
nicht vor.
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Die vierte Anfrage betrifft den Einsatz von Open-
Source-Software in Schulen. Die Anfrage ist unter-
schrieben von den Abgeordneten Frau Stahmann,
Frau Linnert und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Bitte, Frau Kollegin!

Abg.  Frau  Stahmann  (Bündnis  90/Die  Grünen):
Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie hoch sind die anfallenden Microsoft-
Lizenzgebühren für Schulen in Bremen und Bremer-
haven in diesem Schuljahr, und wie werden sie sich
voraussichtlich in den nächsten drei Jahren entwi-
ckeln?

Zweitens: Wie verhält sich der aktuelle Anteil von
Open-Source-Software, OSS, gegenüber Microsoft-
Produkten in den Schulen?

Drittens: Welche Möglichkeiten sieht der Senat,
perspektivisch durch eine verstärkte Ausrichtung auf
kostenlose freie Software und Betriebssysteme wie
Linux statt Microsoft-Software in den Schulen Kos-
ten einzusparen?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
durch Herrn Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Für den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Zu eins: Aufgrund der Autonomie von Schulen
wird Software in eigener Regie beschafft, es wird
keine zentrale Software-Erfassung durchgeführt, aus
der sich die anfallenden Microsoft-Lizenzgebühren
in diesem Schuljahr für Bremen und Bremerhaven
ermitteln lassen beziehungsweise die Entwicklung
für die nächsten drei Jahre ersichtlich ist.

Zu zwei: Open-Source-Software wird im Schul-
bereich derzeit wie folgt eingesetzt: Von den 4093
Rechnern an Bremer Schulen arbeiten 100 mit dem
Betriebssystem Linux.

Zu drei: Der Senat begrüßt eine verstärkte Nut-
zung kostenloser freier Software und Betriebssyste-
me wie Linux in Schulen. In dieser Hinsicht teilt der
Senat die positive Beurteilung von Open-Source-
Software durch das Bundesministerium des Innern.

Der Einsatz von Open-Source-Software auf Basis
des Betriebssystems Linux ist nicht nur unter unmit-
telbaren Kostengesichtspunkten interessant. Schü-
lern wie Lehrern wird die Möglichkeit eröffnet, sich
aktiv mit diesem innovativen und leistungsfähigen
System auseinander zu setzen, besonders befähig-
ten Schülern und Lehrern eröffnet sich wegen des
Open-Sources-Konzeptes die Möglichkeit, an der
Software-Entwicklung durch eigene Programmideen
und -Entwicklungen teilzunehmen. Hierdurch kön-
nen sie aus der passiven Konsumentenrolle eines
Computerbenutzers heraustreten.

Präsident  Weber:  Haben  Sie  eine  Zusatzfrage,
Frau Kollegin? — Bitte sehr!

Abg.  Frau  Stahmann  (Bündnis  90/Die  Grünen):
Herr Senator Lemke, bestehen denn Kooperationen
mit anderen Kultusministerien? Es gibt in anderen
Bundesländern ja schon Modellversuche. Wie sieht
da die Kooperation Ihrerseits aus?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Mit anderen Ländern haben wir
darüber keine Kooperationsmodelle, aber wir haben
hier an einer bremischen Schule einen entsprechen-
den Modellversuch durchgeführt, und der ist abso-
lut positiv verlaufen, so dass wir beabsichtigen, die
Schulen durch ein gesondertes Informationsschrei-
ben auf dieses Betriebssystem und die Software be-
sonders hinzuweisen.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage? —
Bitte sehr!

Abg.  Frau  Stahmann  (Bündnis  90/Die  Grünen):
Herr Senator Hattig hatte ja darauf hingewiesen,
dass sich das Unternehmen SuSE Linux in Bremen
als großes Supportcenter angesiedelt hat. Bestehen
Überlegungen Ihres Ressorts, dort auch anzufragen,
weil es ja auch Unternehmensstrategie ist, Koope-
rationen mit Schulen anzubieten?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Ja, auf jeden Fall, und das ma-
chen wir nicht nur mit Linux, sondern auch mit an-
deren Anbietern. Wir werden dies dem Parlament,
ich hoffe, im Herbst in einer umfangreichen Stellung-
nahme auch im Rahmen des 20-Millionen-DM-Pro-
jektes vorstellen können.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? — Bitte sehr!

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen):
Teilen Sie meine Auffassung, dass man nicht nur das
lernen muss an Software, was heute in den Betrie-
ben gebraucht wird, sondern auch das, was morgen
Alltag sein wird?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Da teile ich Ihre Auffassung!

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor.

Die fünfte Anfrage bezieht sich auf die Gebüh-
renfreiheit des Hochschulstudiums. Die Anfrage ist
unterschrieben von den Abgeordneten Dr. Kuhn, Dr.
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Güldner, Frau Dr. Trüpel und Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen.

Bitte, Herr Kollege Dr. Kuhn!

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Wir fra-
gen den Senat:

Erstens: Wie sind die Ministerpräsidenten der Län-
der mit dem Beschluss der Kultusministerkonferenz
vom 25. Mai 2000 zur Gebührenfreiheit des Hoch-
schulstudiums umgegangen, der unter Punkt sieben
lautet: „Die Ministerpräsidenten werden gebeten,
die vorstehenden Grundsätze zu bestätigen und die
Kultusministerkonferenz mit der Erarbeitung eines
Staatsvertragsentwurfs zu beauftragen.“?

Zweitens: Welche Bundesländer haben die voll-
ständige Umsetzung des Beschlusses der Kultusmi-
nister verhindert?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
durch Herrn Bürgermeister Dr. Scherf.

Bürgermeister Dr. Scherf: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Lieber Herr Kuhn, Ihre Anfra-
ge beantworte ich für den Senat wie folgt:

Die Ministerpräsidenten haben bei ihrer Bespre-
chung am 15. Juni 2000 in Berlin folgenden Be-
schluss gefasst: „Die Regierungschefs der Länder
nehmen die Ziffern 1 bis 6 des Beschlusses der Kul-
tusministerkonferenz über die Gebührenfreiheit des
Hochschulstudiums vom 25. Mai 2000 zustimmend
zur Kenntnis.“

Zu Ziffer 7 des KMK-Beschlusses wurde vom Vor-
sitzenden festgestellt, wieder ein Zitat: „Über die
Umsetzung der Ziffern 1 bis 6 des Beschlusses der
KMK in einem Staatsvertrag der Länder besteht nach
Ansicht der Regierungschefs zurzeit kein Einverneh-
men.“

Im Übrigen werden Mehrheitsverhältnisse bei der
Stimmabgabe nicht dokumentiert.

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? —
Bitte sehr!

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Würden
Sie denn den Zeitungsberichten widersprechen, in
denen davon geschrieben wird, dass es die zwei uni-
onsregierten  Länder  Bayern  und  Baden-Württem-
berg und das SPD-regierte Land Niedersachsen ge-
wesen sind, die eine einvernehmliche Umsetzung des
Beschlusses der Kultusminister verhindert haben?

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Dr. Scherf: Das mit Niedersachsen
stimmt nicht, das andere ist ziemlich zutreffend!

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? — Bitte sehr!

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Na, das
ist ja eine klare Antwort! Meine nächste Frage wäre,
welche Vorstellungen denn die Ministerpräsidenten
geäußert haben, wie dieser Beschluss zur Gebüh-
renfreiheit umgesetzt werden kann, wenn es nicht
zu einem Staatsvertrag kommt.

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Dr. Scherf: Wir reden ungern da-
rüber, weil das alles im Kamin stattgefunden hat.
Kamin ist die Runde, wo die Ministerpräsidenten
ohne Berater und ohne Protokoll zusammensitzen,
und da gilt eigentlich keine Parteizugehörigkeit,
sondern da gilt nur Offenheit. Wir leben davon, dass
wir darüber nicht öffentlich reden, und genau da
haben wir diesen Sachverhalt, den Sie jetzt ausfra-
gen, beraten. Ich will jetzt einmal versuchen, die
Diskretion nicht zu gefährden und trotzdem zu sa-
gen, wie das weitergehen kann.

Es muss einige Kultusminister gegeben haben, die
gemeint haben, sie könnten den noch nicht zu Ende
geführten Verständigungsprozess in ihren eigenen
Kabinetten mit Hilfe der Ministerpräsidentenkonfe-
renz schaffen. Das ist eine Verschätzung der Lage.

Es gibt ein richtiges Überzeugungsproblem der
lieben Kollegen aus der KMK, die ja 16 zu null die-
ser Meinung sind, in ihren jeweiligen Kabinetten,
und das kann man nicht einfach über so einen gut-
willigen Kamin ersetzen, das geht nicht. Wenn sie
das nicht vor Ort zu Ende diskutiert haben, sind wir
eigentlich nicht die Ersatzveranstaltung für solche
nicht zu Ende gebrachten Kabinettsverständigun-
gen.

Das ist ziemlich allen klar geworden, die dabei
waren, und da muss man nicht Salz und Pfeffer in
die Wunde tun, sondern noch ein Stück Arbeit vor
Ort leisten, insbesondere in zwei süddeutschen Lan-
deshauptstädten.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? — Bitte sehr!

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Ja, noch
eine letzte! Herr Bürgermeister, würden Sie mir zu-
stimmen, dass die allgemeinen Anforderungen de-
mokratischer Willensbildung, Transparenz, Verant-
wortlichkeit für Beschlüsse durch diese Ministerprä-
sidentenkonferenz und schon gar durch die Kamin-
gespräche nicht so richtig gewährleistet sind, die ja
immerhin doch eine wichtige Rolle spielen und viel
zu entscheiden haben, wie man an dieser Frage auch
sieht?

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Dr. Scherf: Es ist ein Segen, dass
es  gelegentlich  in  der  Republik  Runden  gibt,  die
nicht  über  den  Marktplatz  laufen,  nicht  über  die
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Presse miteinander kommunizieren, sondern die in
dem guten Willen, sich zu verständigen, zusammen-
treffen. Wenn es das nicht gäbe, wäre die Republik
ein dramatisches Stück ärmer und beratungs- und
entscheidungsunfähiger. Das hat überhaupt nichts
damit zu tun, dass wir parlamentarische Beratung,
öffentliche Beratung ersetzen wollen, aber es wäre
ein Unglück, wenn irgendwelche Formalisten mein-
ten, es dürfe keine informelle und keine öffentlich
geschützte Verständigung möglich sein.

Darum bin ich einer von denen, ich glaube, mei-
ne Kollegen sehen das alle ganz genauso, der das
für ein kostbares Gut der bundesrepublikanischen
föderalen Struktur hält, dass es übrigens nicht nur
bei den Ministerpräsidenten, sondern auch bei den
Fachministern immer wieder Situationen gibt, in
denen wir, weil wir in der Sache vorankommen wol-
len, unsere Parteibücher stecken lassen und versu-
chen, uns fachlich zu verständigen. Das ist ein Se-
gen, lieber Herr Kuhn, dass es das gibt, und hören
Sie bloß auf, dagegen prinzipiell zu agitieren!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU —
Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Da kann ich ja nur laut lachen, Herr

Bürgermeister!)

Präsident  Weber:  Weitere  Zusatzfragen  liegen
nicht vor.

Die sechste Anfrage trägt die Überschrift „Unter-
haltsvorschussgesetz“. Die Anfrage ist unterschrie-
ben von den Abgeordneten Frau Wulff, Pietrzok,
Böhrnsen und Fraktion der SPD.

Bitte, Frau Kollegin Wulff!

Abg. Frau Wulff (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie hoch war der jährliche Mittelaufwand
des Landes Bremen nach dem Unterhaltsvorschuss-
gesetz in den letzten fünf Jahren, und wie haben
sich die Fallzahlen in diesem Zeitraum entwickelt?

Zweitens: Wie beurteilt der Senat die Zahlungs-
moral unterhaltspflichtiger Personen im Lande Bre-
men im Vergleich zu den anderen Bundesländern?

Drittens: Welche Maßnahmen hat der Senat er-
griffen oder wird er ergreifen, um die Zahlungsbe-
reitschaft unterhaltspflichtiger Personen und damit
die Einnahmesituation des Landes Bremen zu ver-
bessern?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
von Frau Senatorin Adolf.

Senatorin Adolf: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Für den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt:

Zu erstens: Der jährliche Nettomittelaufwand des
Landes Bremen unter Berücksichtigung des Bundes-

anteils hat sich im Jahr 1999 auf 9,9 Millionen DM
verringert. In dem davor liegenden Zeitraum betrug
der Mittelaufwand durchschnittlich 11,5 Millionen
DM. Die Fallzahlen im Bereich des Unterhaltsvor-
schussgesetzes sanken im Jahr 1999 auf 7348 Fälle,
in den Vorjahren waren durchschnittlich 7700 Fälle
zu verzeichnen.

Zu zweitens: Erkenntnisse über die Zahlungsmo-
ral unterhaltspflichtiger Personen im Lande Bremen
im Vergleich zu anderen Ländern liegen nicht vor.

Zu drittens: Beide Stadtgemeinden bemühen sich
um weitere Einnahmeverbesserungen. Für die Stadt-
gemeinde Bremen befindet sich entsprechend der
bestehenden Regelung in Bremerhaven eine Spe-
zialisierung in der Planung. Das Ziel ist eine Erhö-
hung der Einnahmen durch eine fachlich qualifizierte
und konsequente Verfolgung der Fälle. Hierzu zählt
auch der Rückgriff im Rahmen der Vorschriften des
Unterhaltsvorschussgesetzes, UVG. Die Heranzie-
hung nach dem UVG wird gegenwärtig von zwei
Sachgebieten  des  Amtes  vorgenommen,  von  der
Wirtschaftlichen Jugendhilfe und vom Sozialdienst
Beistandschaft, Amtsvormundschaft/-pflegschaft und
Unterhalt für Minderjährige, BAUM. Daher wird der-
zeit im Auftrag des Amtes für Soziale Dienste von
der Unternehmensberatung Consilium geprüft, in
welchem organisatorischen Rahmen die Spezialisie-
rung der Heranziehung Unterhaltspflichtiger nach
dem UVG sinnvoller erfolgen könnte. — Soweit die
Antwort des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? —
Bitte sehr!

Abg. Frau Wulff (SPD): Frau Senatorin, ich wollte
noch einmal nachfragen, zur Frage eins haben Sie
ja die Zahlen genannt und dass die Zahl der Fälle
zurückgegangen ist und dementsprechend auch die
Ausgaben. Wenn ich richtig zugehört habe, sind auch
die Ausgaben pro Fall gesunken gegenüber den
Vorjahren. Das ist ja erst einmal vielleicht erklärungs-
bedürftig. Außerdem hätte ich noch gern gewusst,
ob Sie eine Aufschlüsselung der Zahlen haben nach
Bremen und Bremerhaven.

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Adolf: Ich habe die Auflistung nicht bei
mir, aber ich kann sie Ihnen gern nachreichen. Die
Verringerung der Fallzahlen und auch des Mittel-
aufkommens beruht darauf, dass im Jahr 1993 eine
Veränderung des Gesetzes erfolgt ist, mit der die
Dauer der Gewährung von Unterhaltsvorschuss ver-
doppelt wurde von drei auf sechs Jahre. 1999 war
dann sozusagen der letzte Fall, der in diese Verlän-
gerung fiel, ausgelaufen, und jetzt kommen wir dann
sozusagen zu normalen Verhältnissen, und deswe-
gen diese Verringerung der Fallzahlen. Die Bugwel-
le, die durch die Gesetzesänderung entstanden ist,
haben wir inzwischen dann abgearbeitet.
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Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? — Bitte sehr!

Abg. Frau Wulff (SPD): Eine Frage noch bitte! Lie-
gen Ihnen denn Erkenntnisse vor, dass die Heran-
ziehung der unterhaltspflichtigen Personen in der
Stadtgemeinde  Bremerhaven  besser  funktioniert,
sage ich jetzt einmal vereinfacht, als in der Stadtge-
meinde Bremen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Adolf: Diese Erkenntnisse haben wir,
was ich auch bereits öffentlich gemacht habe, und
deswegen untersuchen wir im Moment auch, inwie-
weit wir das Bremerhavener Modell einer Speziali-
sierung bei der Heranziehung Unterhaltspflichtiger
für Bremen übertragbar machen können.

Präsident  Weber:  Eine  weitere  Zusatzfrage?  —
Bitte sehr!

Abg. Frau Wulff (SPD): Ja, letzte Frage, Herr Prä-
sident! Ich hätte gern noch gewusst, ob wir für die
Deputation einmal einen Bericht bekommen können
und auch dann erfahren, wenn diese Unternehmens-
beratung ihre Arbeit abgeschlossen hat, wie dann
das Ergebnis sich darstellt!

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Adolf: Sicherlich werden wir die De-
putation ohnehin mit dieser Frage befassen, weil sich
die Bezuschussung durch den Bund verändert hat.
Das war ja früher die Hälfte, jetzt ist der Zuschuss
des Bundes auf ein Drittel begrenzt, das heißt, wir
müssen  auch  das  Verhältnis  zwischen  Land  und
Kommunen neu regeln, und in diesem Zusammen-
hang werden wir das gern dann noch einmal erläu-
tern.

Präsident  Weber:  Weitere  Zusatzfragen  liegen
nicht vor.

Die siebte und damit letzte Anfrage in der Frage-
stunde bezieht sich auf die Jahresberichte über die
Tätigkeit der mit Förderaufgaben beauftragten ju-
ristischen Personen des privaten Rechts. Die Anfra-
ge ist unterschrieben von den Abgeordneten Müt-
zelburg, Frau Linnert und Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen.

Bitte, Herr Kollege Mützelburg!

Abg. Mützelburg (Bündnis 90/Die Grünen): Wir
fragen den Senat:

Erstens: Warum hat der Senat bisher keinen Be-
richt, der nach Paragraph 4 des so genannten Belei-
hungsgesetzes einmal jährlich vorzulegen ist, vor-
gelegt?

Zweitens: Wann wird der Senat einen Bericht der
Bürgerschaft zuleiten?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
durch Herrn Senator Hattig.

Senator Hattig: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Für den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Auf der Grundlage des Gesetzes zur Übertragung
von Aufgaben staatlicher Förderung auf juristische
Personen  des  privaten  Rechts  vom  26.  November
1998 sind öffentlich-rechtliche Verträge mit der Bre-
mer Investitionsgesellschaft mbH, BIG, und der Bre-
merhavener Gesellschaft für Investitionsförderung
und  Stadtentwicklung  mbH,  BIS,  abgeschlossen
worden, mit denen den Gesellschaften die Durch-
führung von einzelnen Programmen der Wirtschafts-
förderung übertragen worden ist. Es handelt sich um
die  Durchführung  von  Programmen  der  Mittel-
standsförderung — Markteinführung, Beratungsför-
derung, Messebeteiligung —, der Technologieförde-
rung, unter anderem FuE-Programm, Film- und Me-
dienförderung, Zuschüsse für Innovationsassisten-
ten, die Vergabe von Investitionszuschüssen und die
Förderungen im Ökologiebereich.

Nach Paragraph 4 des oben genannten Gesetzes
legt der Senat der Bürgerschaft (Landtag) einmal
jährlich einen Bericht über die Tätigkeit der mit den
Förderaufgaben beauftragten Gesellschaften vor.
Dieser Bericht wird zurzeit auf der Basis der von den
Gesellschaften abzugebenden Berichte vorbereitet
und nach der Sommerpause der Bremischen Bürger-
schaft (Landtag) vorgelegt. Ergänzend wird darauf
hingewiesen, dass Berichte des Senats zum Beteili-
gungscontrolling bereits Informationen zu den auf-
grund  der  Beleihung  durchgeführten  Förderpro-
grammen enthalten. — Soweit die Antwort des Se-
nats!

Präsident  Weber:  Haben  Sie  eine  Zusatzfrage,
Herr Abgeordneter? — Bitte sehr!

Abg. Mützelburg (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Senator, sind die von Ihnen genannten Gesellschaf-
ten die einzigen Gesellschaften, die bisher Program-
me nach dem Beleihungsgesetz durchgeführt haben?
Es gibt ja weitere Gesellschaften, die in der Anlage
zum Beleihungsgesetz erwähnt worden sind, zum
Beispiel im Umweltbereich die HANEG, ich könnte
auch noch weitere nennen.

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Hattig: Ich habe die Gesellschaften ja in
der Antwort des Senats genannt, die damit befasst
sind, und das ist der ausschließliche Vorgang.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage, Herr
Kollege? — Bitte sehr!
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Abg. Mützelburg (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Senator, ist Ihnen bekannt, und das müsste es ei-
gentlich, sage ich dazu, dass Ihr Kollege, Herr Bür-
germeister Perschau, bei der Vorstellung dieses Ge-
setzes hier in der Bürgerschaft, das war immerhin
im Mai 1998, das ist also zwei Jahre und zwei Mo-
nate her, erklärt hat, dass die parlamentarische Kon-
trolle jederzeit gesichert sei, weil ja dieser Jahres-
bericht jährlich und zeitnah vorgelegt werde? Nun
sind zwei Jahre und zwei Monate vergangen, und
die Förderprogramme werden seit mindestens zwei
Jahren durchgeführt. Wie erklären Sie sich, dass der
Bericht so lange gedauert hat?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Hattig: Es ist sehr umfänglich, solche In-
formationen so zusammenzustellen, dass sie diskus-
sionsfähig sind, aber ich bin mit Ihnen einer Mei-
nung, dass es jetzt an der Zeit ist, den Bericht vorzu-
legen. Das wird, wie ich schon sagte, nach der Som-
merpause geschehen.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? — Bitte sehr!

Abg. Mützelburg (Bündnis 90/Die Grünen): Darf
ich daraus schließen, Herr Senator, dass diese Be-
richte, weil es ja schwierig ist, so umfängliche Be-
richte zusammenzustellen, ausführlicher, detaillier-
ter und präziser sind als die so genannten Control-
lingberichte des Beteiligungscontrollings?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Hattig: Wir werden uns bemühen, die
Zielsetzung, die mit solchen Berichten verbunden
ist, auch zu erreichen.

Präsident  Weber:  Weitere  Zusatzfragen  liegen
nicht vor.

Damit ist Tagesordnungspunkt eins erledigt.

Aktuelle Stunde

Für die Aktuelle Stunde ist von den Fraktionen
kein Thema beantragt worden.

Gesetz zur Änderung des Bremischen Besoldungs-
gesetzes

Mitteilung des Senats vom 6. Juni 2000
(Drucksache 15/366)

1. Lesung
2. Lesung

D a z u

Änderungsantrag der Fraktionen
der SPD und der CDU

vom 4. Juli 2000

(Drucksache 15/399)

Dazu als Vertreter des Senats Senator Lemke.

Wir kommen zur ersten Lesung.

Gemäß Paragraph 34 Absatz 1 der Geschäftsord-
nung findet in der ersten Lesung zunächst eine all-
gemeine Besprechung statt. Ihr folgt in der Regel
die Einzelberatung. Ich schlage Ihnen jedoch vor,
dass wir den Änderungsantrag der Fraktionen der
SPD und der CDU mit in die allgemeine Aussprache
einbeziehen. — Ich höre keinen Widerspruch. Dann
werden wir so verfahren.

Meine Damen und Herren, die Aussprache ist er-
öffnet. — Wortmeldungen liegen nicht vor. — Damit
ist die Aussprache geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Gemäß Paragraph 51 Absatz 7 unserer Geschäfts-
ordnung lasse ich zuerst über den Änderungsantrag
der Fraktionen der SPD und der CDU, Drucksache
15/399, abstimmen.

Wer dem Änderungsantrag der Fraktionen der
SPD und der CDU, Drucksache 15/399, zustimmen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU und Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Änderungsantrag zu.

Jetzt lasse ich über das Gesetz zur Änderung des
Bremischen Besoldungsgesetzes, Drucksache 15/366,
in erster Lesung abstimmen.

Wer das Gesetz zur Änderung des Bremischen
Besoldungsgesetzes unter Berücksichtigung der so-
eben vorgenommenen Änderung in erster Lesung
beschließen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

 (Dafür SPD, CDU und Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Abg. T i t t m a n n  [DVU]]

Stimmenthaltungen?



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 15. Wahlperiode – 20. Sitzung am 05. 07. 00 1409

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in erster Lesung mit Änderun-
gen.

Meine Damen und Herren, interfraktionell wurde
vereinbart, Behandlung und Beschlussfassung in ers-
ter und zweiter Lesung vorzunehmen. Ich lasse des-
halb darüber abstimmen, ob wir jetzt die zweite Le-
sung durchführen wollen.

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt entsprechend.

(Einstimmig)

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. — Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Bremischen
Besoldungsgesetzes in der in der ersten Lesung an-
genommenen Fassung in zweiter Lesung beschlie-
ßen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU und Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt entsprechend.

Gesetz zur Änderung des Bremischen
Stiftungsgesetzes

Mitteilung des Senats vom 6. Juni 2000
(Drucksache 15/367)

1. Lesung
2. Lesung

Dazu als Vertreter des Senats Senator Dr. Schulte.

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort hat der Abgeordnete Borttscheller.

Abg. Borttscheller (CDU) *): Herr Präsident, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Bremen hat
eine ausgeprägte Stiftungskultur. Wir verfügen über
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Stiftungen, die bis in das sechzehnte Jahrhundert
zurückgehen,  ich  erinnere  an  die  Stiftung  „Haus
Seefahrt“,  an  das  „Sankt-Petri-Waisenhaus“,  aber
wir kennen auch gemeinnützige Stiftungen, die erst
in den letzten 20 Jahren gegründet worden sind,
denken Sie an die Stiftung „Wohnliche Stadt“, ohne
die heute in Bremen im öffentlichen Raum, im Be-
reich der Kultur vieles nicht mehr möglich wäre, weil
der Staat sich aus finanziellen Gründen zurückge-
zogen hat! Insofern gilt es, das Stiftungswesen in
Bremen weiterhin zu fördern.

Die Stiftungslandschaft sieht so aus, dass wir tat-
sächlich 184 Stiftungen im Lande Bremen haben,
davon sind 40 Familienstiftungen, bleiben 144 ge-
meinnützige Stiftungen. Das Problem der Öffentlich-
keit ist nur, dass die wenigsten wissen, wie diese
Stiftungen heißen, wo sie ihren Sitz haben, was sie
tun. Bislang war die aufsichtsführende Behörde, die
Stiftungsaufsicht ist beim Senator für Inneres ange-
gliedert, aus gesetzlichen Gründen daran gehindert,
der breiten Öffentlichkeit Auskunft zu erteilen, weil
das nach geltendem Stiftungsrecht nicht möglich
war. Dies soll durch den vorliegenden Gesetzent-
wurf jetzt möglich gemacht werden, denn der neue
Paragraph 15 des Stiftungsgesetzes sieht die Errich-
tung eines Stiftungsverzeichnisses vor, so dass zu-
künftig nicht nur interessierte Bürger dort anfragen
können, sondern es soll vor allen Dingen erreicht
werden, dass auch Stiftungen untereinander, die von
ihrem Stiftungszweck her ähnliche oder gleiche Ziele
haben, miteinander kooperieren können.

Insofern versprechen wir uns von der Änderung
des Bremer Stiftungsgesetzes eine Stärkung der ge-
meinnützigen Tätigkeit dieser Stiftungen. Gemein-
nützige Stiftungen sind in dieser Zeit etwas, das drin-
gend zu fördern ist, denn, ich wiederhole mich, vie-
le kulturelle Aufgaben sind ohne Hilfe der Stiftun-
gen nicht mehr zu lösen. Deshalb darf ich Sie bitten,
der geplanten Gesetzesänderung auf breiter Ebene
zuzustimmen! — Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Dr. Kuhn.

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Ich wollte dem
Kollegen Borttscheller herzlich gratulieren zu seiner
Erstlingsrede und fände es unangemessen, wenn er
darauf nicht auch eine Reaktion bekäme. Ich mei-
ne, das muss sein.

Wir unterstützen die Gesetzesänderung der Öff-
nung des Verzeichnisses, denn wir haben schließ-
lich Sie, Herr Borttscheller, wir können Sie fragen,
wenn wir etwas wissen wollen, weil Sie schon wis-
sen, was darin stehen wird. Der gemeine Bürger aber
wird das im Moment noch nicht können. Er wird es
dann können, wenn wir das Gesetz geändert haben.
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Sie haben völlig Recht, dass wir uns davon erhoffen
können, dass es zu einer Stärkung des Stiftungswe-
sens kommt.

Ich möchte aber doch die Gelegenheit nicht ver-
säumen, darauf hinzuweisen, dass es zu einem er-
heblich stärkeren Aufschwung, zu einem Anstoß zur
Entfaltung des Stiftungswesens dadurch kommen
wird, dass die rotgrüne Bundesregierung jetzt das
Stiftungsrecht auf Bundesebene geändert hat, was
das Stiftungswesen wirklich aus sehr engen Begren-
zungen herausführt. Der Stiftungszweck wird erheb-
lich erweitert. Es geht dann nicht mehr nur um kul-
turelle Stiftungen, sondern auch Stiftungen im wei-
teren Sinne von sozialer, kultureller, wissenschaftli-
cher Tätigkeit werden erlaubt.

Vor allen Dingen, und das ist, glaube ich, der ent-
scheidende Punkt, werden Steuerbefreiungstatbe-
stände neu geschaffen. 40 000 DM Spenden allein
für Stiftungen werden im Jahr steuerfrei gestellt mit
der Möglichkeit, auf einen Schlag 600 000 DM zu
stiften, die über zehn Jahre hinweg verteilt werden
können. Die Vizepräsidentin des Deutschen Bundes-
tages, Frau Vollmer, hat das, glaube ich, zu Recht
einen Feiertag genannt für die Bürgergesellschaft.

Jedenfalls hoffe ich, dass es nicht so sein wird, dass
die Stiftungen einfach nur staatliche Aufgaben, aus
denen wir uns zurückziehen, übernehmen, sondern
es dazu kommen wird, dass neue, zusätzliche Initia-
tiven durch Stiftungen übernommen werden kön-
nen, und das ist ein hervorragendes Betätigungsfeld
von Bürgersinn, von Gemeinsinn. Ich glaube, wir
machen in Bremen einen kleinen Schritt, der große
Schritt wird in sehr schöner Weise jetzt durch die
Veränderung des Bundesrechtes gemacht.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Kleen.

Abg. Kleen (SPD) *): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Herr Borttscheller, es
waren so freundliche Worte von Ihnen, dass es mir
fast schwer fallen würde, Ihnen darauf etwas — —.

(Abg. F o c k e  [CDU]: Hat er Sie ver-
blüfft!)

Aber man muss schon deutlich sagen, dass unser
heutiger Gesetzentwurf die kleine Bremensie ist in
dem, was Herr Dr. Kuhn gerade beschrieben hat,
was die rotgrüne Bundesregierung geleistet hat, und
das nach 16 Jahren Nichtbefassung! Immer wieder
ist auch in der alten Bundesregierung versucht wor-
den, das Stiftungsrecht zu ändern, immer wieder ist
es gescheitert, zuletzt an Waigel. Jetzt, obwohl wir
nun wirklich keine sanierten Bundesfinanzen über-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

nommen haben, wird dieser Versuch noch einmal
richtig angegangen. Die erste Lesung hat im Bun-
destag stattgefunden.

Ich wollte vor allen Dingen noch einmal darauf
hinweisen, dass es damit nicht zu Ende sein kann,
sondern dass wir auch die zivilrechtlichen Grundla-
gen geändert haben müssen. Wer heute eine Stif-
tung gründen will, muss bürokratische Hemmnisse
überwinden, die schon den einen oder anderen, der
diesen langen Atem nicht hatte, daran gehindert
haben. Auch daran arbeitet die Bundesregierung
und wird es in einem zweiten Schritt umsetzen.

Ich glaube, wenn wir auf diesem Weg weiterma-
chen, Stiftungen nicht als Selbstzweck, also nicht als
Eigenstiftungen für den eigenen Zweck zu begrei-
fen, sondern als Teil von Bürgerkommune, als wirk-
lich gemeinnützige Stiftungen, dass wir auf einem
guten Weg sind und dass unser kleiner Beitrag dazu
ganz wichtig ist, weil es auch vielen Stiftern bisher
schwer gefallen ist, in die Öffentlichkeit zu gehen.
Viele haben ihr Licht unter den Scheffel gestellt, und
man muss ihnen deutlich machen und deutlich sa-
gen, dass sie das nicht tun sollten. Sie sollten eher
ihr eigenes Tun auch als Werbung für andere be-
greifen.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort Se-
nator Dr. Schulte.

Senator Dr. Schulte *): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich möchte mich zunächst ent-
schuldigen, dass ich eben, noch in Hetze, leider doch
ein bisschen zu spät dazugekommen bin.

Ich bedanke mich bei Ihnen, dass Sie unserem
Vorschlag einer Gesetzesnovellierung zustimmen
wollen. Ich versichere Ihnen, dass dies der erste
Schritt sein wird, um im Bereich der Stiftungen in
Bremen weitere Schritte vorzunehmen. Wir haben
die Absicht, erste Gespräche haben stattgefunden,
gemeinsam mit dem Stifterverband der Deutschen
Wissenschaft, mit dem Bundesverband der Deut-
schen Stiftungen und der Handelskammer Bremen
hier einige Aktionen durchzuführen.

Das Erste wird ein Stiftertag sein, den wir Ende
dieses Jahres, Anfang nächsten Jahres durchführen
werden, um mit den bestehenden Stiftungen dar-
über zu sprechen, wo wir auf dem Verwaltungswe-
ge noch helfen können, Hemmnisse abzubauen. Der
zweite Schritt wird sein, durch ein neues Stiftungs-
management hier in Bremen auch neue Stifter an-
zuregen, sich hier zu engagieren und sich hier in
Bremen mit Stiftungen niederzulassen.

Ich glaube, bei dem, was auf Bundesebene leider
noch nicht, in aller Freundlichkeit gesagt, Herr Kuhn
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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und Herr Kleen, noch nicht voll erreicht worden ist,
denn das ist eine halbe Lösung, was die Bundesre-
gierung gemacht hat, aber es ist eine Lösung, ist der
erste Schritt erst einmal gemacht.

Die Finanzer haben in den letzten Jahren immer
ihre Bedenken gehabt, die haben sie auch in diesen
Jahren. Das ist leider so. Sie wissen genau, dass die
CDU-Opposition in Berlin gern eine umfassendere
Lösung gehabt hätte, die nicht erreichbar ist, genau
wie sie vorher mit dem Finanzressort nicht erreich-
bar war. Darum müssen wir uns jetzt erst einmal auf
das konzentrieren, was durchgesetzt worden ist.

Ich sage aber ganz eindeutig, wir müssen auch
bremische Schularbeiten erledigen. Das bedeutet,
dass wir jetzt mit dem heutigen Schritt beginnen,
mehr  Transparenz  herstellen,  dass  auch  die  Stif-
tungsverzeichnisse eingesehen werden können und
dass wir dann weiter gehen, um dann neue Stifter
anzuregen, sich hier in Bremen zu engagieren, weil
ich glaube, das darf man so ganz deutlich sagen, es
gibt privates Kapital, das müssen wir für bremische
Engagements, für bremisches Interesse binden. Das
muss unser gemeinsames Ziel sein, dies zu erreichen.
Ich bedanke mich für die Unterstützung für diese
Gesetzesnovellierung und bin sicher, dass wir mit
weiteren interessanten Schritten auf Sie zukommen
werden. — Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Bremischen Stif-
tungsgesetzes mit der Drucksachen-Nummer 15/367
in erster Lesung beschließen möchte, den bitte ich
um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren, interfraktionell wurde
vereinbart, Behandlung und Beschlussfassung in ers-
ter und zweiter Lesung vorzunehmen. Ich lasse des-
halb darüber abstimmen, ob wir die zweite Lesung
durchführen wollen.

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt entsprechend.

(Einstimmig)

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. — Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Bremischen Stif-
tungsgesetzes in zweiter Lesung beschließen möch-
te, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt entsprechend.

(Einstimmig)

Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Übertragung
von Aufgaben staatlicher Förderung auf juristische

Personen des privaten Rechts

Mitteilung des Senats vom 13. Juni 2000
(Drucksache 15/380)

1. Lesung

Dazu  als  Vertreter  des  Senats  Frau  Senatorin
Adolf.

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet.

Als Erster hat das Wort der Abgeordnete Pietrzok.

Abg. Pietrzok (SPD): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich möchte es an dieser Stelle kurz
machen. Es geht bei diesem Gesetz darum, dass wir
arbeitsmarktpolitische Instrumente und Instrumen-
te der Sozialpolitik, bei denen es auch um die Inte-
gration in den Arbeitsmarkt geht, in Zukunft in Form
von GmbH weiterbetreiben wollen, und dieses Ge-
setz, das Ihnen hier vorliegt, schafft dazu die gesetz-
lichen Voraussetzungen.

Es gibt dazu politische Kontroversen, die sehr aus-
giebig im vergangenen Monat hier im Parlament
diskutiert worden sind. Deswegen werde ich mich
hier ganz kurz fassen und noch einmal die sozialde-
mokratische Position zum Ausdruck bringen. Ich
denke,  die  detaillierte  Auseinandersetzung  kann
auch noch einmal in den Protokollen nachgelesen
werden, oder die Position der Sozialdemokratie oder
meine Position kann man auch unter www.Pietrzok.de
downloaden.

Jedenfalls will ich noch einmal ganz kurz sagen,
dass wir dieses Gesetz deswegen machen, weil wir
die Möglichkeiten darin sehen, die operativen und
die strategischen Ebenen in Zukunft zu trennen. Wir
wollen eine eindeutigere Trennung von Arbeitsebe-
nen und erreichen, dass wir ähnliche Zielgruppen,
die eigentlich die gleichen Probleme haben, in Zu-
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kunft auch mit Angeboten versorgen können und
eine Struktur schaffen, die diesen Anforderungen
auch gerecht wird. Wir wollen den Blick nicht mehr
darauf werfen, woher diese Zielgruppen ihre Mittel
bekommen, ob es das Arbeits- oder das Sozialamt
ist. Das ist nicht die entscheidende Frage.

Die Kontroverse, die hier vorliegt, ist die, ob wei-
terhin die Politik und die Verwaltung genügend In-
strumentarien zum Steuern haben. Wir sind der
Meinung, dass wir diese Instrumentarien haben, dass
Einfluss darauf genommen werden kann, wie viel
Geld ausgegeben wird. Das macht die Politik unter
anderem über den Haushalt. Der Punkt ist, dass es
dann mehr Spielräume geben wird, in welcher Wei-
se umgesetzt werden kann, aber die Zielsetzungen
werden natürlich eindeutig über Kontrakte definiert,
und von daher sind wir der Meinung, dass wir da
deutliche Steuerungsinstrumente haben, die noch
dadurch ergänzt werden können, dass die Politik
auch bei der Gesellschafterversammlung dann Ein-
fluss nehmen kann.

Wir Sozialdemokraten unterstützen diese Geset-
zesänderung, weil sie sozialpolitische Innovationen
ermöglicht, die wir für notwendig halten. Die GmbH
werden dann in Zukunft neue Spielräume haben,
auch wenn es gewisse Schwierigkeiten mit der Ge-
meinnützigkeit gibt, so dass man abwägen muss, ob
es  sich  rechnet,  weil  wir  davon  ausgehen,  dass
diese GmbH sich nicht mehr unbedingt regional auf
Bremen beschränken müssen, sich über den Rah-
men der beschäftigungsorientierten Dienstleistun-
gen hinaus, die sie sonst machen, auch an Unter-
nehmen wenden können und sich auch dieses hö-
here Maß an Selbständigkeit bewährt. Deswegen
sind wir der Meinung, dass dieses Gesetz unterstützt
werden soll. — Danke!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Dreyer.

Abg. Frau Dreyer (CDU): Herr Präsident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Wir beraten heute
die Änderung des Gesetzes zur Übertragung staat-
licher Förderung auf juristische Personen des priva-
ten Rechts, also ein Beleihungsgesetz. Damit kön-
nen wir nach der langen, ausführlichen und diffe-
renzierten Beratung in der Deputation und auch hier
bereits im Hause vor vier Wochen die Aufgaben der
Arbeitsmarktförderung  auf  eigenständige  Gesell-
schaften in Bremen und Bremerhaven übertragen,
und ich denke, das wird ein positiver und ein sehr
wichtiger Schritt für alle. Wir, die CDU-Fraktion,
erhoffen uns davon zukünftig eine stärkere Bünde-
lung der Landesmittel mit denen der Bundesanstalt
für Arbeit, passgenauere Angebote für die Men-
schen, die Arbeit suchen und dringend brauchen,
eine schnelle Integration der Menschen ohne Arbeit

in die ganz normalen Arbeitsprozesse, und wir hof-
fen auch, dass der Etat der Sozialhilfe künftig gerin-
ger beansprucht wird, als das bislang der Fall ge-
wesen ist.

Zugegeben, meine Damen und Herren, das ist
eine Fülle von großen Zielen, die aber nach unserer
Meinung erreicht werden müssen und auch erreich-
bar sind. Zur Erreichung dieses Zieles müssen wir
klare Managementstrukturen schaffen, darum eine
GmbH. Wir müssen die vielfältigen Kompetenzen
der Kolleginnen und Kollegen genau aufeinander
abstimmen und zum Einsatz bringen. Wir müssen
die Abstimmungsprozesse schneller machen, auch
zwischen Arbeitsamt und der neuen GmbH, und wir
müssen die Akteure der Arbeitsmarktpolitik in ein
Boot bringen und hoffentlich noch in eine Richtung
steuern lassen, das würden wir uns jedenfalls wün-
schen.

(Beifall bei der CDU)

Das Ziel ist klar, meine Damen und Herren, und
kann kurz und prägnant zusammengefasst werden,
nämlich jede Frau oder jeder Mann, die/der arbeits-
fähig ist und neu Sozialhilfe beantragt, bekommt so-
fort eine Beschäftigung nachgewiesen. Dies ist ein
erster Schritt, und nach diesem folgen weitere, im-
mer an dem Ziel orientiert, dass die Menschen ihre
eigene Existenz unabhängig von Transferleistungen
sichern können, und zwar langfristig sichern kön-
nen.

Das hört sich einfach an, meine Damen und Her-
ren, ist es aber nicht, denn die Aufgaben, die zu-
künftig in der Bremer Arbeit GmbH geleistet wer-
den müssen, sind eine große Herausforderung für
die Beschäftigten, und sie sind eine besonders gro-
ße Herausforderung für die Menschen, die einen
Weg in ein selbstbestimmtes Leben mit einer eigen-
ständigen Absicherung ihres Lebensunterhaltes fin-
den müssen.

Ich bin mir sicher, meine Damen und Herren, dass
wir mit unserer heutigen Beschlussfassung ein gu-
tes Fundament für die zukünftigen Aufgaben schaf-
fen. Wir geben der Bremer Arbeit GmbH einen gro-
ßen Entscheidungsspielraum und auch einen Ver-
trauensvorschuss, und ich bin mir sicher, die neue
GmbH wird diesen Raum mit Kompetenz ausfüllen
und zum Wohle der Arbeitsuchenden in Bremen wie
auch in Bremerhaven nutzbar machen. — Ich dan-
ke Ihnen!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Linnert.

Abg. Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Glaube, Lie-
be, Hoffnung, aber die schönste davon — —! Heute
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wollen wir also in erster Lesung das so genannte Be-
leihungsgesetz beraten. Das soll geändert werden.
Das Beleihungsgesetz war ja hier schon Thema in
der Fragestunde bei der Frage des Kollegen Müt-
zelburg. Es wurde im Mai 1998 von der Bremischen
Bürgerschaft beschlossen, und Ziel dieses Gesetzes
sollte sein, der BIG, Bremer Investitions-Gesellschaft,
der BIS, Bremerhavener Gesellschaft für Investiti-
onsförderung und Stadtentwicklung, und BBI, Bre-
men Business International, Wirtschaftsförderung
und Stadtentwicklungsaufgaben als Instrumente zu
übertragen. Die Übertragung von bisher von der
Kommune und dem Land vorgenommenen Aufga-
ben, hoheitlichen Aufgaben und Aufgaben der öf-
fentlichen Verwaltung, sollte auf diese Gesellschaf-
ten möglich gemacht werden. Das steht in diesem
Gesetz, und ich will auch vor allen Dingen über die
rechtliche Seite der ganzen Problematik reden und
weniger über den Bereich Arbeitsmarktförderung.

Was da passiert ist, ist, dass Aufgaben, die bisher
in der öffentlichen Verwaltung wahrgenommen wor-
den waren, auf eine private Gesellschaft, in diesem
Fall eine GmbH, übertragen werden, und dann, weil
man merkt, dass es nicht so einfach geht mit den
hoheitlichen Aufgaben, und weil man dann vielleicht
doch irgendwie kalte Füße bekommt und denkt, so
weit kann man es vielleicht doch nicht treiben, wird
das Beleihungsgesetz verabschiedet, in dem gere-
gelt wird, wie eben doch das, was die Verfassung
uns an parlamentarischer Kontrolle vorschreibt, ge-
währleistet werden kann.

Dieses Gesetz ist im Mai 1998 von der Bürgerschaft
beschlossen worden. Einen Monat später wurde es
durch Anlagen ergänzt. Im März 1999 wurde es hier
dadurch ergänzt, dass auch die Bremer Aufbau-Bank
Teil des Beleihungsgesetzes werden soll, und jetzt
soll das Beleihungsgesetz geändert werden, damit
eben auch die Arbeit Bremen GmbH und die Arbeit
Bremerhaven GmbH — wer denkt sich eigentlich
solche geschmacklosen Namen aus? —

(Zuruf vom Bündnis 90/Die Grünen: AFB!)

auch die hoheitlichen Aufgaben übernehmen kön-
nen, also hoheitliche Aufgaben im Rahmen einer
GmbH, dass sie eben auch beliehen werden kön-
nen. Im Herbst werden wir hier bestimmt noch ein-
mal über dieses Gesetz reden, nicht nur, weil die
zweite Lesung ansteht, sondern weil es ja immer so
weiter geht. Im Umweltbereich gibt es Planungen,
und das mit der KMB ist ja auch schon ziemlich weit
fortgeschritten. Die Sache geht also weiter.

Von Anfang an gab es ganz starke verfassungs-
rechtliche Bedenken, ob man auf dem Wege der Be-
leihung in solch einem großen Umfang öffentliche
Aufgaben an Private übertragen kann, und die Grü-
nen bleiben bei zwei zentralen Kritikpunkten, die
wir auch von Anfang an geäußert haben. Es kommt
zu einer aus unserer Sicht verfassungsrechtlich nicht

zu  vertretenden  Verminderung  der  parlamentari-
schen Kontrolle,

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

und es kommt zu einem Aushöhlen des Haushalts-
rechts durch globale Mittelzuweisungen. Berichte,
die ja dann noch nicht einmal, obwohl das ja ge-
setzlich vorgeschrieben war, hier auch anständig
abgeliefert werden, ersetzen keine parlamentarische
Kontrolle, sondern sie berichten darüber, was schon
passiert ist. Das Parlament hat aber das Recht und
die Pflicht, auch in laufende Verwaltungsverfahren
einzugreifen und diese zeitnah zu begleiten. Es reicht
nicht, wenn man dann irgendwann später einmal ei-
nen großen Bericht bekommt.

Das Beteiligungscontrolling übrigens, das empfeh-
le ich hier jedem Kollegen des Hauses zur Lektüre,
ist ein Datenfriedhof, und Parlamentarier sind auf
der Basis dieses Controllings nicht in der Lage, ihre
Arbeit so zu machen, wie das eigentlich vorgesehen
ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen —
Zuruf der Abg. Frau D r e y e r  [CDU])

Nein, auch Sie nicht, Frau Dreyer!

Was finden wir jetzt vor nach dem Beleihungsge-
setz, so wie es hier bisher verabschiedet wurde? Wir
finden ein BIG-Imperium vor, das eine dem Parla-
ment unbekannte Zahl von Untergesellschaften ge-
gründet hat mit auch dem Parlament nicht bekann-
ten Aufgaben. Dazu ist die BIG ermächtigt worden.
Wer weiß eigentlich noch, wie diese ganzen Gesell-
schaften so heißen? BIG, BIF, BAF, PIF, PLUF, BRR!

Ich will Ihnen einmal etwas sagen, das ist auch
nur begrenzt witzig, wenn ein Parlament nicht mehr
in der Lage ist zu wissen, in welcher Form der Staat
in den von ihm beauftragten und gegründeten und
in seinem Besitz befindlichen Gesellschaften den
Bürgerinnen und Bürgern in diesem Land begeg-
net. Dann nimmt das irgendwann ein Ausmaß an,
dass es eine ernste Angelegenheit ist und man zu-
mindest  irgendwann  zu  dem  Ergebnis  kommen
muss, dass man einen Stopp einlegen und auswer-
ten muss, was bisher passiert ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die BIG hat des Weiteren eine fast generelle Er-
mächtigung, Geld auszugeben. Der Wirtschaftsse-
nator hat nicht nur keine Berichte abgeliefert, wie
er das nach dem Gesetz eigentlich machen sollte,
sondern, noch viel schlimmer, er gibt gar keinen Fi-
nanzrahmen vor! Das heißt, die BIG präsentiert sich
der Wirtschaft in der Stadt, kommt alle zu uns her,
die ihr mühselig, bedürftig und beladen seid, wir
bewilligen Geld unter Haushaltsvorbehalt, und ir-
gendwann ist dann genug Druck entstanden.
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Übrigens  haben  die  Unternehmen  ja  auch  ein
Recht darauf, dass solche Bescheide nicht einfach
nur irgendwo an die Wand gehängt werden, son-
dern dass sie sich auch irgendwann materialisieren.
Diese Bescheide werden unter Haushaltsvorbehalt
gegeben, und dann gerät der Haushaltsgesetzgeber
unter Druck, im Vorgriff auf die Haushalte 2005,
2020, 2050, das ist ja unendlich ausdehnbar, was Sie
da treiben, Mittel zu bewilligen. Das ist das, was Sie
mit dem Beleihungsgesetz und der Beleihung der
BIG hier in Bremen angerichtet haben!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Es gibt also dieses Beleihungsgesetz ohne Gesamt-
konzept. Welche Dimension des Haushalts darf man
eigentlich in dieser Rechtsform an Gesellschaften
weitergeben? Es gibt dieses Beleihungsgesetz ohne
verfassungsrechtliche Prüfung. Die Bedenken sind
immens.

Andere Landtage gründen Enquetekommissionen,
um sich genau dieser Frage zu widmen. Das vom
Vorstand der Bremischen Bürgerschaft einstimmig
beschlossene Gutachten, das uns helfen soll zu klä-
ren, was das jetzt eigentlich für unsere Arbeit heißt,
was hier angeregt wird, schmort weiter. Wir wollen
einmal sehen, ob die Absprache, die unter den Haus-
haltspolitikern getroffen wurde, dass es das jetzt
endlich geben soll, noch eingehalten wird. Dieses
Gesetz wird jeweils von der Bürgerschaft, ich habe
ja den Ablauf geschildert, interessengeleitet aufge-
füllt. Die nächsten Sachen sind schon in der Planung.

Wir sind uns da ziemlich sicher, meine lieben Kol-
leginnen und Kollegen, dass es hier im Ergebnis
darum geht, dass das Parlament entmachtet wird und
sich selbst entmachtet. Da, meine Damen und Her-
ren, sind wir uns ziemlich sicher, das Parlament darf
sich nicht selbst entmachten! Es geht darum, ob wir
hier unsere Arbeit richtig machen. Parlamentarier
haben Rechte und Pflichten. Wir können nicht an
irgendwen, weil uns das besser passt, weil es be-
quemer ist, weil man damit weniger Scherereien und
weniger Verantwortung hat, irgendwo möglichst
weit weg, Aufgaben verteilen, in der vagen Hoff-
nung, dass es dann billiger und besser wird.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Eine effektive Kontrolle der Regierung ist nicht nur
Aufgabe der Opposition, sondern des gesamten Par-
laments. Das gehört mit zu Ihren Pflichten, liebe Kol-
legen von der SPD und von der CDU! Diese zentra-
le Aufgabe, die können Sie nicht an irgendjemand
anderen abgeben.

Sie geben, ohne die Erfahrung mit der BIG und
mit der BIS auszuwerfen, einen weiteren zentralen
Bereich kommunaler Aufgaben, nämlich die der Ar-
beitsmarktförderung, in eine privatrechtliche Form.
Fragen Sie einmal in Bremerhaven, was da über die

BIS geredet wird! Das geht hier trotzdem locker so
weiter.

(Abg. T ö p f e r  [SPD]: Aber die BIS hat
doch Biss in Bremerhaven!)

Ja,  dass  das  verfassungskonform  ist,  können  Sie
trotzdem nicht behaupten!

Wir bleiben dabei, Sie machen, trotz der bisheri-
gen negativen Erfahrungen, trotz der Probleme, die
es mit der BIG gibt, trotz der verfassungsrechtlichen
Bedenken, fröhlich so weiter, schaffen Fakten, ver-
halten sich nach dem Motto „Nachdenken schadet
nur“. Zweifel werden hier generell denunziert, als
hätten Abgeordnete nicht die Pflicht, Zweifel zu äu-
ßern und Fragen zu stellen. Der Verweis auf Recht
und Gesetz wird hier belächelt, und das Beharren
auf Verfassungsgrundsätzen, das konnten wir uns
heute Morgen hier anhören, wird als Formalismus
in Misskredit gebracht.

Dieses Parlament muss seine Arbeit machen. Sie
werden dann, wenn Sie das Beleihungsgesetz hier
so beschließen, nicht im Stande sein, Ihre Arbeit so
zu machen, wie das von der Verfassung vorgesehen
ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich möchte nur ganz kurz noch inhaltlich auf die
Werkstatt Bremen eingehen, weil es mir vor allen
Dingen darum ging, aus der Sicht der Grünen dar-
zustellen, was dieses Gesetz eigentlich für diesen
Staat hier bedeutet. Wir haben inhaltlich über die
Werkstatt Bremen schon in der letzten Sitzung län-
ger geredet, und wir werden auch in der Deputati-
on und im Haushaltsausschuss noch die Möglich-
keit haben, inhaltlich darüber zu reden.

Sie schlagen vor, einen funktionierenden Eigen-
betrieb zu zerschlagen. Es gibt keinerlei Nachweis
finanzieller  Vorteile  —  das  übrigens  schreibt  das
Haushaltsgesetz aber auch vor —, im Gegenteil, Herr
Pietrzok hat das hier auch schon eingeräumt, Sie
werden eine Million DM Umsatzsteuer zusätzlich
bezahlen müssen. Das sind 20 Stellen für Sozialhil-
feempfängerinnen  und  Sozialhilfeempfänger.  Da
kann ich nur sagen, Bremen hat es ja! Nur damit
man Staatsrätespielwiesen und dem Parlament ent-
zogene Gesellschaften hier gründen kann!

(Zuruf von der SPD)

Ja, dabei bleibe ich! Natürlich sind das Staatsrä-
tespielwiesen. Schauen Sie sich doch einmal an, wer
in  diesem  Bremer  Imperium,  das  hier  angerichtet
wurde, überall sitzt, und zwar fern und weg von der
parlamentarischen Kontrolle!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
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Das ist uns diese eine Million DM wert, wir haben
es ja! Die Ausweitung der Macht der Verwaltung
beschneidet nicht nur die hier so viel gelobten Op-
positionsrechte — es ist ja am Anfang der Legisla-
turperiode gesagt worden, dass Ihnen das so wich-
tig ist —, sondern sie beschneidet auch die Rechte
des gesamten Parlaments. Es ist unbedingt nötig und
hoch an der Zeit, dass Sie damit aufhören und die
verfassungsrechtliche  Prüfung  dessen,  was  bisher
passiert ist, anstellen, um sich dann gemeinsam zu
einigen, wie moderne Instrumente der Haushalts-
steuerung in Zukunft sinnvoll für unser Gemeinwe-
sen eingesetzt werden können.

Was hier passiert, ist eine vollkommen einseitige
Ausuferung zu Lasten parlamentarischer Kontrolle.
Wir werden dem nicht zustimmen. Wir werden alle
Instrumente, die uns zur Verfügung stehen, einset-
zen, um Sie daran zu hindern, das hier so weiter zu
betreiben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort Frau
Senatorin Adolf.

Senatorin Adolf: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Bevor ich auf den Redebeitrag von Frau
Linnert eingehe, erlauben Sie mir, für den Hinter-
grund, vor dem wir diese Debatte führen, noch ein-
mal auf die aktuellen Entwicklungen auf dem Ar-
beitsmarkt einzugehen, weil ich glaube, dass sie
nicht ganz unwichtig sind und aufzeigen, warum wir
uns auch Überlegungen in die Richtung machen, die
wir Ihnen hier vorgeschlagen haben, die das Parla-
ment in seiner Mehrheit offensichtlich mitträgt.

Bundesweit können wir zurzeit einen kräftigen
Anstieg der Arbeitsplätze und eine deutliche Abnah-
me der Arbeitslosigkeit verzeichnen. Die Zahl der
Arbeitslosen ist im Mai 2000 um 198.000 auf 3,788
Millionen gesunken. Das sind immerhin 210.000 we-
niger als im Vorjahr und 409.000 weniger als im Mai
1998, fast eine halbe Million!

(Beifall bei der SPD)

Gleichzeitig stieg die Zahl der gemeldeten offe-
nen Stellen im Mai 2000 gegenüber dem Vorjahr um
17,7 Prozent. Mit 567.000 gemeldeten offenen Stel-
len haben wir jetzt den höchsten registrierten Wert
seit der Wiedervereinigung erreicht. Es ist abseh-
bar, dass die Beschäftigung in den nächsten Mona-
ten weiter wachsen wird. Auch im Land Bremen
können wir eine solche positive Entwicklung fest-
stellen. Im Mai des Jahres gab es im Land Bremen
2900 Arbeitslose weniger als im Mai 1999. Allein von
April bis Mai dieses Jahres verringerte sich die Ar-
beitslosenzahl um 1100.

Auch die Nachfrage nach Arbeitskräften stieg wei-
ter an. Gegenüber Mai 1999 ist eine Zunahme der

offenen Stellen um 17 Prozent auf fast 5000 zu re-
gistrieren. Neben der demographisch bedingten Ab-
nahme des Arbeitskräfteangebots trägt zunehmend
auch im Land Bremen die konjunkturelle Erholung
zum Rückgang der Arbeitslosigkeit bei. Meine Da-
men und Herren, das ist der Hintergrund.

Wir wollen diesen Wirtschaftsaufschwung, den wir
verzeichnen, der sich in Zahlen deutlich macht, nut-
zen. Wir wollen durch eine Neustrukturierung un-
serer Arbeitsförderung die strukturellen und die or-
ganisatorischen Grundlagen dafür schaffen, dass zu-
künftig  zum  Beispiel  auch  arbeitslose  Sozialhilfe-
empfängerinnen und Sozialhilfeempfänger stärker
als bisher an den Beschäftigungsmöglichkeiten des
ersten Arbeitsmarktes teilhaben können.

Diese Neustrukturierung soll von zwei wesentli-
chen Elementen geprägt sein. Das ist einmal, dass
wir die bislang ineinander verwobenen, unterschied-
lichen  Entscheidungsebenen  in  eine  strategisch-
steuernde und eine operativ-umsetzende Ebene auf-
teilen. Dieser Schritt ist, glaube ich, überfällig, muss
passieren und soll jetzt geschehen.

Die Aufgaben und Möglichkeiten der Arbeits-
marktpolitik des Landes sollen, zweitens, in Bremen
mit den kommunalen Hilfen zur Arbeit zusammen-
geführt werden. Frau Linnert kritisiert diesen Schritt.
Ich will aber trotzdem kurz noch einmal skizzieren,
wie wir das Ganze umsetzen wollen, wie diese Pla-
nungen mit Leben gefüllt werden sollen! Wir wol-
len in der Stadt Bremen zum 1. Januar 2001 den Be-
reich Hilfen zur Arbeit aus dem Eigenbetrieb her-
auslösen, das ist richtig, und gemeinsam mit den
operativen arbeitsmarktlichen Aufgaben des Res-
sorts, die wir von den strategisch-steuernden tren-
nen wollen, in einer eigenständigen GmbH zusam-
menfassen.

Diese GmbH soll eine Eigengesellschaft der Stadt
Bremen sein. Bremer Arbeit soll sie heißen, über
Namen kann man trefflich streiten, das kann man
sicherlich in diesem ganzen Gebiet. Es gibt nicht nur
staatlicherseits, sondern auch in der privaten Trä-
gerlandschaft viele Namen, wo man sich etwas über-
legt, aber ich glaube, dies sagt einfach aus, was wir
bezwecken, nämlich Arbeitsmarktpolitik zu fördern
und Arbeitsplätze zu schaffen.

Sie soll die operative Steuerung beziehungswei-
se die Durchführung der arbeitsmarktpolitischen
Programme in der Stadt Bremen übernehmen. Sie
wird diese Aufgaben im Rahmen der staatlichen und
kommunalen Arbeitsmarktpolitik nach den Richtli-
nien und Weisungen des zuständigen Senators —
damit auch nach den Richtlinien und Weisungen der
zuständigen Deputation — ausführen.

In der Stadt Bremerhaven sollen die operativen
Aufgaben der Arbeitsmarktpolitik meines Ressorts
ebenfalls zum 1. Januar 2001 in einer eigenständi-
gen GmbH gebündelt werden, die unter dem Na-
men Bremerhavener Arbeit GmbH mit einer Mehr-
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heitsbeteiligung der Stadt Bremerhaven und einer
Minderheitsbeteiligung des Landes Bremen gegrün-
det wird. Die kommunalen Aufgaben der Hilfen zur
Arbeit sollen in der Stadtgemeinde Bremerhaven zu-
nächst beim Amt für kommunale Arbeitsmarktpoli-
tik verbleiben.

Damit wir auf der strategisch-steuernden Ebene
Erfahrungen aus der praktischen Umsetzung von
Förderprogrammen in beiden Städten unseres Lan-
des nutzbar machen können, zum Beispiel für Mo-
difikationen in der Fördersystematik oder für bun-
despolitische Debatten, sollen die Gesellschaften
auch an der Weiterentwicklung der Programme mit-
wirken.

Meine Damen und Herren, die von mir beabsich-
tigte Übertragung operativer Aufgaben auf die bei-
den neu zu gründenden Gesellschaften sollen nach
dem Modell erfolgen, das für die Neuordnung der
bremischen Wirtschaftsförderung entwickelt wurde.
Es gibt darüber seit längerem Streit. Frau Linnert
hat hier den Diskussionsstand wiedergegeben, wie
er sich aus Sicht der Grünen darstellt. Ich gehe da-
von aus, dass die rechtlichen Fragen in diesem Zu-
sammenhang geklärt sind, dass es verfassungsrecht-
liche Probleme in der von Ihnen beschriebenen Art
nicht gibt und es verfassungsrechtlich möglich ist,
einen solchen Schritt zu gehen, ein solches Gesetz
zu erlassen.

Von daher gehen wir hier einen Weg weiter, in-
dem wir die Arbeitsmarktförderung nun auch in eine
Gesellschaft bringen. Das heißt aber nicht, dass sie
der parlamentarischen Kontrolle entzogen wird. Es
wird nach wie vor so sein, dass der Senator für Ar-
beit, ich belasse es einmal bei diesem Teil des Na-
mens, die Grundsätze für die Arbeitsmarktpolitik
festlegen wird, die Bausteine, aus denen sich Pro-
gramme zusammensetzen, die Grundsätze für die
Vergabe von Programmen, von Projekten, die Quan-
tität der Maßnahmen und das Geld. An diesen Ent-
scheidungen ist das Parlament natürlich auch über
den Haushaltsausschuss, über das Parlament in den
Haushaltsberatungen, über die Deputationen und
nicht zuletzt über den Aufsichtsrat der neu zu grün-
denden Gesellschaften weiter beteiligt.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Aufsichtsräte ersetzen keine par-
lamentarische  Kontrolle!  Sie  werden  vom

Staat entsandt!)

Wir werden diesen Streitpunkt, den wir ja auch in
der Deputation schon ausgetragen haben, aber nicht
zu einem einvernehmlichen Ergebnis geführt haben,
auch hier heute nicht zu einem einvernehmlichen
Ergebnis bringen. Es wird dabei bleiben, dass wir
die gegensätzlichen Standpunkte hier noch einmal
aufführen, aber wir werden uns hier und heute si-
cherlich in dieser Frage nicht weiter annähern, als
das in den vergangenen Wochen in vielen Diskus-

sionen möglich war. Wir halten dieses Gesetz für
rechtlich nicht angreifbar, und da gehen die Mei-
nungen einfach auseinander.

(Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Dann schauen wir einmal!)

Dann schauen wir einmal! Gut, wir werden natür-
lich, wenn es rechtliche Stellungnahmen dazu gibt,
diese prüfen. Ich wehre mich auch dagegen, Frau
Linnert, dass Sie sagen, Zweifel würden überhaupt
nicht wahrgenommen. Ich rede jetzt für mich per-
sönlich, und ich kann Ihnen nur sagen, dass ich na-
türlich sehr gut überlege, was ich tue, bevor ich et-
was vorschlage, und ich habe mich auch mit dieser
Frage auseinandergesetzt. Ich belächle andere Mei-
nungen auch nicht, sondern man kann eben bei der
Prüfung eines Sachverhalts auch zu unterschiedli-
chen Ergebnissen kommen. Das muss letztlich dann
von Ihnen auch akzeptiert werden, das heißt nicht,
dass es nicht weitere Prüfungen geben kann.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Es droht, glaube ich, nicht, dass

wir das nicht akzeptieren müssen!)

Dass Sie das in der Sache nicht richtig finden, das
ist Ihnen natürlich vorbehalten, aber dass Sie ak-
zeptieren, dass andere eine andere Sichtweise ha-
ben, finde ich, ist genauso selbstverständlich!

Wir haben, um die Frage nach der optimalen
Rechtsform für die operative Ebene solide beantwor-
ten zu können, die Fides Treuhandgesellschaft be-
auftragt, einen Vergleich der rechtsformenabhängi-
gen Handlungsmöglichkeiten eines Eigenbetriebes
mit denen einer Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung durchzuführen. Die Fides kommt zu dem Er-
gebnis, dass die beabsichtigte Neustrukturierung der
Arbeitsförderung in der Rechtsform der GmbH Vor-
teile gegenüber einem Eigenbetrieb aufweist. Sie
begründet das Ergebnis im Wesentlichen damit, dass
eine GmbH im Vergleich zu einem Eigenbetrieb hin-
sichtlich Art und Umfang der Geschäftstätigkeit auch
außerhalb des Rahmens der kommunalen Aufgaben
wirtschaftlich tätig werden kann, sich zudem die Ge-
schäftstätigkeiten nicht nur auf das hoheitliche Ge-
biet der betreffenden Gebietskörperschaft beschrän-
ken muss

(Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das nennt man dann Privatisierung!)

und dass eine Eigengesellschaft insgesamt selbst-
ständiger arbeiten und gegenüber öffentlichen Be-
trieben flexibler agieren kann. In diesem Zusammen-
hang kommt die Fides zu dem Ergebnis, dass auch
die Zahlung von Umsatzsteuer, die notwendig ist,
nicht die Vorteile einer GmbH-Lösung verdrängt und
damit eine GmbH-Lösung unmöglich macht.
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Meine Damen und Herren, ich verspreche mir von
der beabsichtigten Neustrukturierung der Arbeits-
förderung nicht das Prinzip „Glaube, Liebe, Hoff-
nung“, das Frau Linnert hier angesprochen hat, son-
dern ich bin überzeugt, wir werden zu einer effekti-
veren Bündelung von kommunalen Mitteln, ISF- und
Landesmitteln kommen. Wir werden einen zielge-
richteten Einsatz von Förderinstrumenten ermögli-
chen. Wir werden stärker die Landesmittel mit de-
nen der Bundesanstalt für Arbeit bündeln können,
und wir werden eine bessere soziale und berufliche
Integration von Arbeitslosen, Sozialhilfeempfängern
und Sozialhilfeempfängerinnen erreichen. Das steht
für mich inhaltlich im Vordergrund. Deswegen bitte
ich Sie, diesem Gesetzentwurf zuzustimmen!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur
Übertragung von Aufgaben staatlicher Förderung
auf juristische Personen des privaten Rechts in ers-
ter Lesung beschließen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

(Dafür SPD und CDU)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Bündnis 90/Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

(Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz in erster Lesung.

(Unruhe)

Meine Damen und Herren, ich unterbreche für ei-
ne Minute die Sitzung. Wir müssen eben etwas klä-
ren.

(Unterbrechung der Sitzung 11.15 Uhr)

*
Präsident  Weber  eröffnet  die  Sitzung  wieder  um
11.17 Uhr.

Präsident Weber: Ich eröffne die unterbrochene
Sitzung.

Es bestand Unklarheit darüber, ob eine zweite Le-
sung notwendig ist. Notwendig ist, dass wir nach

der ersten Lesung eine Überweisung an die Depu-
tation für Arbeit, an die Deputation für Soziales und
an den Haushalts- und Finanzausschuss vornehmen.

Wer der Überweisung an die von mir genannten
Deputationen und an den Haushalts- und Finanz-
ausschuss zustimmen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Dann wird so verfahren.

(Einstimmig)

Ausländische Mitbürgerinnen und Mitbürger in
der Arbeitswelt in Bremen und Bremerhaven

Große Anfrage der Fraktion der CDU
vom 5. April 2000

(Drucksache 15/272)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 6. Juni 2000

(Drucksache 15/368)

Dazu  als  Vertreter  des  Senats  Frau  Senatorin
Adolf.

Gemäß Paragraph 29 unserer Geschäftsordnung
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort auf die
Große Anfrage in der Bürgerschaft mündlich zu wie-
derholen.

Frau Senatorin, ich vermute, dass Sie darauf ver-
zichten? — Das ist der Fall.

Wir treten dann in eine Aussprache ein.

Als Erster hat das Wort der Abgeordnete Peters.

Abg. Peters (CDU) *): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Als Erstes möchte ich mich für die
ausführliche Beantwortung der von der CDU gestell-
ten Fragen bedanken. Lassen Sie mich aber ein-
gangs feststellen, dass die Anworten deutlich ma-
chen, dass ausländische Mitbürger nicht automatisch
mit  illegaler  Beschäftigung,  Schwarzarbeit  oder
Dumpingpreisen in Verbindung zu bringen sind, wie
es häufig in der öffentlichen Meinung anklingt,

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

sondern es wird aus der Antwort klar, dass die aus-
ländischen Mitbürger in Bremen und Bremerhaven
wie auch in Gesamtdeutschland einen nicht unwe-
sentlichen  Faktor  für  die  Arbeitswelt  darstellen!
Ebenso haben die ausländischen Mitbürger einen
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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nicht unwesentlichen Anteil an der wirtschaftlichen
Entwicklung wie aber auch an den Sozialversiche-
rungssystemen. Ihr Engagement hat somit in vielen
Bereichen eine große Bedeutung bekommen, wie
zum Beispiel als Unternehmer, als Arbeitnehmer,
aber auch in kulturellen Bereichen. Das muss zu ei-
nem verbesserten Miteinander in unserem Land füh-
ren.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Die meisten Ausländerinnen und Ausländer leben
seit vielen Jahren im Land Bremen und sind bereits
ein Teil unserer Gesellschaft geworden, oder sie sind
auf dem Weg dahin und haben diese Gesellschaft
sicherlich auch bereichert.

Lassen Sie mich nun einige Aussagen zu den Ant-
worten auf die Fragen der CDU machen! Wenn ich
die Frage eins nehme, wird schon sehr deutlich, dass
die hier legal lebenden Ausländer etwa gleich ihres
Anteils an der Bevölkerung auch am Arbeitsprozess
teilnehmen. Diese Entwicklung und Tatsache be-
grüßt die CDU außerordentlich. Dies macht aber
ebenfalls deutlich, welch hohen Anteil diese Mitbür-
ger an unserer wirtschaftlichen Entwicklung auch
hier in Bremen haben.

Zu zwei: Auch die Antwort zu dieser Frage lässt
sich insgesamt positiv bewerten. Allerdings ist auf-
fällig, dass sich einerseits die meisten Beschäftigten
in den Fertigungsberufen und Dienstleistungsberu-
fen wieder finden, aber andererseits in den techni-
schen Berufen, wie zum Beispiel Ingenieure, Che-
miker, Mathematiker, unterrepräsentiert sind. Hier
sollten wir, schon beginnend bei der schulischen Bil-
dung, Unterstützung geben.

Der Entwurf einer Konzeption zur Integration von
Zuwanderern und Zuwanderinnen im Land Bremen
stellt hier sicherlich einen hilfreichen Ansatz dar. In
diesem Konzept wird unter anderem dieses Problem
erkannt und werden Ansätze zur Förderung von
ausländischen Jugendlichen dargelegt, denn ein gu-
ter Schulabschluss, ein gutes Beherrschen der deut-
schen Sprache sind sicherlich eine gute Vorausset-
zung, um ein Hochschul- oder Universitätsstudium
aufzunehmen. Das Konzept sieht hier eine Förde-
rung für Kinder und Jugendliche im Vorschulalter,
der Schule und in der Übergangsphase von Schule
zum Beruf vor, aber auch besonders für Mädchen
und Frauen.

Hier bin ich beim zweiten Teil der Antwort zu Fra-
ge zwei: Es ist der relativ hohe Anteil von weibli-
chen Beschäftigten zu begrüßen, aber sicherlich wä-
re es noch besser, dass sich nicht nur ein fast fünf-
zigprozentiger Anteil in den Dienstleistungsberufen
wieder findet. Deshalb sind auch die oben angeführ-
ten Maßnahmen wichtig, um den Anteil der Frauen
in den anderen Berufsbereichen zu erhöhen. Die Ar-
beitsdeputation unterstützt finanziell auch die Pro-
jekte zur Berufsorientierung und Berufspraxis für

Migrantinnen. Die CDU hofft, dass all dies das gute
Miteinander für Bremen festigt, wobei ich noch ein-
mal deutlich begrüßen möchte, wie wichtig gerade
in den Dienstleistungsberufen die ausländischen Ar-
beitnehmer und Arbeitnehmerinnen für Bremen und
Bremerhaven sind.

Zu drei: Wenn hier sinngemäß festgestellt wird,
dass ausländische Unternehmen eine bedeutende
und unverzichtbare Position in unserer Gesellschaft
einnehmen, bedeutet dies doch, dass hier teilweise
schon seit Jahrzehnten ein wichtiges Miteinander
und Füreinander in Bremen stattfindet. Zirka 3400
Unternehmen im Land Bremen sprechen hier doch
eine deutliche Sprache. Stellen Sie sich doch ein-
mal vor, dass wir plötzlich wieder ohne die Geschäf-
te, Gaststätten, Importfirmen von ausländischen Un-
ternehmen wären! Wir wären doch um eine wert-
volle Bereicherung für unser Leben, unsere Freizeit
ärmer.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Denken Sie hier an die italienische Eisdiele, das tür-
kische Restaurant, die vielen exotischen Früchte und
Speisen, die uns hier erreichen und uns doch auch
in dem Bereich sicherlich bereichern!

Zu  vier:  Diese  Aufstellung  macht  noch  einmal
deutlich, wie wichtig und unverzichtbar unsere aus-
ländischen Mitbürger gerade in der Gastronomie
und im Dienstleistungsbereich sind.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Aber auch im verarbeitenden Gewerbe haben viele
ihren Arbeitsplatz, wie ich vorhin schon sagte. Was
mich sehr überrascht hat, ist allerdings, dass wir hier
290 Arbeitnehmer im Bergbau haben, davon sind
neun ausländische. Das hat mich schon überrascht,
aber, na ja, warum nicht Bergbau in Bremen? Ich
weiß nicht, wo das zuzuordnen ist.

(Abg. T ö p f e r  [SPD]: Tiefbau!)

Nein, Tiefbau ist etwas anderes! Bergbau!

(Abg. T ö p f e r  [SPD]: Noch tiefer als
Tiefbau!)

Richtig! Sehr zu begrüßen ist aber generell, dass
die Ausländerinnen und Ausländer doch zunehmend
hier in allen Wirtschaftsbereichen ihre Arbeit finden.
Im Großen und Ganzen wird der positive Gesamt-
trend auch noch einmal in dieser Antwort deutlich.

Zu fünf: Hier möchte ich noch einmal darauf zu-
rückkommen: Was wären wir ohne frische Lebens-
mittel vom türkischen Händler, Eis vom Italiener,
Essen vom Mexikaner, exotische Speisen von aus-
ländischen Importeuren, die ausländischen Händ-
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ler im Großmarkt und so weiter, was für uns schon
selbstverständlich geworden ist hier in der Stadt,
aber auch ohne die vielen Arbeitsplätze, die diese
Unternehmen  Ausländern  und  Deutschen  bieten?
Die Antwort macht ebenfalls deutlich, wie wichtig
die  ausländischen  Unternehmen  für  die  gesamte
deutsche Wirtschaft geworden sind.

Ich glaube auch, dass die Einrichtung BQN au-
ßerordentlich wichtig ist, wie auch in der Antwort
dargestellt wird. Die Arbeitsdeputation hat gerade
jetzt die Verlängerung des Projektes bis Oktober
2002 beschlossen. Hierbei werden ausländische Un-
ternehmer beraten und weiterqualifiziert, um unter
anderem Ausbildungsplätze zu schaffen, aber auch,
um die Betriebsführung zu optimieren, um Betriebe
weiterzuentwickeln und so weiter. Dies alles schafft
sicherlich dann weitere Arbeitsplätze, die wir hier
im Land Bremen dringend benötigen. Aber auch
Jugendliche und Eltern werden beraten, damit die
ausländischen Jugendlichen qualifizierte Schulen
und Ausbildungsabschlüsse erreichen und damit ihre
Situation für den Arbeitsmarkt verbessern. In der
Vergangenheit sind durch das BQN-Projekt immer-
hin schon 51 neue Ausbildungsplätze und fünf Aus-
bildungsverbünde geschaffen worden. Besonders er-
freulich ist auch, dass alle Beteiligten, Kammern et
cetera, dieses mittragen.

Zu sechs: Wenn ich die hier vorgelegten Zahlen
nehme, belegen diese, dass ausländische Mitbürger
prozentual am Arbeitsleben wie auch im gleichen
Verhältnis an Renten- und Sozialleistungen betei-
ligt sind. Es wird in der Antwort deutlich, dass die
gezahlten Sozialbeiträge und die Inanspruchnahme
von Sozialleistungen unter gesamtwirtschaftlichen
Effekten insgesamt positiv zu bewerten sind. Das
heißt, die Mitwirkung der ausländischen Mitbürger
in der Sozialversicherung ist in der Zwischenzeit ein
ganz wichtiger Bestandteil dieser Versicherung ge-
worden.

Zum Schluss lassen Sie mich noch einige weiter-
gehende Ausführungen machen, denn mit dem Ar-
beitsleben und der Zahlung von Rente ist das Leben
noch nicht zu Ende! Nehmen wir die so genannte
erste Generation der ausländischen Arbeitnehmer,
es herrschte damals doch noch die Vorstellung: in
Deutschland arbeiten, Geld verdienen und wieder
nach Hause gehen. Doch viele dieser Mitbürger sind
hier geblieben, Familien sind hinterhergezogen. Vie-
le dieser älteren Frauen haben heute noch Proble-
me mit der deutschen Sprache. Sicherlich wäre es
sinnvoll, wenn wir auch dort noch Sprachkurse ge-
ben, weil sie ja auch bis zum Lebensende hier blei-
ben werden, um hier am Leben selbst auch teilha-
ben zu können.

Die CDU begrüßt hierzu das eingangs schon er-
wähnte Konzept zur Integration, wobei bei Selbst-
engagement der betroffenen Zuwanderer und Zu-
wanderinnen mit viel Unterstützung hier ein Leben
erleichtert wird und die Zukunft positiv gestaltet

werden soll. Alle, die sich bei der Integration noch
zögerlich verhalten, die gibt es auch noch, sollten
die vielen Beispiele als Vorbild nehmen und endlich
die ihnen gebotenen Chancen ergreifen.

Zum Altwerden, darauf komme ich noch einmal
zurück, gehört aber auch eine aktive Teilnahme zum
Beispiel in den Altentagesstätten, nicht separat, son-
dern miteinander. Wir leben miteinander und sollen
auch alle miteinander das dann so hier erleben. Hier
ist, wie oben schon erwähnt, auch Selbstengagement
gefordert. Ebenfalls muss im Altenpflegebereich da-
rüber nachgedacht werden — die ausländischen Mit-
bürger werden ja älter —, dass dort auch noch eini-
ges zusätzlich geleistet werden muss.

Zum Leben gehört allerdings auch das Sterben,
und zunehmend wollen die hier lange integrierten
ausländischen Mitbürger hier bestattet werden. Des-
halb müssen wir hier vor Ort ausreichend Gräber-
felder vorhalten, die den verschiedenen Glaubens-
richtungen gerecht werden. Lassen Sie uns nicht nur
das Arbeitsleben, sondern das Leben aller Auslän-
der wie Deutschen gemeinsam gestalten, damit wir
friedlich zusammenleben können. — Danke schön!

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Lassen Sie mich kurz zur Mittei-
lung des Senats auf die Große Anfrage der CDU Stel-
lung beziehen! Der Senat teilt unter anderem mit,
dass der Anteil der Ausländer an den Erwerbstäti-
gen im Lande Bremen 11,9 Prozent betrage. Dazu
sei festgestellt, dass am Beispiel Bremens deutlich
wird, was auch für die Bundesrepublik Deutschland
gilt:  Ungeachtet  der  Massenarbeitslosigkeit  unter
Deutschen leistet man sich hierzulande im europäi-
schen Vergleich die mit Abstand höchste Zahl aus-
ländischer  Erwerbspersonen,  meine  Damen  und
Herren!

Mit Blick auf Ausländer als Unternehmer, zirka
3400 in Bremen, sei bemerkt, dass diese in aller Re-
gel nicht etwa Deutsche, sondern ebenfalls Auslän-
der beschäftigen, im Gegensatz zu deutschen Selb-
ständigen, die in vielen Bereichen EU-Ausländer be-
schäftigen, denn unter den 265.000 von Türken be-
schäftigten Mitarbeitern sind gerade einmal 52.000
Deutsche. Das sind zirka 19,6 Prozent. Es fällt doch
auf, dass ausländische selbständige Geschäftsleute
Arbeitsplätze  in  erster  Linie  für  ihre  Landsleute
schaffen. Das gilt für den Kebab-Laden, für alle aus-
ländischen Restaurants ebenso wie für die türkischen
Frisöre, Schneidereien, Taxifahrer, Reinigungskräf-
te, Architekten, Werbeleute und so weiter. Bei über
30.000  selbständigen  türkischen  Geschäftsleuten
fällt das natürlich besonders ins Gewicht.
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Trotz hoher Massenarbeitslosigkeit werden jähr-
lich in Deutschland über eine Million Genehmigun-
gen an Nicht-EU-Ausländer zur Arbeitsaufnahme in
Deutschland erteilt, und nur zirka 50.000 Anträge
werden im Jahr abgelehnt. Die Führungen anderer
Staaten handeln nach dem Prinzip, vorrangig die
Arbeitsplätze der eigenen Bürger zu sichern und,
wenn erforderlich, in erster Linie die Beschäftigung
der Fremden abzubauen. Doch hierzulande wird ge-
wissermaßen das Gegenteil betrieben. So wirbt Bun-
despräsident Bruder Johannes Rau für noch mehr
Zuwanderung, was natürlich entsprechende Auswir-
kungen auf den Arbeitsmarkt in Bremen und Bre-
merhaven haben dürfte.

Auch die CDU will wie die SPD und die Grünen
noch mehr Einwanderer! Früher hieß es bei der CDU
einmal, Deutschland sei kein Einwanderungsland.
Nun haben Regierende, auch im Zwei-Städte-Staat,
die Schaffung einer multikulturellen Kolonie offen-
bar zum Ziel ihres Wirkens erhoben. Damit hier kein
Missverständnis entsteht, stelle ich in Bezug auf Bre-
men fest, dass etwa die Kollektivbehauptung, die
Ausländer würden den Deutschen die Arbeitsplätze
wegnehmen, schon deshalb Unfug ist, weil die Mehr-
heit der hiesigen Ausländer sich aus nicht berufstä-
tigen Familienangehörigen, Arbeitslosen, Sozialhil-
feempfängern, Rentnern und so weiter zusammen-
setzt. Die pauschalierende Behauptung wäre vor al-
lem aber eine Gemeinheit gegenüber den tausen-
den Ausländern, die im Lande Bremen gearbeitet
haben beziehungsweise noch arbeiten, ohne deut-
sche Arbeitnehmer zu verdrängen, und die zum Nut-
zen der hiesigen Wirtschaft beigetragen haben.

Auffällig oft wird das Argument, Ausländer wür-
den Deutschen überhaupt keine Arbeitsplätze strei-
tig machen, von Leuten aus Sparten ohne nennens-
werte ausländische Arbeitsplatzkonkurrenz vorge-
tragen. Dazu zählen vor allem Politiker, Journalisten,
Sozialpädagogen und Pfarrer. Es ist doch klar: Wer
nicht direkt betroffen ist, hat eben leicht reden! Po-
litetablierte aus dem linksintellektuellen Spektrum
leben sogar vom Ausländerzustrom, beispielsweise
Rechtsanwälte, die, sehr gut honoriert aus der Staats-
kasse, Asylbetrüger, Asylabzocker jahrelang durch
alle Gerichtsinstanzen beim Schwindeln betreuen,
und nicht zu vergessen die Ausländerbeauftragten,
die mit ihrem aus Steuergeldern finanzierten Tross
linker Gehilfen,

(Abg. Frau W i l t s  [SPD]: Unglaublich!)

die nirgendwo anders unterkommen könnten — —.

(Glocke)

Präsident Weber: Herr Abgeordneter Tittmann, ich
bitte Sie, Ihre Ausdrucksform zu mäßigen!

(Abg. T i t t m a n n  (DVU): Wieso, gehen
Sie doch hinaus, wenn Sie es nicht ertra-
gen können! Das steht Ihnen ja frei! — Zu-
rufe von der SPD — Abg. E n g e l m a n n

[SPD]: Der Präsident redet mit Ihnen!)

Also, bitte!

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Bitte, Herr
Präsident!)

Sie haben das Wort!

Abg. Tittmann (DVU): Danke schön! Ich hoffe, Sie
haben es auch gehört!

Zu Punkt sechs der Mitteilung des Senats bezüg-
lich Sozialhilfe und Sozialleistungen heißt es: „Im
Bereich der Hilfe zum Lebensunterhalt gab es 1998
im Land Bremen 7245 von 36.985 Bedarfsgemein-
schaften“, das sind 19,6 Prozent, „mit einem nicht-
deutschen Haushaltsvorstand. Diese nichtdeutschen
Bedarfsgemeinschaften haben im Durchschnitt ei-
nen monatlichen Nettoanspruch auf Hilfe zum Le-
bensunterhalt in Höhe von 989 DM.“

Es sollte hier aber auch nicht vergessen werden,
dass dreiste Asylbetrüger in so genannten Bedarfs-
gemeinschaften hier skrupellos Millionen DM ab-
gezockt haben. Erinnert sei hier nur einmal an jene
über 530 Personen, die sich als Libanesen ausgaben
und illegal in Bremen in Saus und Braus lebten,
wobei auch noch über 2500 Straftaten begangen
worden sind. Zahlreiche Beispiele, meine Damen
und Herren, habe ich Ihnen ja hier schon erzählt,
und Weiteres würde den zeitlichen Rahmen spren-
gen.

Abschließend stelle ich im Namen der Deutschen
Volksunion  deutlich  fest:  Wenn  zum  Ausdruck
kommt, dass die Ausländer hierzulande mehr Nut-
zen brächten, als sie Kosten verursachten, mag das
ja zum Teil betriebswirtschaftlich zutreffen, denn die
Profite sind privatisiert, die sozialen Folgeleistungen
aber sind vergesellschaftet worden. Was aber die
volkswirtschaftliche Bilanz anbelangt, meinte bereits
vor 25 Jahren — vor 25 Jahren, meine Damen und
Herren! — der wissenschaftliche Beirat beim Bun-
deswirtschaftsministerium, Herr Präsident, ich darf
zitieren: „Die Wohlfahrt der Bevölkerung in der Bun-
desrepublik dürfte bei einer Begrenzung der Aus-
länderbeschäftigung eher höher sein als bei einem
Verzicht auf eine solche Begrenzung.“ Dem habe
ich nichts mehr hinzuzufügen, meine Damen und
Herren. — Ich bedanke mich!

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort hat
die Abgeordnete Frau Iletmis.

Abg. Frau Iletmis (SPD): Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte zu-
erst einmal sagen, dass ich mich von Ihnen nicht
provozieren lasse.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Die Lügen werden durch Wiederholungen nicht
wahr! Sie haben hier so viele Lügen erzählt, dafür
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reicht jetzt die Zeit nicht, und da sie durch Wieder-
holungen nicht wahr werden, werde ich darauf nicht
eingehen.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Sie können es
ja  nicht  widerlegen,  und  zwar  mit  Daten

und mit Fakten!)

Sie haben immer Birnen mit Äpfeln verglichen.
Jetzt rede ich, und ich möchte Sie bitten, dass Sie
lernen, auch höflich zuzuhören! Obwohl mir Ihre
Rede nicht gefallen hat, habe ich zugehört.

Zuerst möchte ich auf die Schwierigkeiten, die
passenden Begrifflichkeiten für diese sehr homoge-
ne nichtdeutsche Bevölkerung zu finden, eingehen.
Der Begriff Ausländer wird vor allem in rechtlichen
und statistischen Zusammenhängen verwendet. Das
ist vielleicht auch erst einmal richtig, wahrschein-
lich muss man den Begriff Ausländer, so lange diese
Mitbürger rechtlich nicht gleich gestellt sind, ver-
wenden. Ich finde allerdings den Begriff Migrant
beziehungsweise bei den Kindern, die hier geboren
wurden und die diese Erfahrung nicht gemacht ha-
ben, Migrantenkinder oder Migrantenfamilien an-
gemessener. Deswegen möchte ich die beiden Be-
griffe hier verwenden.

Aus den Antworten des Senats erfahren wir, dass
12 Prozent aller Erwerbstätigen im Lande Bremen
aus Familien von Zugewanderten sind. 6,4 Prozent
sind sozialversicherungspflichtig. 2400 ausländische
Unternehmer oder Unternehmerinnen haben hier
ihre Arbeitsplätze selbst geschaffen. Im Jahr 1998
gab es im Lande Bremen 36.985 Sozialhilfeempfän-
ger, davon waren 7245 Bedarfsgemeinschaften, ein
schwieriges Wort, aber so hieß es in der Antwort,
das waren also 19,6 Prozent mit einem nichtdeut-
schen Haushaltsvorstand.

Bundesweit bezogen, ebenfalls im Jahr 1998, leb-
ten 22 Millionen Menschen von Rente, davon 1,5
Millionen Migranten, das sind 6,8 Prozent. Im Jahr
1998 betrugen die Rentenausgaben 352 Milliarden
DM, davon 12,3 Milliarden DM, also 3,5 Prozent, für
Migranten. Bei den Beitragseinnahmen betrug der
Anteil der Migranten 22,9 Milliarden DM von 300,7
Milliarden DM, also 7,6 Prozent. Es bleiben also 4,1
Prozent mehr.

Bundesweit haben 47.000 Menschen aus der Tür-
kei Unternehmen gegründet, auf diese beziehe ich
mich, die Zahlen sind bekannt, die anderen sind
nicht so geläufig, oder es sind die alten, deshalb will
ich sie hier nicht benennen. Bei diesen Unterneh-
men sind 80.000 Menschen nichttürkischer Natio-
nalität beschäftigt, darunter auch, wie vorhin schon
gesagt wurde, 52.000 Deutsche. Ich finde, das ist eine
erhebliche Zahl, mehr als die Hälfte. Wenn man sich
die Branchen ansieht, wo diese Menschen beschäf-
tigt waren, wo Zweisprachigkeit beziehungsweise
Dreisprachigkeit erforderlich war, wird klar, dass

man da nicht jeden beliebigen Menschen einsetzen
kann. Das ist so.

Arbeitsplätze und Ausbildungsplätze werden von
diesen Unternehmern und Unternehmerinnen ge-
schaffen, sie leisten einen großen und sehr wichti-
gen Beitrag für die Jugendlichen, damit für uns alle,
und das ist auch gut so.

(Beifall bei der SPD)

Das waren sieben unterschiedliche Feststellungen
zur Wichtigkeit im Lande Bremen beziehungsweise
bundesweit, die einiges deutlich machen, was die
Beteiligung  der  Migranten  und  Migrantinnen  be-
trifft.

Mehr als 7 Millionen Einwanderer und deren Fa-
milien leben heute in unserer Gesellschaft, und zwar
seit 45 Jahren. Die Geschichte der Migration ist zwar
keine sehr lange Geschichte, aber 45 Jahre sind ei-
gentlich auch keine kurze Geschichte. Dadurch hat
sich aber auch sehr viel verändert. Herr Peters, die
Liebe durch den Magen, die Sie zweimal betont
haben, war mir sympathisch, aber der Beitrag der
Migranten endet ja nicht beim Kebab! Das war mir
etwas zu dürftig.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Männer oder Frauen, ich sage einmal Inländer,
denken zu wenig darüber nach, was das für das Zu-
sammenleben alles bedeutet. Ich bin seit 1995 deut-
sche Staatsbürgerin. Vorher war ich Migrantin, und
ich fühle mich immer noch als Migrantin. Das ist so,
und das ändert sich nicht einfach dadurch, dass man
einen deutschen Pass hat. Wir müssen uns mit dem
Thema Migration beschäftigen, in Zukunft, heute,
aber nicht nur unter den wirtschaftlichen Aspekten.
Wir müssen uns mit dem Zusammenleben, mit den
Chancen und auch mit den Problemen beschäftigen.

Ich bin immer dafür gewesen, offen darüber zu
sprechen, kein Tabuthema auszulassen und unpo-
pulistisch und auch nicht ablehnend an das Thema
heranzugehen. Es würde mir gefallen, in diesem
Haus des Öfteren darüber zu sprechen.

(Beifall bei der SPD)

Häufig bleibt vieles unausgesprochen, oder wir füh-
ren Scheindebatten, statt uns gemeinsam einer gu-
ten Zukunft für alle zu widmen, weil es uns alle be-
trifft, auch wenn es manche noch nicht so ganz be-
merkt haben. Wo so unterschiedliche Menschen aus
verschiedenen Kulturen zusammenleben und arbei-
ten, wird es immer Probleme geben.

Seit langem ist bekannt, dass die meisten, die ge-
kommen sind, geblieben sind, auch bleiben werden,
aber es gibt immer wieder kleinere Gruppen, die
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zurückkehren wollen. Das zeigen auch Statistiken,
wenn jährlich ungefähr 300.000 Menschen in die
Bundesrepublik  kommen  und  ungefähr  300.000
Menschen im Durchschnitt aus verschiedenen Grün-
den die Bundesrepublik Deutschland auch wieder
verlassen. Die, die gehen, gehen meistens zu unse-
rem Vorteil, weil Renten und Krankenkassen vor-
her bezahlt werden, insbesondere Rentenansprüche,
der Arbeitgeberanteil, der bezahlt worden ist, wird
nicht zurückgezahlt, und davon profitiert die Ren-
tenkasse.

Ich möchte über ein Thema, zu dem schon eini-
ges von Herrn Peters gesagt wurde, noch ein bis-
schen deutlicher sprechen. Die Zahlen machen deut-
lich, dass die Migranten nicht, wie behauptet wird,
eine Last für diese Gesellschaft sind, und sie neh-
men keine Arbeitsplätze weg, weil sie auch selbst
einige schaffen.

(Beifall bei der SPD)

Nicht nur der Wohlstand und die Wirtschaftlichkeit,
die Leistungsfähigkeit von Migranten und Migran-
tinnen soll sie für dieses Land attraktiv machen, auch
Migranten und Migrantinnen möchten Bürger und
Bürgerinnen werden, die hier zu Hause sind, sich
hier akzeptiert und heimisch fühlen.

(Beifall bei der SPD)

In dieser Hinsicht habe ich die Frage sechs ein
bisschen als überflüssig angesehen, das muss ich
ehrlich sagen. Das hat mir auch vorher schon Pro-
bleme bereitet, weil ich finde, ich stelle das jetzt et-
was grob und kurz dar, man soll nicht danach fra-
gen, wie viele Kartoffeln haben sie produziert und
wie viele haben sie gegessen. Diese Gegenleistung
hat mich bei dieser Fragestellung sehr gestört.

(Beifall bei der SPD)

Ich denke, wir müssen lernen oder versuchen, den
Blick auf das Ganze zu richten. Ich hoffe, dass das
angekündigte Integrationskonzept einiges dazu bei-
trägt. Mit Zahlen und Statistiken zur Sozialhilfe und
Arbeitslosenhilfe wird oft Missbrauch getrieben. Sie
müssen sorgfältig gelesen werden, dann erweist sich
manches Urteil als Vorurteil.

(Beifall bei der SPD)

Der letzte Punkt, den ich ansprechen möchte, der
mich auch sehr beschäftigt, weil ich mir denke, dass
Migranten und Migrantinnen schon längst ein Teil
dieser Gesellschaft sind, ob einige das akzeptieren
oder nicht akzeptieren, ist folgender: Es wird meis-
tens über Flüchtlinge und Asylbewerber sehr ge-
schimpft, und viele Menschen ärgern sich, dass sie
nicht arbeiten und ohne tätig zu werden Sozialhilfe
in Anspruch nehmen.

Wie Sie wissen, erhalten neu eingereiste Asylbe-
werber und Flüchtlinge seit dem 15. Mai 1997 keine
Arbeitserlaubnis mehr. Sie sind damit pauschal vom
Arbeitsmarkt ausgeschlossen. Integrationspolitik
muss deshalb auf den Abbau struktureller Ungleich-
heit hinwirken. Wir müssen die rechtliche Ungleich-
behandlung abbauen, wo dies notwendig ist, und
ich denke, hier ist es notwendig. Wir können nicht
den Menschen den Zugang zum Arbeitsmarkt ver-
sperren, also sagen, du darfst nicht arbeiten, und auf
der anderen Seite dürfen wir nicht darüber schimp-
fen, dass sie Sozialhilfemissbrauch begehen. Das fin-
de ich nicht richtig. Auch die Libanesen haben es
gar nicht so getan, diese Zahl ist wieder sehr hoch.
Die Kinder können nichts dafür, wenn einige Eltern
eine andere Staatsangehörigkeit angegeben haben.

Von zentraler Bedeutung sind für mich hinsicht-
lich der Integration die Teilhabe und der Erfolg am
Arbeitsmarkt. Wenn die Politik Integration will, und
ich denke einmal, das wollen alle, so oder so, aber
gleichzeitig den Zugang zum Arbeitsmarkt verwehrt,
dann passt das nicht zusammen. Das ist völlig un-
überschaubar. Die veraltete Arbeitsgenehmigungs-
ordnung muss deshalb dringend reformiert werden.
Der Zugang zum Arbeitsmarkt muss für alle Grup-
pen, für Asylbewerber, auch wenn man noch nicht
weiß, wie lange sie hier bleiben, auch für Familien-
angehörige, die nachgezogen sind, geöffnet werden.

(Beifall bei der SPD)

Wenn  wir  mehr  Beschäftigung  für  Migrantinnen
und Migranten wollen, dann müssen wir auch die
Diplome und Abschlüsse der Heimatländer anerken-
nen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Das sind die Punkte, die ich so kurz wie möglich
nennen möchte. Ich denke mir, es bedarf in dieser
Frage der Integration, Arbeitsmarktpolitik und Asyl-
fragen sicherlich anderer Diskussionen. Ich möchte
Ihre Geduld nicht zu viel in Anspruch nehmen, aber
eine sehr wichtige Sache wäre, denke ich, wirklich
über Asyl- und Flüchtlingsprobleme ohne Vorurtei-
le diskutieren zu können. Das würde uns, denke ich,
gut tun. — Danke!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Stahmann.

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen):
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Bremen
ist ein Einwanderungsland, und das ist auch gut so.
Die gute Botschaft vorweg: Es gibt Erfolge bei der
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beruflichen Integration von Ausländern. Das gilt ei-
nerseits für die abhängig Beschäftigten und für die
Selbständigen. Die Bedeutung von selbständig täti-
gen Ausländern in Deutschland ist stetig gewach-
sen, das zeigen bundesweite Untersuchungen, und
hat mittlerweile ein vergleichbares Niveau wie das
von Inländern. Ausländische Unternehmen sind da-
mit gleichermaßen wie inländische ein bedeutender
Wirtschaftsfaktor, sowohl hinsichtlich der Wertschöp-
fung als auch der Schaffung von Arbeitsplätzen.

Ob diese neue Selbständigkeit allerdings ein Be-
weis für Integration ist, wie es der Senat uns in sei-
ner Antwort hier weismachen will, oder nicht ein
Zeichen dafür ist, dass sich Ausländer oder Migran-
ten vielleicht schon emanzipiert und sich mit der Si-
tuation arrangiert haben, auch mit den diskriminie-
renden Äußerungen bei manchen Betrieben, wo man
arbeitet, das sei dahingestellt. Das Ergebnis, also die
wachsende wirtschaftliche Bedeutung ausländischer
Unternehmen und die zumindest in Teilen erreichte
berufliche Integration ausländischer Arbeitnehmer,
das hat die Große Anfrage der CDU hervorgebracht,
finde ich sehr positiv.

Was diese Anfrage allerdings nicht zutage ge-
bracht hat und worauf die CDU vielleicht auch nicht
so großen Wert gelegt hat, ist die Tatsache, dass es
nach wie vor eine erhebliche Diskriminierung von
Migranten in der Bundesrepublik und auch in Bre-
men gibt. Ausländer sind überproportional im ver-
arbeitenden Bereich tätig und in der zweiten Gene-
ration zunehmend im Dienstleistungsbereich, zum
Beispiel im Reinigungsgewerbe, und nicht zum Bei-
spiel in diesen Berufen, von denen wir sagen, das
sind die Zukunftsbereiche wie IT-Berufe oder Ban-
ken.

Ich bin mit vielen Kindern aus unterschiedlichen
Ländern aufgewachsen, aus Portugal, Spanien, Tür-
kei, und nur wenige meiner früheren Freunde ha-
ben studiert, und die sind nicht wesentlich dümmer.

(Heiterkeit)

Da frage ich mich natürlich, woran liegt das! Ich blei-
be bescheiden!

Ausländer sind häufig in Branchen beschäftigt, die
von Umstrukturierung und Massenentlassungen
betroffen sind. Die Arbeitslosenquote bei Ausländern
ist höher als die bei Inländern, und zudem unterlie-
gen Ausländer generell einem größeren Risiko, ar-
beitslos zu werden. Dazu gibt es auch viele Studien.
Schließlich sind Migranten in beruflichen Weiterbil-
dungsmaßnahmen nach SGB III auch unterrepräsen-
tiert. Das zeigt, dass es nach wie vor einen Arbeits-
markt gibt, der sich in verschiedene Segmente auf-
teilt, und das ist nicht nur auf dem ersten Arbeits-
markt so, sondern auch im Bereich der beruflichen
Ausbildung. Auch dort treten den Jugendlichen viele
Hemmnisse entgegen, ich habe eben schon die Dis-
kriminierung angesprochen. Sie brechen aber auch

häufiger ihre Berufsausbildung ab, sie verlassen die
Schule früher, und das trägt alles dazu bei, dass der
Arbeitsmarkt sich für die Jugendlichen nicht so er-
schließt.

Wir hatten eine Kleine Anfrage gestellt hinsicht-
lich der Anerkennung von Berufsabschlüssen, und
da wurde deutlich, dass nur 66 Prozent aller Ausbil-
dungsabschlüsse von Ausländern anerkannt werden.
Da gibt es einen großen Anteil von 34 Prozent, und
dort müssten eigentlich Maßnahmen folgen, dass
diese Gruppe berufsbegleitend nachqualifiziert wird
und dass es zum Schluss, würde ich zum Beispiel
vorschlagen, eine Anerkennung auf Probe gibt und
dann individuell geprüft wird, wo es noch Defizite
gibt, falls es Probleme gibt.

Bildung  vermeidet  Ausgrenzung!  Bildung  und
Ausbildung spielen für ausländische Jugendliche
eine entscheidende Rolle, um sich einen Zugang zum
Arbeitsmarkt zu verschaffen. Für viele junge Men-
schen sieht die Zukunft in der so genannten Wis-
sensgesellschaft gar nicht so rosig und verheißungs-
voll aus wie vielleicht für deutsche Jugendliche mit
deutschen Eltern. Sie haben häufig keinen Schul-
abschluss, keine Ausbildung und wenig Deutsch-
kenntnisse.

Die Benachteiligung ausländischer Schüler drückt
sich vor allem in fehlenden und im Schnitt niedrige-
ren Bildungsabschlüssen aus, und ausländische Ju-
gendliche haben schlechtere Aussichten auf einen
Ausbildungsplatz. Etwa 36,5 Prozent aller zwanzig-
bis unter fünfundzwanzigjährigen Ausländer blei-
ben  ohne  eine  abgeschlossene  Berufsausbildung,
und erhebliche Differenzen gibt es auch bei den
verschiedenen Ausländergruppen. Bei den türki-
schen Jugendlichen liegt dieser Anteil in dieser Al-
tersgruppe sogar bei 40 Prozent.

Die Beratungsstelle zur beruflichen Qualifizierung
ausländischer Nachwuchskräfte, BQN, hat in der
Vergangenheit erfolgreich gearbeitet. Dieser Ansatz,
das wurde von meinen Vorrednern auch gesagt, ist
fortzuführen, und ich denke, mit noch größerer En-
ergie und auch mit mehr Finanzmitteln auszustat-
ten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir Grüne glauben auch, dass eine Ausweitung
auf andere Zuwanderungsgruppen wie Aussiedler
und Flüchtlinge mit Bleiberecht viel versprechend
ist. Gezielte Beratung hilft beim Sprung in das Be-
rufsleben und erweitert die berufliche Orientierung.
Dazu folgende Beispiele: Besonders ausländische
Mädchen entscheiden sich überproportional für die
klassischen Frauenberufe wie Friseurin oder Arzt-
helferin, und das, obwohl sie gar keine schlechte-
ren Schulabschlüsse haben. Der Anteil von Auslän-
dern und Ausländerinnen im öffentlichen Dienst ist
zum Beispiel unterdurchschnittlich, und die Quote
ist verbesserungswürdig.
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Das wissen wir hier alle, aber wir wissen auch,
dass sich die Ausländer gar nicht so bewerben, wie
sie es eigentlich könnten. In den Schulen muss ver-
stärkt auf eine Erweiterung der beruflichen Orien-
tierung, vor allem für ausländische Jugendliche, hin-
gearbeitet werden. Das gilt generell, aber ich den-
ke, diese Zielgruppe muss man speziell ins Visier
nehmen. Auch ausländische Berufsberatungen soll-
ten  verstärkt  gefördert  werden.  Das  Beispiel  von
MiBoP, auch ein gutes Bremer Beispiel, zeigt, wie
notwendig eine qualifizierte Beratung von Migran-
ten ist.

In vielen gesellschaftlichen Arbeitsfeldern sind
bikulturelle und mehrsprachige Kräfte nach wie vor
unterrepräsentiert.  Wertvolle  Ressourcen  unserer
Gesellschaft liegen somit brach. Sie haben vorhin
das Integrationskonzept angesprochen. Das ist ja mit
keinerlei finanziellen Mitteln verknüpft, das halte
ich nach wir vor für illusorisch. Ich glaube, auch In-
tegration hat ihren Preis, kostet Geld, und es ist eine
gesellschaftliche Aufgabe, die auch mit finanziellen
Mitteln umfassend ausgestattet werden muss.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Sprachförderung gibt positive Impulse, Sprache
ist ein Schlüssel zur Integration in die Gesellschaft.
Dort oben haben wir einen wunderbaren Schlüssel,
den kann man hier sehr oft gebrauchen. Der Schlüs-
sel ist wirklich riesengroß. Aber Sprache ist keine
Einbahnstraße, und Integration ist keine Einbahn-
straße, sondern ein Prozess, der zwischen verschie-
denen  Menschen  stattfindet.  Das  heißt,  auch  die
Deutschen müssen sich bewegen, und warum nicht
hier vielleicht auch einmal eine Rede auf türkisch
halten? Herr Peters, nicht nur die Ausländer müs-
sen Deutsch lernen, sondern vielleicht müsste auch
die sprachliche Kompetenz bei den deutschen Men-
schen gefördert werden.

(Zurufe)

Ich  kann  ziemlich  viele  türkische  Schimpfwörter,
aber die möchte ich hier nicht sagen, sonst wird hier
oben wahrscheinlich wild geklingelt, wenn der Prä-
sident sie versteht.

Mangelnde Sprachkenntnisse, was immer das
auch heißen mag, sind ein Ausschlusskriterium bei
der Ausbildungplatzsuche, und diesen Ausschluss-
mechanismen, die zu einer strukturellen Diskrimi-
nierung  führen,  muss  dringend  entgegengewirkt
werden. Was bisher fehlt, ist eine Kooperation im
dualen  Ausbildungssystem  mit  allen  beteiligten
Gruppierungen wie Arbeitsamt, Eltern, Behörden,
Schulen, den Beratungsstellen und Betrieben.

Bremen ist ein Einwanderungsland, habe ich ein-
gangs gesagt. Das ist gut so und sicherlich nicht ohne
Probleme, das wissen wir alle, aber sicherlich auch
mit vielen Bereicherungen, Herr Peters hat viele an-

schauliche Beispiele gebracht. Es gibt keine Alter-
native zu dem neuen Staatsangehörigkeitsrecht.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Es gibt auch keine Alternative zu einer glaubwür-
digen Integrationspolitik. Den Jugendlichen muss
klar gemacht werden: Das ist euer Land. Der Kle-
ver-Erlass, Frau Iletmis hat das angesprochen, aus
dem  Hause  Blüm  gehört  endlich  weg  und  abge-
schafft! Auch an die Adresse von Herrn Riester!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Derzeit träumen einzelne Parteien davon, sich die-
jenigen auswählen zu können, die zu uns kommen.
Ich finde das arrogant und inhuman. Meine Damen
und Herren, in dieser Beziehung vermisse ich Ihren
christlichen Glauben! Wir brauchen die Ausländer,
und die Flüchtlinge brauchen uns, und das finde ich
richtig gut und grün. — Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort Frau
Senatorin Adolf.

Senatorin Adolf: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Lassen Sie mich zu Beginn feststellen:
Die Integration der zu uns kommenden Menschen
in unser Gesellschafts- und Arbeitssystem ist eine
entscheidende gesellschaftliche und staatliche Auf-
gabe. Ich glaube, diese Feststellung muss am An-
fang jeder Debatte über dieses Thema stehen. Im
Land Bremen leben heute über 100 000 Migrantin-
nen und Migranten, Spätaussiedlerinnen und Spät-
aussiedler. Der ausländische Bevölkerungsanteil ist
damit allein von der Größenordnung her ein fester
Bestandteil unserer Gesellschaft, denn fast jeder
sechste Bewohner des Landes Bremen ist nicht deut-
scher Herkunft. Umso zwingender ist für uns alle
die Verpflichtung, diesen Teil der Bevölkerung nicht
als Randgruppe anzusehen, sondern alle Kräfte zu
bündeln, damit sie als gleichberechtigte Bürgerin-
nen und Bürger hier leben und arbeiten können.

Damit habe ich das Stichwort genannt, das für den
Integrationsprozess  nach  meiner  Auffassung  die
entscheidende Bedeutung hat, denn gleichberech-
tigte Teilhabe an allen gesellschaftlichen Prozessen
ist nur dann möglich, wenn jeder von uns die Chan-
ce hat, sein Auskommen für sich und seine Familie
selbst zu sichern. Ohne Arbeit ist Integration nicht
möglich, und erst durch die Einbeziehung in die
Arbeitswelt kann Integration auch im Sinne eigen-
verantwortlichen Handelns letztendlich gelingen.

Die Bedeutung der Beteiligung von Ausländerin-
nen und Ausländern am Wirtschaftsleben im Land
Bremen wird insbesondere durch folgende Zahlen
deutlich, die schon genannt worden sind, ich will



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 15. Wahlperiode – 20. Sitzung am 05. 07. 00 1425

sie hier aber trotzdem noch einmal benennen: An
den Erwerbstätigen im Land Bremen sind Auslän-
derinnen  und  Ausländer  nach  dem  Mikrozensus
1999 mit 11,9 Prozent beteiligt. Dabei beträgt der
Anteil der sozialversicherungspflichtig beschäftigten
ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürger 6,4
Prozent. Diese relativ hohe Differenz zwischen sozi-
alversicherungspflichtiger  Beschäftigung  und  Er-
werbstätigkeit ist dabei darauf zurückzuführen, dass
es hier einen sehr hohen Anteil mithelfender Fami-
lienangehöriger gibt, und das wirft nach meiner Auf-
fassung auch ein Schlaglicht auf die vorhandene Ei-
geninitiative und die Risikobereitschaft dieser Grup-
pen.

Viele ausländische Mitbürgerinnen und Mitbür-
ger gründen Klein- und Kleinstunternehmen, um un-
abhängig von staatlichen Zuwendungen zu sein. Die
Mehrheit bevorzugt dabei den Dienstleistungsbe-
reich, und neben dem Einzelhandel ist natürlich die
Gastronomie die wichtigste Branche, in die Auslän-
der und Ausländerinnen gehen, wenn sie sich selb-
ständig machen wollen.

Wir können dabei feststellen, dass die Entwick-
lung der vergangenen 50 Jahre auch in der Unter-
nehmensstruktur ausländischer Selbständiger ihre
Spuren hinterlassen hat. Ein spürbar deutlicher Ge-
nerationswechsel vollzieht sich ungefähr seit Ende
der achtziger Jahre und bringt andere Formen der
Selbständigkeit hervor, die aus der Nischenökono-
mie herausführen beziehungsweise diese sinnvoll
ergänzen. Es wird eben nicht mehr nur das Fladen-
brot an der Ecke verkauft, sondern der Trend geht
eindeutig dazu, qualifizierte Dienstleistungen anzu-
bieten. Der Bereich Tourismus steht dabei beispiel-
haft für diese Entwicklung.

Den Gastarbeitern der ersten Generation, die das
häufig in langen Arbeitsjahren als Beschäftigte an-
gesparte Eigenkapital zur Existenzgründung einset-
zen, steht heute eine zweite und dritte Generation
gegenüber, die mit anderen Voraussetzungen, aber
auch mit anderen Ansprüchen die Chancen nutzen
wollen, am wirtschaftlichen Leben teilzuhaben. Wir
sind verpflichtet, ihnen diese Chancen zu geben.

Es kann zum Beispiel nicht sein, dass Auslände-
rinnen und Ausländer nichts über die Beratungs- und
Fördermöglichkeiten wissen, die vom Land, von den
Kammern und von der Arbeitsverwaltung bereitge-
stellt werden. Es kann nicht sein, dass Starthilfepro-
gramme und Existenzgründungszuschüsse nur bei-
läufig in Anspruch genommen werden. Hier leisten
Projekte wie das bereits genannte BQN-Projekt, die
Beratungsstelle zur Qualifizierung ausländischer
Nachwuchskräfte, oder das Projekt Berufsorientie-
rung und Planung für Migrantinnen, MiBoP, Pionier-
arbeit. Projekte dieser Art werden daher im Rahmen
der Arbeitsmarkt- und Wirtschaftspolitik auch wei-
terhin unterstützt werden müssen und sind auch ge-
rade in der Deputation wieder auf den Weg gebracht
worden.

Damit wahren und verbessern wir auch die Chan-
cen und Möglichkeiten, die unsere ausländischen
Mitbürgerinnen und Mitbürger für die Entwicklung
der Wirtschaftskraft im Land Bremen bieten. Ich
meine damit ausdrücklich nicht nur die Steuerein-
nahmen und die Beiträge zur Sozialversicherung,
nein, sie schaffen auch zusätzliche Arbeits- und
Ausbildungsplätze und tragen zu einer Entlastung
des Arbeits- und Ausbildungsmarktes bei. Auf die-
se Möglichkeiten müssen wir auch im Land Bremen
verstärkt setzen.

Vor  diesem  Hintergrund  ist  es  auch  überhaupt
nicht vertretbar, unsere ausländischen Bürgerinnen
und Bürger quasi nur unter Kosten-Nutzen-Gesichts-
punkten zu bewerten

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

und damit den Beitrag dieser Gruppe zum kulturel-
len, sozialen und wirtschaftlichen Leben auf eine
simple  Einnahme-Ausgabe-Rechnung  zu  reduzie-
ren. Fest steht, in der amtlichen Statistik wird der
Beitrag der ausländischen Mitbürgerinnen und Mit-
bürger zum Sozialprodukt ebenso wenig gesondert
erhoben wie der Beitrag anderer Bevölkerungsgrup-
pen. Fest steht weiter, dass nach Einschätzung wis-
senschaftlicher Institute der gesamtwirtschaftliche
Beitrag des ausländischen Bevölkerungsanteils po-
sitiv ausfällt.

Das beste Beispiel dafür ist die Rentenversiche-
rung. Nach Angaben des Statistischen Bundesam-
tes fielen 1998 die Rentenauszahlungen an auslän-
dische Bürgerinnen und Bürger bundesweit um fast
50 Prozent niedriger aus als deren Beiträge in die
Rentenversicherung.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass unsere
ausländischen Bürgerinnen und Bürger ökonomisch,
kulturell und sozial einen entscheidenden Beitrag
zur Entwicklung unseres Gemeinwesens leisten, und
unsere Aufgabe ist es, die Aufgabe der Integration
weder zu verdrängen noch zu verschieben, wenn
wir nicht zukünftigen Generationen unverhältnismä-
ßige Lasten aufbürden wollen.

(Beifall bei der SPD)

Die Politik ist bei der Verbesserung der sozialen
Stellung  ausländischer  Bürgerinnen  und  Bürger,
beim  Abbau  bestehender  Diskriminierungen  und
nicht zuletzt bei der Sicherung eines besseren Zu-
sammenlebens zwischen Menschen verschiedener
Herkunft, Religion und Kultur im Lande Bremen
gefordert. Ich bin deshalb froh, dass wir es jetzt nach
einigen Monaten der Diskussion und im Gegensatz
zu vorangegangenen Legislaturperioden geschafft
haben, ein im Senat mit allen Ressort abgestimm-
tes Integrationskonzept in einem ersten Teil, in dem
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die Grundlinien von Integrationspolitik beschrieben
werden, auf den Weg zu bringen.

Es bleibt jetzt die Arbeit am nächsten Teil, in dem
es um konkrete Maßnahmen und um Umsetzungen
geht. Auch da werden wir sicherlich unter den Res-
sorts Debatten haben. Ich bin aber sicher, dass wir
mittlerweile, da die Aufgabe von allen wahrgenom-
men  werden  soll,  auch  zu  einem  guten  Ergebnis
kommen werden, wie sich auch der erste Teil des
Integrationskonzeptes aus meiner Sicht durchaus se-
hen lassen kann.

Wir müssen auf diesem Weg weitergehen und uns
noch vieles überlegen, um uns dann am Ende wirk-
lich über erfolgreiche Integration freuen zu können.
— Danke schön!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Ant-
wort des Senats auf die Große Anfrage der Fraktion
der CDU Kenntnis.

Dienstleistungen als regionalen Beschäftigungs-
motor stärker in den Investitionsprogrammen

verankern

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. April 2000

(Drucksache 15/283)

Dazu als Vertreter des Senats Senator Hattig.

Die Beratung ist eröffnet.

Als Erster hat das Wort der Abgeordnete Schramm.

Abg. Schramm (Bündnis 90/Die Grünen) *): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Wir haben
bereits im April dieses Jahres diesen Antrag vorge-
legt. Es ist also schon etwas her, aber die Debatte,
die dem zugrunde liegt, ist so aktuell wie vorher
auch. Der Grund unseres Antrags damals war, dass
nach den vielen Jubelmeldungen über das Investi-
tionssonderprogramm erstmals kleinere, aber auch
größere Dämpfer aus den eigenen Reihen auf die
Tagesordnung kamen, und wir fühlten uns in unse-
rer Hauptkritik am Investitionssonderprogramm da-
durch eher bestätigt.

Den langen Reigen dieser kritischen Äußerungen
zum ISP hat Professor Dr. Haller eröffnet mit einer
BAW-Studie, die sich mit der Dienstleistung im Land
Bremen  beschäftigt.  Professor  Haller  ist  natürlich
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

nicht  irgendjemand,  sondern  bekannterweise  der
Promotor  und  Initiator  des  Investitionssonderpro-
gramms, und er merkt eine enorme Dienstleistungs-
schwäche  in  diesem  Programm  an.  Dieser  Kritik
schlossen sich dann sehr prominente weitere Perso-
nen an, zum Beispiel die DGB-Vorsitzende, Frau
Kollegin Ziegert, zunächst auch eine Befürworterin
des ISP, die dann aber gleichzeitig eine Umvertei-
lung in Höhe von 100 Millionen DM aus dem ISP
gefordert hat.

(Beifall  beim  Bündnis  90/Die  Grünen  —
Zuruf der Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis

90/Die Grünen])

Dann  kam  der  auch  nicht  weniger  prominente
ehemalige Präsident des Senats, Herr Wedemeier,
ebenfalls Mitinitiator des ISP, und übte sich in Selbst-
kritik, indem er sagte: „Wir haben einfach nachge-
plappert, was der Finanzsenator Nölle uns aufge-
schrieben hat.“

(Abg.  Frau L i n n e r t  [Bündnis  90/Die
Grünen]: Das machen sie immer noch!)

Meine Damen und Herren, das spricht auch nicht
gerade für die Überzeugungstat eines Mitinitiators.
Dann folgte der Kollege Böhrnsen, Chef der SPD-
Fraktion, auch nicht unbekannt, und wetterte ge-
gen den Hurrapatriotismus des ISP. Ihm folgte der
Chef der Industrie- und Handelskammer, Hocke-
meyer, der die Kulturförderung als Standortfaktor
vermisst hat. Neuerdings haben sich die Wirtschafts-
experten der SPD-Fraktion, Herr Sieling und Herr
Käse, angeschlossen, die ebenfalls gesagt haben, das
ISP hilft ausschließlich den Betonfirmen. Meine Da-
men und Herren, dem ist nichts hinzuzufügen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Tatsache ist, dass es in der SPD rumort, wenn es
um das ISP geht, denn nicht ohne Grund hat der
jetzige Präsident des Senats, Scherf, auf dem letz-
ten Parteitag der SPD noch einmal gefordert, bitte,
liebe Leute, lasst das ISP in Ruhe und stellt keine
kritischen Fragen. Ich frage Sie, meine Damen und
Herren von der SPD, gibt es eigentlich ernsthaft noch
jemanden, der den eingeschlagenen Weg guten Her-
zens befürwortet?

(Abg. Frau W i e d e m e y e r  [SPD]: Ja,
ich!)

Ich  vermute  eher,  die  Haushaltsreden  von  Herrn
Böhrnsen dienen einzig und allein der Koalitionsrä-
son, um die Kritik in den eigenen Reihen zu verhin-
dern.

Positiv an der Debatte ist, wie ich finde, dass über
Sinn und Unsinn des ISP jetzt wieder einmal disku-
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tiert wird. Unserer Meinung nach muss man die Rich-
tung des ISP neu überdenken. Das ist auch der Te-
nor der meisten Kommentare in der Presse, denn,
meine Damen und Herren, es ist zu offensichtlich
geworden,  dass  mit  der  Millionenverschwendung
zum Beispiel bei dem Bau des Bahnhofsvorplatzes
Sie vielleicht Arbeitsplätze schaffen, was den Pro-
duktionsbereich angeht, aber doch eher keine, was
den Dienstleistungsbereich stärken wird, wenn Sie
auf der einen Seite den Platz aufbauen und ihn auf
der anderen Seite wieder abreißen müssen.

Mit den Millionen für die Rennbahn, für die Sicht-
achsen, die auf den Bürgerpark gerichtet werden,
und mit dem Umbau von bereits intakten Wallanla-
gen und subventionierten Kinos, meine Damen und
Herren,  werden  Sie  eine  Veränderung  der  Wirt-
schaftsstruktur in Bremen nicht erreichen, schon gar
nicht, wenn Sie sich von einzelnen Großunterneh-
men  erpressen  lassen,  dann  doch  den  Großmarkt
vom Airport in den Überseehafen umziehen zu las-
sen. Das ist eine Investitionssumme von über 270
Millionen DM, mit der Verfüllung noch einmal 350
Millionen DM.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Wir haben es ja!)

Das sind Summen, über die man ernsthaft neu dis-
kutieren muss.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir sagen nicht, das möchte ich auch noch ein-
mal sagen, dass das ISP vollkommen gescheitert ist,
aber was wir wollen, meine Damen und Herren, ist
das Ende der ISP-Propaganda. Jetzt wird es überra-
schen, dass wir sagen, wir unterstützen sozusagen
die New Economy von Professor Haller, der sagt, es
wird schwierig, die Sanierung bis zum Jahr 2004
erfolgreich zu beenden. Die neu geschaffenen Ar-
beitsplätze in Bremen bei DaimlerChrysler täuschen
über die strukturellen Probleme Bremens hinweg.

Der Kern von Professor Hallers Kritik am ISP ist
der, dass er sagt, der einzige Bereich, der eigentlich
gefördert werden muss und der eine Aussicht dar-
auf  hat,  neue  Arbeitsplätze  zu  schaffen,  ist  der
Dienstleistungsbereich im privaten Sektor. Er fragt
dann natürlich konsequent, wie die bisherigen Pro-
jekte des ISP auf den Dienstleistungssektor in Bre-
men gewirkt haben, und er gibt in seiner Studie auch
gleich die Antwort, indem er sagt, eben nicht aus-
reichend, meine Damen und Herren. Ich kann Ih-
nen versichern, Professor Haller ist jemand, der weiß,
wovon er redet, wenn er vom ISP spricht.

(Abg. Frau W i e d e m e y e r  [SPD]:
Das ist eine ganz neue Aussage!)

Einige Ergebnisse aus der Studie zeigen deutlich
auf, dass es einen riesigen Nachholbedarf gibt, was

den Dienstleistungssektor in Bremen betrifft. Bre-
men allein hat einen Nachholbedarf, hat er errech-
net, von 17 000 Arbeitsplätzen. Vielleicht kann man
das in der Debatte um das ISP nachher noch einmal
genauer aufgreifen. Bremerhaven hat ein Defizit und
einen Nachholbedarf, der zu schaffen sein könnte,
in Höhe von 4200 Arbeitsplätzen. Das sind über
21 000 Arbeitsplätze, die Ihnen durch Ihre Politik ver-
loren gehen, meine Damen und Herren. Es sieht
nicht so aus, als wäre es ein Aufholprozess, den Sie
immer propagieren, und hier liegen meines Erach-
tens die Potentiale, die durch das bisherige ISP eben
nicht erreicht werden.

Schlimm ist es meines Erachtens auch, dass diese
Erkenntnisse so neu nicht sind, mindestens seit 1987
in der internen Debatte sind und in Form von zahl-
reichen Gutachten auch dem Senat vorliegen, Pro-
gnos 1987, DEW 1991, ISL 1992 und so weiter, Sie
kennen die ganzen Gutachten, die alle dasselbe
belegen, Bremen hat einen riesigen Nachholbedarf
bei der Schaffung von Arbeitsplätzen im Dienstleis-
tungsbereich, und die kommen zu ähnlichen Ergeb-
nissen wie Professor Haller. Das ist überhaupt nicht
neu.

An erster Stelle wird immer wieder genannt, für
einen Strukturwandel in Bremen gilt es, Dienstleis-
tungen zunächst im Logistikbereich, das ist richtig,
aber auch, jetzt kommt der prioritäre Bereich, im
Kulturbereich, meine Damen und Herren, zu fördern
sowie in der Bildung und Weiterbildung und dann
im Bereich der Gesundheit. Das ist doch der Punkt,
den wir genau in unseren Haushaltsanträgen auch
fordern und den Sie immer abgelehnt haben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die Gutachter von Prognos, die jetzt die ISP-Eva-
luierung noch einmal vorgenommen haben, auf die
sich dann ja auch Professor Haller bezieht, haben in
ihrer Studie noch einmal dargelegt, dass die erste
Priorität der Förderung von Kultur, Freizeiteinrich-
tungen und Weiterbildung zu gelten hat. Der Senat
hat aber, ich sagte schon einmal, bald wider besse-
res Wissen eine Politik der Großprojekte eingeschla-
gen, die diesen Weg eben nicht verfolgt. Er hat mei-
nes Erachtens auch sogar vorliegende Defizite ver-
schwiegen. Wenn man sich noch einmal die Antwort
des Senats auf eine entsprechende Große Anfrage
anschaut, dann hat der Senat den Dienstleistungs-
besatz  im  Lande  Bremen  eher  hochgeschrieben,
als dass er eine seriöse Analyse vorgelegt hätte. Er
hat also hier Nebelkerzen geworfen.

Bei so viel Nebel kann der rechte Weg leicht aus
dem Blickfeld geraten. Deswegen sagen wir, wir for-
dern eine Kehrtwende ein, wir wollen die Empfeh-
lungen von BAW und Prognos ernst nehmen und
fordern den Senat auf, einmal zu berichten, wie er
eigentlich auf diese Ergebnisse der Studien zu rea-
gieren gedenkt. Wir fordern ihn auf, bis zum 1. Sep-
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tember 2000 einen Bericht vorzulegen, in dem er
über die strategischen Konsequenzen dieser Studi-
en berichtet, indem er eine neue Schwerpunktset-
zung im ISP vornehmen kann, gerade was die Be-
reiche der Dienstleistungsförderung betrifft, deshalb
unser Antrag.

Es ist nicht zu spät für eine Kehrtwende. Finanz-
masse ist im ISP noch reichlich vorhanden. Erst ein
Drittel des ISP ist ausgegeben. Wir fordern Sie also
auf, in einem Bericht noch einmal darzulegen, wel-
che neuen Schwerpunkte Sie für die Bereiche set-
zen wollen, die wirklich einen Strukturwandel Bre-
mens verursachen und eine Abkehr von schwach-
sinnigen Großprojekten. — Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen — Vi-
zepräsident D r .  K u h n  übernimmt den

Vorsitz.)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Käse.

Abg. Dr. Käse (SPD): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Der Aufhänger für den Antrag von
Bündnis 90/Die Grünen, das hat Herr Schramm ja
schon erwähnt, ist der Monatsbericht des BAW mit
dem Titel „Dienstleistungen als regionaler Beschäf-
tigungsmotor“, vorgelegt von Professor Frank Hal-
ler. Natürlich, es gibt dieser Debatte eine gewisse
Würze und auch eine komische Note, dass ein ehe-
maliger Staatsrat der großen Koalition hier als Kron-
zeuge für einen Antrag vom Bündnis 90/Die Grü-
nen herhalten muss. Kollege Schramm, ich sage das
hier ganz offen, als meine erste Reaktion auf das
Papier von Professor Haller schoss mir ein Gedanke
durch  den  Kopf,  frei  nach  der  neuen  Frankfurter
Schule: „Die schärfsten Kritiker der Elche waren frü-
her selber welche.“

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Aber man muss genau hinsehen, und wenn man
das tut, dann wird man erkennen, diese Studie eig-
net sich nicht als Beleg für die These, dass der Be-
reich der Dienstleistungen nicht ausreichend im ISP
beziehungsweise im WAP verankert sei.

(Abg.  Frau S t a h m a n n  [Bündnis  90/
Die Grünen]: Der Elch kann nicht lesen!)

Richtig  ist,  die  Studie  belegt  den  Rückstand  im
Dienstleistungssektor in Bremen und Bremerhaven
im Vergleich zu anderen Großstädten, das haben Sie
korrekt benannt. Aber Professor Haller fordert an-
dererseits, daraus eben die Konsequenz zu ziehen,
weiter so mit den festgelegten Schwerpunkten und
Projekten, und nichts anderes. Der Antrag vom Bünd-
nis 90/Die Grünen impliziert, es bestünde ein quan-

titatives Problem im Bereich der Dienstleistungsför-
derung, und dem ist eindeutig nicht so.

Um das zu belegen, muss man gar nicht auf den
bei Ihnen nicht so besonders beliebten, aber dem
Dienstleistungssektor zuzuordnenden Projekten wie
Space-Park oder Ocean-Park herumreiten, sondern
ich will einmal ein anderes, ein neutraleres Beispiel
herausgreifen.

(Abg.  Frau L i n n e r t  [Bündnis  90/Die
Grünen]: Rhodarium!)

Nehmen wir einmal die Ziel-zwei-Förderung im
Rahmen des Europäischen Fonds zur Regionalent-
wicklung! Die wird durch Mittel aus dem WAP kofi-
nanziert, und in diesem Programm ist der Schwer-
punkt „Stärkung des Dienstleistungssektors“ von
einem Anteil von 40 Prozent, den dieser Bereich im
Zeitraum 1997 bis 1999 hatte, auf einen Anteil von
52 Prozent in den Planungen für 2000 bis 2006 an-
gehoben worden. Das entspricht insgesamt dann ei-
nem Volumen von rund 240 Millionen DM. Das ist
ja wohl auch ein nicht ganz zu vernachlässigender
Betrag.

Ich bin mir ganz sicher, dass der Kollege Focke,
der die Debatte für die Union führen wird, und auch
Herr Senator Hattig hier noch ein paar andere Bei-
spiele aus dem WAP und dem ISP anführen werden,
die belegen können, dass in rein quantitativer Be-
trachtung  die  große  Koalition  einen  deutlichen
Schwerpunkt in der Stärkung des Dienstleistungs-
sektors setzt.

(Beifall bei der SPD)

Für die SPD-Fraktion ist von entscheidender Be-
deutung, welche konkreten Handlungsfelder mit
welchen Mitteln ausgestattet werden, wo also inner-
halb des weiten Feldes der Dienstleistungen Schwer-
punkte zu setzen sind. Diese Aufgabe werden wir
im Rahmen der Fortschreibung des WAP abarbei-
ten. Dabei sei an dieser Stelle nur noch einmal dar-
auf hingewiesen, dass die SPD-Wirtschaftsdeputier-
ten schon vor längerer Zeit eine entsprechende Vor-
lage des Senats eingefordert haben.

Aber, meine Damen und Herren, die eigentliche
politische Herausforderung bei dieser ganzen The-
matik besteht für uns Sozialdemokratinnen und So-
zialdemokraten in der Frage, ob sich der Struktur-
wandel von der industriell geprägten Gesellschaft
hin zu einer Dienstleistungsgesellschaft nach dem
US-amerikanischen Modell vollziehen soll, also un-
ter Inkaufnahme der so genannten Working-poor,
von Löhnen unterhalb des Existenzminimums, oder
nach sozialstaatlichen Prinzipien. Unsere Antwort ist
dabei klar: Den Strukturwandel fördern ist gut, aber
ihn steuern und für sozialen Ausgleich sorgen ist bes-
ser und für uns Sozialdemokratinnen und Sozialde-
mokraten unabdingbar.

(Beifall bei der SPD)
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Von diesem sehr wichtigen Aspekt findet sich im An-
trag vom Bündnis 90/Die Grünen leider gar nichts,
von daher wird die sozialdemokratische Fraktion ihm
auch nicht zustimmen.

Jetzt möchte ich noch anhand von zwei Beispie-
len erläutern, wo wir als SPD-Fraktion Schwerpunkte
im Bereich der Dienstleistungsförderung setzen wol-
len. Im Bereich der unternehmensbezogenen Dienst-
leistungen wollen wir die Förderung des Einsatzes
der neuen Medien und der neuen Technologien wei-
ter ausbauen. Um dieses Wachstumspotential zu er-
schließen, werden wir am Ausbau der wissenschaft-
lichen Infrastruktur festhalten, das ZMeC erweitern,
die  Planungen  zu  einem  Multimedia-Standort  im
Faulenquartier in Bremen und zum I-und-K-Tech-
nologiepark und dem Biotechnologiezentrum in Bre-
merhaven vorantreiben.

(Beifall bei der SPD)

Neben diesen Infrastrukturmaßnahmen werden
wir, wie das auch im T.I.M.E.-Programm beschrie-
ben ist, ein besonderes Gewicht auf den Bereich der
Qualifizierung legen. Selbstverständlich werden wir
im Sinne eines integrierten Konzepts an dem Pro-
gramm zur Modernisierung und Diversifizierung der
Industrie festhalten, denn stabile industrielle Kerne
sind die Grundvoraussetzung für die Entwicklung
der unternehmensbezogenen Dienstleistungen.

Einen zweiten Schwerpunkt wollen wir bei der
Ausweitung personenbezogener Dienstleistungen
setzen. Ich möchte an der Stelle etwas ausholen. Man
muss sich jetzt einmal personenbezogene Dienstlei-
stung vor Augen führen. Wir haben eigentlich in der
Bundesrepublik eine absurde Situation: Wir Deut-
schen fahren als Touristen gern in die Ferne und lei-
sten und gönnen uns da jede Menge personenbezo-
gene Dienstleistungen, meistens völlig überteuert,
ohne mit der Wimper zu zucken. Daheim aber im
Haushalt macht man traditionell gern doch wieder
alles selbst.

Das zeigt doch eigentlich, es gibt ein riesiges Po-
tential in diesem ganzen Bereich der Hausarbeit zu
professionalisieren.  Darin  liegt  auch  eine  große
Chance, besonders für gering qualifizierte Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer. Dieses Potential
muss man nutzen, aber ich werde hier selbstver-
ständlich nicht der Wiederbelebung der Kultur von
Hausdienern und Hausmädchen das Wort reden, wie
es in der CDU/FDP-Bundesregierung mit der steu-
erlichen  Begünstigung  der  Beschäftigung  von
Dienstboten gemacht wurde.

Die sozialdemokratische Antwort auf diese Her-
ausforderung besteht in der Einführung von so ge-
nannten Dienstleistungsagenturen,

(Beifall bei der SPD)

in denen die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
sozial abgesichert sind, Anspruch auf Weiterqualifi-
kation haben und keine persönlichen Abhängig-
keitsverhältnisse gegenüber dem Arbeitgeber oder
dem Auftraggeber bestehen. Diese Agenturen wol-
len wir bei der Existenzgründungsförderung stärker
berücksichtigt sehen, und auch unter dem Dach öf-
fentlicher Beschäftigungsträger können wir uns sol-
che Dienstleistungsagenturen vorstellen.

Das ist übrigens ein Bereich, in dem unserer Mei-
nung  nach  auch  durch  staatliche  Zuschüsse  die
durch die geringe Produktivität in diesem Sektor
bedingten  Niedriglöhne  auf  ein  vernünftiges  und
existenzsicherndes Maß angehoben werden können,

(Beifall bei der SPD)

wie es nämlich auch im Rahmen des Bündnisses für
Arbeit auf Bundesebene bereits in vier Bundeslän-
dern erprobt wird. Das sind gerade für Sozialdemo-
kratinnen  und  Sozialdemokraten  mutige  Schritte,
und  wir  fordern  Sie  alle  hier  im  Haus  auf,  diese
Schritte mit uns zu gehen. — Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Focke.

Abg. Focke (CDU) *): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich bin dem Kollegen Dr. Käse
dankbar, dass er hier praktisch die vollständige Mei-
nung der großen Koalition vorgetragen hat mit eini-
gen Nuancen, die es natürlich gibt, gerade in den
letzten Beispielen, aber es zeigt, dass wir uns, gera-
de was den Dienstleistungssektor betrifft, einver-
nehmlich in die richtige Richtung bewegen, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Dass Sie, lieber Herr Schramm, nun ausgerech-
net Herrn Professor Haller, den Sie jahrelang als
Erzfeind und Betonkopf bekämpft haben, als Kron-
zeugen nehmen, um zu sagen, dass hier ein Versa-
gen auf einer bestimmten Linie erfolgt, jedoch da-
bei leider dieses Gutachten oder diese Studie falsch
interpretieren, weil es Ihnen vielleicht auch ein bis-
schen an dem nötigen wirtschaftlichen Sachverstand
fehlt, kann ich gut nachvollziehen, weil Sie ja im-
mer etwas suchen, um uns ein bisschen zu ärgern.

Die Umstrukturierung der bremischen Wirtschaft
hin zu mehr Dienstleistungsarbeitsplätzen ist in vol-
lem Gange, und das nicht erst seit ein paar Monaten,
sondern seit mehreren Jahren. Dass wir einen gro-
ßen Rückstand haben, ist bekannt, und das sagt die
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Studie auch aus, aber dazu brauchten wir die Stu-
die nicht. Das wussten wir nämlich schon, als wir in
die große Koalition eingetreten sind, und das wuss-
ten Sie auch schon vorher, als Sie noch in der Koali-
tion waren.

Warum haben wir diesen großen Rückstand? Weil
wir es versäumt haben, in den achtziger Jahren und
Anfang der neunziger Jahre rechtzeitig umzusteu-
ern, meine Damen und Herren. Wir müssen jetzt das
nachholen, was andere Städte und Industriezentren
schon vor 15 Jahren angefangen haben. Es ist klar,
dass wir in einem fünfjährigen Zeitraum 15 Jahre
nicht aufholen können. Deswegen haben wir einen
Rückstand.

(Beifall bei der CDU — Abg. Frau L i n -
n e r t  [Bündnis 90/Die Grünen]: Dann
müssen Sie ein bisschen weniger Geld für

Straßenbau aus dem Fenster werfen!)

Das ist ja nun ganz toll! Selbst der Straßenbau und
Verkehrsprojekte, meine Damen und Herren, haben
etwas mit Dienstleistung zu tun.

(Beifall bei der CDU)

Das ist eben der Trugschluss, dass man alles das nicht
mit berücksichtigt. Die Infrastruktur einer Stadt ist
das Wichtigste für die Ansiedlung von neuen Unter-
nehmen,  insbesondere  im  Dienstleistungssektor,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Deswegen legen wir seit Jahren sehr großen Wert
darauf, die Infrastruktur zu verbessern, aber auch,
und das ist ja gesagt worden, Herr Dr. Käse hat ein
oder zwei Beispiele angesprochen, ich will es wie-
derholen, wir stecken sehr viele Fördermittel in den
Tourismus. Ausbau der Schlachte, Glocke, Jekyll and
Hyde, Space-Park, Haven Höövt, Universum. Das
sind alles Dienstleistungsarbeitsplätze, die geschaf-
fen werden! Neue Gewerbegebiete: auch Infrastruk-
tur! Airport-City: Was ist da entstanden? Das ist eine
Gewerbestadt, die nur Dienstleistungsarbeitsplätze
hervorgebracht hat und die ein hervorragendes Ak-
quisitionspotential geworden ist für die Stadt. Die
großen Bürogebäude, die wir dort gebaut haben,
wozu Sie immer gesagt haben, wir brauchen da kei-
ne Büroflächen, sind ausgebucht, weil wir Ansied-
lungserfolge haben von großen Versicherungsunter-
nehmen und anderen Unternehmen, die sich hier
im Dienstleistungssektor angesiedelt haben.

Neue Technologie: ZMeC hat Herr Dr. Käse ge-
nannt, TZI. Wir sind auch dafür, dass wir in die neu-
en Technologien, in die neuen Medien, in diese Ar-
beitsplätze investieren und sie fördern. Ich habe vor-
hin noch die Messehallen vergessen! Existenzgrün-
dungsförderung ist auch sehr wichtig in diesen Be-

reichen neuer Technologien, Medien et cetera, um
Dienstleistungsarbeitsplätze zu schaffen.

Ich glaube, dass wir, was die Förderung und was
unsere Arbeit für den Dienstleistungssektor betrifft,
jedenfalls in dieser Periode keinen Nachholbedarf
haben, und wir haben auch keinen Bedarf, neue Be-
richte zu fordern, sondern wir wollen, dass in ein-
zelnen Projekten erfolgreiche Arbeit geleistet wird.
Bei den Projekten, die wir hier alle beschließen,
werden wir ja auch im Einzelnen die Maßnahmen
erläutert bekommen, und dazu brauchen wir kei-
nen Bericht über das, was gewesen ist. Wir haben
umgesteuert, wir sind dabei, den Rückstand aufzu-
holen, und wenn wir in diesen nächsten drei Jahren
so fortfahren, glaube ich, dass wir eine erhebliche
neue Zahl von Arbeitsplätzen im Dienstleistungssek-
tor geschaffen und die Differenz zu den anderen
Zentren erheblich verringert haben. — Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächster hat das Wort
Herr Senator Hattig.

Senator Hattig: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Ich glaube, wir sind uns in diesem Haus ei-
nig, dass die Dienstleistung ein Wachstumsmotor ist,
jetzt und auch in Zukunft. Einige sprechen sogar von
einem Megatrend. Ich will uns gemeinsam erspa-
ren, dass wir hier einmal fragen, was ist eigentlich
Dienstleistung,  obwohl  Begriffsdefinitionen  ja  ei-
gentlich die Voraussetzung für den Denkprozess
sind. Es ist ein sehr breites Feld, das sich unter die-
sem Stichwort darstellt. Es geht von der Gastrono-
mie, um einmal einen Extrempunkt zu nennen, bis
hin zu Multimedia. Dass das unterschiedliche Vorgän-
ge sind, muss wohl nicht weiter ausgeführt werden.

Ich freue mich übrigens auch, dass ein ehemali-
ger Staatsrat hier jetzt so wohlwollende Betrachtung
findet. Vielleicht, ohne dass ich darüber genau in-
formiert bin, kann man Ursachenforschung und da-
mit  auch  Ihre  Definitionszuwendung  so  erklären,
dass es manchmal sehr erfreulich ist, nur noch den
eigenen Kopf bedienen zu müssen. Dann ist man
auf die Qualität desselben angewiesen, während
man in der Exekution ja neben dem eigenen Kopf
auch noch eine Menge anderer Dinge zu bedenken
hat. Wenn ich parlamentarische Arbeit auch einmal
in diesem Kontext als Hürdenlauf bezeichnen darf,
muss man auch die Beine bedienen, das heißt, man
ist also in mehrfacher Hinsicht gefordert. Aber
gleichwohl, auch Herr Haller hat mich noch einmal
dazu angeregt, sorgfältig nachzudenken, was ma-
chen wir denn eigentlich, und was machen wir nicht,
und ich glaube, zusammengefasst werden wir sa-
gen können, und das auch nach dieser BAW-Studie,
dass wir auf einem insgesamt richtigen Weg sind.

Ich darf noch einmal sagen, alle ISP- und alle WAP-
Programme zielen in diese Richtung. Die Mittel flie-
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ßen ab. Ich will die einzelnen Programme jetzt hier
nicht aufzählen. Die Mittel fließen ab, was eben auch
zeigt, dass sie angenommen und umgesetzt werden.
In der EU, Urban-Programm und andere, haben wir
eine gute Resonanz, und in Bremen selbst verwirk-
licht sich deutlicher als bisher, dass wir in der Dienst-
leistung alle gefordert sind, vom Einzelhandel hin-
sichtlich seiner Wettbewerbsfähigkeit bis zu ande-
ren Strukturen, die man vielleicht mit Universum und
anderen Dingen bezeichnen kann.

(Präsident W e b e r  übernimmt wieder
den Vorsitz.)

Zusammengefasst, glaube ich, wir sind einer Mei-
nung, wir müssen den Dienstleistungsstandort stär-
ken, aber wir müssen dabei auch bedenken, dass
Voraussetzung für Dienstleistungen eben auch geo-
graphisch vernünftige Strukturen sind. Wir können
Bremen nicht verändern, wir können es nicht wo-
anders hinsetzen, aber wir wissen, dass es verkehr-
lich nun auch nicht gerade im Zentrum der Bundes-
republik liegt. Das ist eine der Voraussetzungen, an
die wir denken müssen, und wir müssen weiter dar-
über nachdenken, dass das Ansehen eines Stand-
orts eben auch eine Voraussetzung für Investoren
ist. Ich komme immer wieder zu meinem Punkt zu-
rück, dass vertrauensbildende Maßnahmen eben da-
durch sich signifizieren, dass wir die Investitionen,
die wir anfangen, konsequent durchführen, und dar-
um bin ich bemüht. Zusammengefasst: Der Dienst-
leistungsstandort Bremen kann verbessert werden,
aber er ist nicht so schlecht, wie wir uns das manch-
mal einreden. — Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen mit der Drucksachen-Nummer 15/283 seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafür Bündnis 90/Die Grünen und Abg.
T i t t m a n n  [DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD und CDU)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Reform des Hochschuldienstrechts

Große Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen

vom 18. April 2000
(Drucksache 15/284)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 9. Mai 2000

(Drucksache 15/312)

Wir verbinden hiermit:

Reform des Hochschuldienstrechts: Nicht auf
halbem Wege stehen bleiben!

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Juni 2000

(Drucksache 15/364)

Dazu als Vertreter des Senats Senator Lemke.

Gemäß Paragraph 29 unserer Geschäftsordnung
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort auf die
Große Anfrage in der Bürgerschaft mündlich zu wie-
derholen. Ich gehe davon aus, Herr Senator, dass
Sie darauf verzichten.

Meine Damen und Herren, wir treten in die Aus-
sprache ein.

Die gemeinsame Aussprache ist eröffnet.

Als Erster hat das Wort der Abgeordnete Dr. Kuhn.

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Wenn es über-
haupt nicht oder zu langsam vorangeht mit politi-
schen Angelegenheiten, dann trösten wir älteren
Herren uns ja manchmal mit dem Wort von Max
Weber von der Politik als dem Bohren dicker Bret-
ter.  Die  Personalstruktur,  der  Personalstatus  von
Wissenschaftlerinnern und Wissenschaftlern an den
Hochschulen, ihr Beschäftigungsverhältnis und auch
die Art ihrer Bezahlung, das ist ein solches dickes
Brett. Wir hoffen, dass wir in der nächsten Zeit bei
diesem  Brett  an  den  Rand  des  Durchbruchs  kom-
men. Das ist eine Sache, die Bund und Länder ge-
meinsam diskutieren müssen. Deswegen ist es not-
wendig, und deswegen haben wir hier Antrag und
Große Anfrage gestellt, dass wir uns als Landespar-
lament da auch eine Position erarbeiten.

Seit 1996, als die große Koalition hier im Haus noch
einen Antrag von unserer Seite abgelehnt hat, ist
Gott sei Dank einiges in Bewegung gekommen. Wir
haben, und das muss man auch richtig positiv ver-
merken, im Bremischen Hochschulgesetz die Per-
sonalhoheit auf die Hochschulen übertragen. Wir
haben die Möglichkeit aufgenommen, Professoren
theoretisch auch in Teilzeit oder als Angestellte ein-
zustellen,  aber  klar  muss  gerade  bei  den  letzten
Punkten sein, dass man solche Öffnungsklauseln nur
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Gewinn bringend verwenden kann, wenn es dazu
auch bundeseinheitliche Regelungen und Reformen
gibt. Deswegen, meine Damen und Herren, ist es
ein großer Schritt nach vorn, dass die rotgrüne Bun-
desregierung diese Reform nun ernsthaft in Angriff
genommen hat.

Sie hat eine Expertenkommission einberufen, die
im April ihren Bericht vorgelegt hat. An der Arbeit
der Kommission waren die Bundesländer, und das
ist  das  Besondere,  von  vornherein  beteiligt.  Das
heißt, die Empfehlungen dieser Kommission haben
ein erhebliches Gewicht. Ich glaube nicht, dass man
hinter sie zurückgehen kann, aber ich hoffe doch,
dass man an ihnen noch einiges vorwärts bewegen
kann, und dafür, wie gesagt, dient die heutige De-
batte.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Angesichts der historischen Chance des bevorste-
henden Generationswechsels an den Hochschulen
— die Antwort des Senats sagt das ja noch einmal,
dass fast zwei Drittel der Hochschullehrer an der Uni-
versität in den nächsten zehn Jahren ausgewech-
selt werden, in Pension gehen und zum großen Teil
neue eingestellt werden — macht die Kommission
zwar einige gute Schritte nach vorn, aber der Durch-
bruch  ist  es  eben  nach  unserer  Auffassung  noch
nicht. Ich will mich in der heutigen Debatte auf die
strittigen Punkte beschränken und konzentrieren, an
denen wir nach unserer Auffassung noch einen oder
zwei Schritte weiter gehen müssen, wenn wir nicht
eine historische Chance vertun wollen.

Der Dreh- und Angelpunkt ist nach unserer Auf-
fassung die klare und eindeutige Abschaffung des
Beamtenstatus für Hochschullehrer. Der Bericht der
Kommission verwendet viel Mühe darauf nachzu-
weisen, dass es keinen Zwang zur Beibehaltung des
Beamtenstatus gibt und dass es sehr viele gute Grün-
de gibt, ihn aufzuheben, vor allen Dingen, und das
ist der Kernpunkt, die schlechte Vereinbarkeit mit
leistungsorientierter Bezahlung und vor allen Din-
gen seine Wirkung als Mobilitätsbremse. All die be-
sonderen beamtenrechtlichen, besoldungsrechtli-
chen Fragen des Beamtenstatus erschweren eben
erheblich, dass man von der Hochschule in die Wirt-
schaft oder sonst in die Gesellschaft wechseln kann
und auch wieder zurück, dass man für eine Zeit ins
Ausland geht und wieder zurückkommt. Das ist eben
mit dem beamtenrechtlichen Status schwer zu er-
reichen, aber das sind die Aufgaben. Wir müssen zu
einer anderen Mobilität zwischen Hochschule im
Inland und Ausland und zwischen den verschiede-
nen Bereichen kommen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Nachdem die Kommission dargestellt hat, wo die
Hemmnisse liegen, schreibt sie trocken, aus „prag-

matischen Gründen“ schlage sie vor, vorerst beim
Beamtenstatus zu bleiben, und diese pragmatischen
Gründe sind nichts anderes als die Tatsache, dass
es in Deutschland immer noch einige gibt, die aus
dem Beamtenstatus eine rein ideologische Frage ge-
macht haben, eine heilige Kuh, die nicht berührt
werden darf.

Die Antwort des Senats vermittelt immerhin, das
muss ich hier positiv feststellen, den Eindruck, dass
er in dieser Frage offen ist, und verweist auf bremi-
sche Möglichkeiten, aber ich sage noch einmal, es
ist eine Illusion zu glauben, dass ein Bundesland in
größerem Umfang Professoren als Angestellte ein-
stellen kann, wenn ringsherum die anderen Länder
beim Beamten bleiben. Das funktioniert nicht, aber
genauso funktioniert umgekehrt auch nicht, dass wir
in Deutschland als Einzige beim Beamtenstatus blei-
ben werden, wenn überall ringsum in der Europäi-
schen Union und in der Welt eben dies nicht mehr
der Fall ist. Eine solche Abschottung können wir uns
einfach nicht mehr leisten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir müssen jetzt zu einer klaren Entscheidung
kommen, sonst ist die Chance verpasst. Dann wer-
den all die vielen Professoren auf lange Zeit wieder
Beamte sein. Ich glaube, Sie können sich übrigens
der Unterstützung derjenigen, die heute und mor-
gen Professoren werden, sicher sein, und da muss
man dann eben in dieser Frage einmal ein bisschen
Gegenwind von den älteren Herren in Kauf nehmen.

Ein anderer Punkt: Die Kommission schlägt die
Einstellung von Juniorprofessoren vor, die nach der
Promotion eigenverantwortlich lehren und forschen
können, befristet für zweimal drei Jahre. Das wäre
ein sehr vernünftiger Schritt, den wir sehr begrüßen
würden. Wir müssen allerdings dabei sehr genau
darauf achten, dass nicht durch eine starre Zeitvor-
gabe, zweimal drei Jahre, hier die Chancen für Frau-
en eingeschränkt werden, die aus vielen Gründen
heute noch öfter als Männer keinen geraden und
normalen Weg zur Ausbildung und Karriere gehen
können.

Nach der Einführung eines Juniorprofessors wäre
es dann völlig unsinnig, doch wieder an der Habili-
tation als Eingangsvoraussetzung festzuhalten, was
übrigens, ich sage es noch einmal, ein einzigartiges
deutsches Folterinstrument zur Verlängerung der
Unselbständigkeit junger und auch nicht mehr so
ganz junger Wissenschaftler ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Es gibt die Habilitation sonst nirgendwo, und sie
wird als Voraussetzung für eine Berufung auch wirk-
lich nicht mehr gebraucht.

Dann möchte ich etwas zur Frage befristeter oder
unbefristeter Arbeitsverträge wissenschaftlicher Mit-
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arbeiter  sagen:  Der  Senat  verteidigt  die  heutigen
starren  Befristungsvorschriften  mit  dem  Hinweis,
dass sonst der Weg für nachrückende Wissenschaft-
ler blockiert und verstopft wäre. Das ist ein interes-
santes Argument. Wenn man das auf andere Bran-
chen übertragen würde, die auch sehr dynamisch
und in der Entwicklung schnell sind, dann kann man
schlussfolgern, dass auch in diesen Branchen über-
haupt nur noch befristete Arbeitsverträge sinnvoll
und möglich wären. Das kann so absolut nicht stim-
men! Befristungen müssen möglich sein, das ist rich-
tig, aber es ist genauso richtig, dass es inzwischen
sehr viele Funktionen im Dienstleistungsbereich von
Hochschulen gibt, in Dienstleistungen, Lehre, For-
schung,  Management,  Wissenschaftstransfer,  die
Daueraufgaben sind und deswegen auch in unbe-
fristeten Arbeitsverhältnissen besser und sinnvoller
ausgeführt werden können.

Wir sind allerdings der Meinung, dass dann ent-
gegen dem faktisch sehr engen Rahmen des heuti-
gen BAT durchaus auch betriebsbedingte Kündigun-
gen wissenschaftsspezifischer Art möglich sein müs-
sen. Man kann nicht auf der einen Seite sagen, un-
befristete Arbeitsverhältnisse, wenn man nicht auf
der anderen Seite gewisse reglementierte Öffnungs-
möglichkeiten schafft.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Der letzte Punkt ist die Besoldung. Wir sind mit
der Kommission und mit vielen anderen der Auffas-
sung, dass die Wissenschaftler sich höhere Bezah-
lung nicht mehr durch das reine Älterwerden, son-
dern durch Leistung verdienen sollten. Insofern un-
terstützen wir die klare Maßgabe, dass ein Teil der
Besoldung als Zulage gezahlt werden soll, als Zula-
ge für Leistung, Belastung oder auch Übernahme
besonderer Funktionen, aber ebenso klar sollte es
auch sein, dass diese Zulage nur für die Dauer die-
ser besonderen Leistung, Belastung oder Funktion
gezahlt werden sollte, also befristet. Da teilen wir
die Auffassung des Senats, der dort der Kommission
widerspricht.

Ganz und gar unvernünftig finden wir, dass sich
der Senat der Meinung anschließt, dass es eine
grundsätzliche  und  dann  auch  noch  doppelte —
nämlich bei Grundgehalt und Zulagen — Ungleich-
behandlung zwischen Fachhochschulen und Univer-
sitäten weiterhin geben soll. Der gesetzliche Auf-
trag der Fachhochschulen ist, das wird in Festreden
immer gern betont, zwar andersartig, aber gleich-
wertig. Es gibt keinerlei sachliche Grundlage für die
grundsätzliche Ungleichbehandlung. Natürlich soll
es die Möglichkeit von Differenzierungen geben zwi-
schen Fachhochschulen und Hochschulen, weil na-
türlich die Forschung an den Universitäten eine an-
dere Rolle spielt. Es gibt aber umgekehrt auch in
der gegenwärtigen Situation sehr viele sachliche und
politische Gründe, die Fachhochschulen zu fördern,

sie zu unterstützen und es ihnen möglich zu machen,
gute Leute aus Wissenschaft und Praxis zu ihnen
hineinzuholen.  Deswegen  wäre  es  sehr  schade,
wenn dies in dieser Frage der Besoldung das letzte
Wort bleiben würde, dass Fachhochschulen und
Universitäten ungleich behandelt, dass die Fach-
hochschulen weiterhin diskriminiert werden. Dies
würde die Reform erheblich belasten.

Ich habe festgestellt, dass die Koalition nicht dazu
in der Lage war, einen gemeinsamen eigenen An-
trag dagegen zu stellen. Deswegen gehe ich davon
aus, dass Sie den Antrag überweisen werden, weil
ja ohnehin die Beratungen zu einem späteren Zeit-
punkt stattfinden werden, so dass wir in der Depu-
tation für Wissenschaft diesen Prozess dann auch mit
diesem Antrag als Grundlage weiterverfolgen kön-
nen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Berk.

Abg. Frau Berk (SPD): Herr Kuhn, wir haben kei-
nen gemeinsamen Antrag, da haben Sie Recht, aber
freuen Sie sich doch, so überweisen wir Ihren An-
trag, sonst hätten wir ihn abgelehnt!

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Herr Kuhn hat schon angedeutet, es ist ein
schwieriges Feld, das sich die rotgrüne Koalition
vorgenommen hat und jetzt bearbeitet. Das ist äu-
ßerst schwierig, das weiß ich schon, aber ich bin froh,
dass die rotgrüne Bundesregierung Wort hält, dass
sie sich auch schwierigen Fragen stellt und den Ver-
such unternimmt, da nach vorn zu kommen. Ich muss
auch sagen, sie hat sich in beachtlichem Tempo dar-
angemacht, den in 16 Jahren Kohl-Regierung ent-
standenen Reformstau aufzulösen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Sie zeigt sich dabei nicht nur entschlossen, son-
dern auch mutig. Sie ist offenbar auch gewillt, das,
was den nötigen Reformen im Wege steht, wegzu-
räumen. Sowohl die altehrwürdigen als auch die
neueren Universitäten müssen sich diesen Verän-
derungen  stellen.  Mit  Erlaubnis  des  Präsidenten
möchte ich gleich zu Beginn meines Beitrags daher
ein Zitat vortragen:

„In einer Zeit, in der sich die moderne Welt mit
hoher Beschleunigung von einer Arbeitsteilung der
Hände, Werkzeuge und Maschinen hin zu einer Ar-
beitsteilung der Köpfe, Computer und Labors wan-
delt, verändern sich auch die Bedingungen für ein
erfolgreiches Wirken der Hochschulen. Angesichts
der immer größeren Bedeutung, die wissenschaftli-
chen Erkenntnissen für unser Leben, die Kultur, die
Wirtschaft und das soziale System zukommt, wird
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es umso dringlicher, dass sich die Hochschulen dem
aus der zunehmenden Globalisierung resultierenden
Veränderungsbedarf stellen, die sich damit bieten-
den Chancen nutzen und den notwendigen Reform-
prozess aktiv gestalten.“

So lautet der Eingangssatz der Empfehlung der
Expertenkommission  zum  Hochschuldienstrecht.
Damit macht sie deutlich, meine Damen und Her-
ren, worum es geht. Wenn man von dem Demokra-
tisierungsprozess Ende der sechziger Jahre absieht,
befindet sich der Wissenschaftsbetrieb in der Bun-
desrepublik in einem beispiellosen Veränderungs-
prozess. Die Hochschulen stehen bereits heute viel-
fach im Wettbewerb. Sie konkurrieren auf nationa-
ler und internationaler Ebene um Forschungsmittel,
um die begabtesten Studenten und um das beste
wissenschaftliche Personal.

Für fast jede dieser Herausforderungen machen
sich auch die Bremer Hochschulen fit. Sie bieten in-
ternational kompatible Abschlüsse an, sie kooperie-
ren untereinander und mit ausländischen Hochschu-
len, sie bieten internationale Studiengänge an, und,
meine Damen und Herren, die Hochschule Bremen
ist ja gerade ein Paradebeispiel, wie internationale
Studiengänge und auch Kontakte angeboten und
gepflegt werden.

(Beifall bei der SPD)

Die Bremer Hochschulen und die Wissenschaftsbe-
hörde haben die Zeichen der Zeit erkannt, und wir,
schon in der Ampel, aber auch in der großen Koali-
tion, haben diesen Weg auch intensiv begleitet. Wir
sind allerdings der Überzeugung, dass das vom preu-
ßischen Obrigkeitsstaat des neunzehnten Jahrhun-
derts  geprägte  Beamtenrecht  nicht  den  richtigen
Rahmen für das wissenschaftliche Personal des ein-
undzwanzigsten Jahrhunderts darstellen kann.

(Beifall bei der SPD)

Das Leitbild für ein modernes Hochschulwesen
muss  es  sein,  dass  in  unseren  Universitäten  und
Hochschulen interessante, neugierige, begabte, mo-
bile, flexible und leistungswillige Menschen wirken,
deren Biographien, die sie für den wissenschaftli-
chen Austausch qualifizieren, eben nicht nur von
Schule und Hochschule geprägt sind, sondern Men-
schen, die permanent zwischen Theorie und Praxis,
zwischen In- und Ausland, zwischen Forschung und
Wirtschaft, zwischen Arbeitswelt und Lehre wech-
seln. Wir brauchen also die jungen Frauen und Män-
ner mit Forscherdrang, vor allem die tüchtigen Frau-
en mit Kindern, die wegen ihrer Kinder keine Zeit
für Habilitation hatten, die aber trotzdem qualifizier-
te  Wissenschaftlerinnen  sind.  Wir  brauchen  die
Querdenker. Wir brauchen die Querdenker, und ich

glaube, für all dies ist das Lebenszeitbeamtenver-
hältnis immer weniger gut geeignet.

(Beifall bei der SPD)

Die Universitäten und Hochschulen brauchen für
ihr Personal einen rechtlichen Rahmen, der besser
geeignet ist, sie zukunfts- und konkurrenzfähig zu
machen.  Damit  keine  Missverständnisse  aufkom-
men: Natürlich leistet auch die verbeamtete bremi-
sche Professorenschaft hervorragende, zum Teil erst-
klassige Arbeit. Ich will hier nicht schon wieder auf
Hägermann und sein Buch „Karl der Große“ anspre-
chen, da gibt es noch viele andere Beispiele. Wir al-
le  wissen  aber,  dass  der  Wissenschaftsstandort
Deutschland gegenüber den anderen Ländern an
Boden verloren hat. Eine der Ursachen dafür ist mei-
ner Überzeugung nach, dass unsere besten Leute
nicht mehr automatisch den Weg an unsere Hoch-
schulen, sondern in die Wirtschaft oder in ausländi-
sche Forschungseinrichtungen suchen.

Um eine Umkehr dieses Trends zu erreichen, ist
ein Hochschuldienstrecht vonnöten, das eine grö-
ßere Durchlässigkeit des Betriebs für Quer- und Sei-
teneinsteiger und -einsteigerinnen aufweist. Ich ver-
hehle nicht, dass ich mir die Experten, die vielfach
ja auch Beamte sind, an dieser Stelle deutlich muti-
ger gewünscht hätte, aber es handelt sich hier ja um
eine Expertenempfehlung. Das heißt, die Kultusmi-
nisterkonferenz, und da spreche ich Sie an, Herr Se-
nator  Lemke,  und  die  Bund-Länder-Kommission
können über dieses Ergebnis jederzeit noch hinaus-
gehen. Ich hätte mir eine deutliche Abkehr vom Be-
amtenrecht gewünscht, das ist allgemein bekannt,
und ich hätte sie mir jetzt gewünscht.

Nach der Antwort des Senats, Herr Dr. Kuhn hat
schon darauf hingewiesen, gehen in den nächsten
acht Jahren 64,3 Prozent der Hochschullehrer in Bre-
men und Bremerhaven in den Ruhestand. Wann,
wenn nicht jetzt, bestünde die Chance, die nächste
Generation des Lehrkörpers für die Zukunft neu zu
prägen?

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Natürlich, meine Damen und Herren, bietet sich hier
auch die einmalige Chance, verstärkt Frauen in die-
sen Positionen zu beteiligen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wir sind in Bremen ja schon etwas weiter, Herr
Kuhn hat es angeschnitten, und Herr Jäger wird si-
cherlich auch darauf eingehen, wir haben unser Bre-
misches Hochschulgesetz novelliert. Wir haben da
einen  guten  Weg  beschritten.  Wir  haben  da  auch
schon die Möglichkeit von Einstellungen im Ange-



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 15. Wahlperiode – 20. Sitzung am 05. 07. 00 1435

stelltenverhältnis geschaffen und wünschen uns na-
türlich, dass der Senat auch danach handelt. Gleich-
wohl weiß ich, dass, wenn es um Berufungen geht
und ein Anwärter eine Beamtenstelle angeboten be-
kommt, er sich vermutlich für diesen sicheren Weg
entscheiden wird. Insofern ist es umso dringlicher,
dass alle Versuche unternommen werden, das Be-
amtenrecht  nicht  einzuschränken,  sondern  abzu-
schaffen.

Die anderen Empfehlungen der Kommission fin-
den unsere grundsätzliche Zustimmung. Eine Juni-
orprofessur statt der Habilitation öffnet den Weg für
Quereinsteiger, vor allem auch für Frauen. Auch hin-
sichtlich der Befristung von Beschäftigungsverhält-
nissen hat die Expertenkommission unseres Erach-
tens wichtige Ansatzpunkte geliefert, die aber na-
türlich noch mit den Gewerkschaften und Verbän-
den im Einzelnen erörtert werden müssen. Eine kos-
tenneutrale, stärker leistungsorientierte Bezahlung
des wissenschaftlichen Personals kann in diesem
Haus wohl vorausgesetzt werden. Da könnte es viel-
leicht höchstens noch unterschiedliche Meinungen
über die Höhe des Sockelbetrages, den man sich vor-
stellt, geben. Allerdings glaube ich, dass dies das
bestehende Besoldungs- und Vergütungsrecht nicht
in genügendem Maße hergibt. Es muss ein eigen-
ständiger Wissenschaftstarifvertrag her, der es er-
laubt, auf die Besonderheiten des Wissenschaftsbe-
triebs einzugehen.

(Beifall bei der SPD)

Ich glaube, das ist eine Forderung, die wir alle un-
terstützen.

An Bündnis 90/Die Grünen: Ihr Antrag wird über-
wiesen, er bietet eine gute Diskussionsgrundlage für
die weitere Beratung, und es finden sich darin viele
Gemeinsamkeiten  zumindest  mit  der  SPD.  —  Ich
danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Jäger.

Abg. Jäger (CDU) *): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Fast zwölf Monate hat die nicht
mehr ganz so neue Bundesregierung gebraucht, um
die in der rotgrünen Koalitionsvereinbarung verein-
barte Expertenkommission einzusetzen. Soweit zum
Thema Ernsthaftigkeit von Rotgrün bei den Hoch-
schulreformen, Herr Dr. Kuhn!

(Beifall bei der CDU)

Nach  sieben  weiteren  Monaten  hat  die  Exper-
tenkommission zur Dienstrechtsreform an Hochschu-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

len ein umfassendes Maßnahmenpaket vorgeschla-
gen,

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Auch zu langsam?)

das immerhin, und das sollte man ja auch nicht leug-
nen, auf den Reformansätzen des Hochschulrahmen-
gesetzes von CDU/CSU und FDP von 1998 beruht.
Man sollte nicht so tun, als wären da nicht die ers-
ten Ansätze für Deregulierung und Leistungsorien-
tierung geschaffen worden.

Nach  der  Vorstellung  der  Expertenvorschläge
hagelte es für die Bundesministerin Bulmahn Kritik
von allen Seiten. Kritik von so manchen Besitzstands-
wahrern konnte man erwarten, so ist das eben bei
Reformen, unerwartet ist da allerdings schon die
Kritik aus den Reihen von Rotgrün selbst. Die Grü-
nen wollen den Beamtenstatus für Hochschullehrer
dauerhaft abschaffen, die SPD in Bremen schließt
sich dem an, wie wir hören. Manche sehen eher die
Probleme als die Chancen von mehr Wettbewerb
und Leistungsorientierung. Jedenfalls sehen wir
auch hier im Parlament offenbar einige Widersprü-
che, Frau Berk spricht vom Mut der neuen Bundes-
regierung, Herrn Dr. Kuhn geht es alles nicht weit
genug, was dort zurzeit vorgeschlagen wird.

(Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Wie möchte die CDU das denn mit

dem Beamtenrecht machen?)

Mit der Schaffung marktgerechter, flexiblerer und
leistungsorientierter Vergütungsstrukturen für den
Hochschulbereich soll die Leistungs- und Innovati-
onsfähigkeit   unseres   Wissenschafts-   und   For-
schungssystems gestärkt werden, das ist hier gesagt
worden. Wir als CDU unterstützen eine stärkere, leis-
tungsorientiertere  Besoldung.  Es  wäre  allerdings
auch ein falsches Signal, wenn diese Diskussion al-
lein   aus   Spargesichtspunkten   geführt   würde.
Manchmal hat man den Eindruck, es geht mehr um
Sparen als um Leistungsorientierung, auch das muss
gesagt werden.

Richtig ist, und das ist gesagt worden, dass es nicht
sein kann, dass die Stelleninhaber nur nach Alter,
nicht aber nach einer wie auch immer zu messen-
den Leistung bezahlt werden. An der Hochschule
Bremen zeigt sich ja bereits im Rahmen der autono-
men Bewirtschaftung von weiteren Mitteln, dass man
durchaus Leistungsorientierung selbst als Kriterium
festlegen kann. Wir wollen das nicht nur auf Besol-
dungsfragen reduzieren, da gibt es bereits hervor-
ragende Beispiele, und die Hochschulen in Deutsch-
land fangen endlich an, ihre eigene Tätigkeit zu
evaluieren.

Eine starre Festschreibung von Grundgehältern
sehe ich kritisch, wenn wir in Deutschland Spitzen-
kräfte halten und gewinnen wollen. Längst konkur-
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rieren Hochschulen nicht nur untereinander, sie tun
dies international und auch mit der Privatwirtschaft.
Hier, denke ich, müsste eine Öffnungsklausel her.
Das ist ja das, was im Moment auch bundesweit dis-
kutiert wird, auch die KMK hat gesagt, wir wollen
eine  Öffnungsklausel  in  diese  Richtung.  Bremen
sollte daran, denke ich, auch Interesse haben. Wir
sind dabei, unsere Hochschulen international fit zu
machen. Insofern sollten wir uns nicht von allzu star-
ren Regelungen vom Bund gängeln lassen. Darauf
legen  wir  deutlich  Wert.  Unsere  Profilgebung  der
Hochschulen kann da nur weiter fortschreiten.

Meine Damen und Herren, die CDU begrüßt die
von der Expertenkommission vorgeschlagenen neu-
en  Qualifizierungswege  des  wissenschaftlichen
Nachwuchses. Die Juniorprofessur ist jedoch nicht
das Allheilmittel. Sie ist natürlich auch abhängig von
der finanziellen Ausstattung, auch daran muss man
erinnern. Die Habilitation ist nicht, wie die Grünen
und auch die SPD in Teilen fordern, abzuschaffen,
sondern sie sollte durchaus noch als Maßstab und
Qualitätsorientierung dienen. Wir hören immer wie-
der auch aus dem Bereich Ingenieurwissenschaften/
Naturwissenschaften, dass man dies als Option auf-
rechterhalten möchte. Natürlich weiß ich, dass,
wenn wir jetzt, es ist ja gesagt worden, in Deutsch-
land jede zweite Stelle neu besetzen, in Bremen fast
jede dritte, die Juniorprofessur der Habilitation in
weiten  Bereichen  den  Rang  ablaufen  wird,  aller-
dings, und der Senat hat sich da ja auch entspre-
chend offen verhalten, sind wir nicht für eine gene-
relle Abschaffung der Habilitation.

Eine Entfristung von Verträgen beim wissenschaft-
lichen Nachwuchs, wie das hier gefordert wurde,
halten wir im Sinne der nachkommenden Bewerber
für nicht sinnvoll. Wir begrüßen daher die Antwort
des Senats, gleichwohl sehen wir natürlich auch,
dass dieses Thema bei einer veränderten demogra-
phischen Entwicklung bei Wissenschaftlern durch-
aus noch einmal wieder auf den Prüfstand kommen
muss, allerdings muss dies nicht in dem ersten Wurf
hier schon geregelt werden. Ich sehe auch die Ge-
fahr, dass durchaus unter dem Stichwort „Wissen-
schaft als Beruf“, das wurde auch von der GEW auf-
gegriffen, möglicherweise die eine oder andere Tä-
tigkeit im Wissenschaftsbereich dann als Dauerauf-
gabe definiert wird. Ich glaube, das trägt nicht zu
einer Qualitätssicherung an den Hochschulen bei.

Meine Damen und Herren, im Rahmen der Inter-
nationalisierung des Wissenschaftsbereichs geht es
vor allem darum, sowohl einen flexibleren Personal-
einsatz an den Hochschulen und Instituten zu ermög-
lichen, als auch den Austausch, die Mobilität zwi-
schen den Hochschulen, Forschungseinrichtungen
und der Wirtschaft zu verbessern und das, wie ge-
sagt, möglichst im internationalen Rahmen. Ein ei-
genständiges Dienst- und Tarifvertragsrecht und ein
eigenes Personalstatut für den Wissenschaftsbereich

ist langfristig, wie die Expertenkommission feststellt,
denkbar.

Wir sollten dieses Thema aber nicht als Geisel neh-
men, um am Ende wiederum keine Entscheidung
zu treffen und dieses Thema „Reform im Hochschul-
wesen“ auf die lange Bank zu schieben. Ich würde
mir wünschen, dass wir endlich gangbare Schritte
gehen und zu einer ersten Verständigung zwischen
Bund und Ländern kommen und dort auch endlich
den Mut haben, Frau Berk, der Expertenkommis-
sion in weiten Teilen zu folgen und das wenigstens
umsetzen. Das wäre sicherlich sinnvoller, als jetzt
wieder neue Dinge, wie sie auch die Grünen insbe-
sondere hier auf den Tisch bringen, in die Runde zu
werfen. Dann sitzen wir im nächsten Jahr immer
noch da und werden feststellen, dass wir weiterhin
nichts geschafft haben.

(Beifall bei der CDU)

Meine  Damen  und  Herren,  ich  kann  mir  eines
nicht ersparen: An der 630-DM-Debatte hat man ge-
sehen, wie ernst es Rotgrün mit den Hochschulen
nimmt. Da sind die Hochschulen besonders getrof-
fen worden, man hat ihnen Knüppel zwischen die
Beine geworfen und sie im Regen stehen lassen. Ich
hoffe, das wiederholt sich jetzt nicht an anderen
Themen und an diesen Stellen, wie auch in dieser
Debatte. Ich würde mir ein wenig mehr Verbindlich-
keit und Verlässlichkeit im Reden und Handeln wün-
schen und nicht Gegenwind von allen Seiten. Rot-
grün beschießt sich hier angesichts dieser Vorschlä-
ge der Expertenkommission, die Frau Bulmahn ja in
wesentlichen Teilen sich auch zu Eigen gemacht hat.
Ich wünsche Frau Bulmahn genau diesen Mut, den
Frau Berk eben schon zitiert hat, endlich die Dinge
umzusetzen. Wenn sie das, was dort vorgeschlagen
wurde, im Sinne der Expertenkommission tut, kann
sie auf die Unterstützung der CDU bauen. Sie kann
aber nicht auf die CDU bauen, wenn diese Diskus-
sion noch weiter ins Land zieht. — Herzlichen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort Herr
Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Wenn ich mir die vier vorgetragenen Punk-
te von Herrn Dr. Kuhn und dann die beiden dazu
folgenden Redebeiträge noch einmal vor Augen hal-
te, dann stelle ich fest, dass wir so weit nicht ausein-
ander liegen. Wenn ich das richtig mitbekommen
habe, sind es im Wesentlichen die Fragen des Be-
amtenstatus und die Frage der Habilitation, bei de-
nen wir uns eigentlich in der Ausgangssituation un-
terscheiden.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Besoldung der Fachhochschulprofes-

soren!)
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Ja, aber das ist ja allein aus der finanziellen Si-
tuation leider nicht so machbar, wie Sie das fordern.
Ich habe übrigens ohne eine Vorbereitung vor ei-
nem halben Jahr bei der Hochschulrektorenkonfe-
renz auf diese Frage eine grüne Position vertreten.
Als ich gefragt worden bin, wie ich mir das vorstel-
le, habe ich gesagt, ich fände eigentlich ein gleiches
Mindestgehalt für alle diejenigen gut, die an Hoch-
schulen, Fachhochschulen oder Universitäten arbei-
ten, allerdings dann mit ganz klaren Leistungsauf-
schlägen  für  diejenigen,  die  eine  hervorragende
Leistung an Fachhochschule oder Universität erbrin-
gen. Mir als Wissenschaftssenator ist es relativ irre-
levant, ob ein Klassemann an der Uni oder an der
Hochschule sitzt, auf die Leistung kommt es an. Des-
halb habe ich so aus freien Stücken gesagt, ich könn-
te mir eine einheitliche Mindestbesoldung sehr gut
vorstellen. Das hat aber zu einem heftigen Wider-
stand bei den Rektoren der Universitäten geführt.
Ich war allerdings nicht auf diese Frage vorbereitet
und habe das einfach aus dem Bauch heraus beant-
wortet.

Herr Jäger, eines muss ich korrigieren — vielleicht
ist das auch einfach nur eine Unwissenheit, das weiß
ich nicht —, es ist völlig eindeutig, dass wir an die-
ser Stelle nicht sparen wollen, sondern dass, wenn
wir sagen, wir wollen es den Hochschullehrern, die
besonders gute Leistungen erbringen, schmackhaft
machen, in unserem Land zu bleiben, wir sie auch
besser bezahlen wollen, damit sie hier im Land mo-
tiviert werden, weiterhin bessere Leistungen zu er-
bringen und das auch honoriert zu bekommen und
nicht nach Amerika und anderen Ländern zu schie-
len, wo sie entsprechend hohe Besoldungen oder
Leistungsprämien bekommen.

(Abg. B ü r g e r  [CDU]: Dafür reichen
aber die Vorschläge von Frau Bulmahn, was
die Beamtenbesoldung angeht, nicht aus!)

Das ist eine Frage der Umsetzung, weil wir ja eben
nicht wollen, dass diejenigen, die Dienst nach Vor-
schrift machen, und die soll es ja auch an den Uni-
versitäten geben, weiterhin in den Genuss von dau-
erhaften Prämien kommen, sondern wir wollen sa-
gen, dass wir das, was wir dort einsparen, dafür nut-
zen und aufbringen wollen, um dann die Leistungs-
prämie zu erbringen. Es ist kein Einsparungsprozess,
das lag mir noch am Herzen, Ihnen das zu sagen.
Wir wollen an der Stelle keine einzige D-Mark ein-
sparen, sondern wir wollen umgewichten und den-
jenigen,  die  hervorragende  Leistungen  bringen,
mehr geben. Ob das ausreicht, Herr Bürger, darüber
mag man streiten.

Der nächste Punkt, auf den ich Herrn Jäger noch
hinweisen möchte, ist: mehr Mut zur Umsetzung. Ich
habe in erster Linie erfahren, dass Bayern auf kei-
nen Fall mitmachen will in dieser Frage. Nun würde
ich das gern mit dem Kollegen Zehetmair diskutie-

ren und ihm mitteilen, wie hier die Bremer CDU ihn
zu mehr Mut auffordert.

(Abg. J ä g e r  [CDU]: Die Öffnungsklau-
sel macht auch Herr Zehetmair mit!)

Herr Zehetmair hält ganz stur am Beamtenstatus
seiner Wissenschaftler und seiner Hochschullehrer
fest!  Bremen  ist  deutlich  besser  hier  positioniert,
denn wir wollen ja viel flexibler auf den Markt rea-
gieren, wenn ich das so sagen darf, und von daher
wünschte ich mir zumindest bei der CSU mehr Mut
zur Umsetzung, so wie Sie es hier einfordern.

Ich würde mir wünschen, dass wir den Beamten-
status abschaffen, aber es ist nicht realistisch, solan-
ge es einzelne Länder gibt, die das nicht mitmachen,
weil es eine Reihe von Hochschullehrern gibt, für
die das eine sehr wichtige Frage ist. Ob es leistungs-
fördernd ist, wage ich zu bezweifeln. Nach meiner
beruflichen Erfahrung ist es absolut nicht leistungs-
fördernd, einen Beamten einzustellen und ihm da-
mit zu sagen, du kannst jetzt lebenslang sicher sein,
dass dein Geld auch auf dem Konto landet.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Zur Frage der Habilitation habe ich eine differen-
zierte Meinung. Ich bin nicht der Auffassung, dass
man die Habilitation generell abschaffen sollte, son-
dern ich bin sehr wohl der Meinung, dass das auch
für die Qualität von Wissenschaft nach wie vor et-
was ist, was wir weiter fördern sollten, aber was nicht
Ausgangsvoraussetzung sein müsste oder sein muss,
um sich weiter zu qualifizieren. Das ist besonderes
wichtig, wenn wir uns noch einmal vor Augen hal-
ten, welche drei Punkte für mich bei der Hochschul-
dienstrechtsreform zu beachten sind: Erstens mehr
Flexibilität,  um  im  internationalen  Wettbewerb
standzuhalten, zweitens Förderung der Wissen-
schaftlerinnen, ein ganz wesentlicher Punkt, den wir
in  den  letzten  Jahrzehnten  vernachlässigt  haben,
und drittens, und da stimme ich der CDU genauso
zu, mehr Leistung fördern an unseren Hochschulen.
— Danke sehr!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die gemeinsame Aussprache geschlos-
sen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Es ist der Wunsch, den Antrag der Grünen an die
Deputation für Wissenschaft zu überweisen.

Meine Damen und Herren, wer diesem Überwei-
sungsantrag seine Zustimmung geben möchte, den
bitte ich um das Handzeichen!
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Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) über-
weist den Antrag an die Deputation für Wissenschaft.

(Einstimmig)

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von
der Antwort des Senats auf die Große Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Kenntnis.

Meine Damen und Herren, ich unterbreche die
Sitzung der Bürgerschaft (Landtag) zur Mittagspau-
se. Wir beginnen wieder pünktlich um 14.30 Uhr.

(Unterbrechung der Sitzung 13.03 Uhr)

*
Vizepräsident Ravens eröffnet die Sitzung wieder um
14.31 Uhr.

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
die unterbrochene Sitzung der Bürgerschaft (Land-
tag) ist wieder eröffnet.

Folgende Gruppen sind anwesend: Ich begrüße
auf  der  Besuchertribüne  Mitglieder  der  Arbeiter-
wohlfahrt Ohlenhof und Oslebshausen, Mitglieder
der SPD-Ortsvereine Findorff und Weidedamm und
eine  Gruppe  Senioren  der  SPD  und  der  Arbeiter-
wohlfahrt aus Huchting. — Herzlich Willkommen!

(Beifall)

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die erste
juristische Staatsprüfung und den juristischen Vor-
bereitungsdienst und des Vorbereitungsdienst-Zu-

lassungsgesetzes

Mitteilung des Senats vom 18. April 2000
(Drucksache 15/289)

D a z u

Bericht und Änderungsantrag des Rechts-
ausschusses

vom 26. Juni 2000

(Drucksache 15/390)

Dazu als Vertreter des Senats Staatsrat Mäurer.

Meine Damen und Herren, der Gesetzesantrag
des Senats zur Änderung des Gesetzes über die er-
ste juristische Staatsprüfung und den juristischen
Vorbereitungsdienst und des Vorbereitungsdienst-
Zulassungsgesetzes vom 18. April 2000, Drucksache

15/289, wurde von der Bürgerschaft (Landtag) in ih-
rer 16. Sitzung am 11. Mai 2000 in erster Lesung be-
schlossen und an den Rechtsausschuss und die staat-
liche Deputation für Wissenschaft überwiesen. Der
Rechtsausschuss legt nunmehr mit der Drucksachen-
Nummer 15/390 seinen Bericht und Änderungsan-
trag dazu vor.

Außerdem möchte ich Ihnen noch folgenden Be-
schluss der staatlichen Deputation für Wissenschaft
vom 30. Juni 2000 mitteilen: „Die Deputation für
Wissenschaft schließt sich dem Beschluss des Rechts-
ausschusses an. Sie bittet den Senator für Bildung
und Wissenschaft und die Universität Bremen um
eine Evaluation der Erfahrungen mit der Gesetzes-
novelle und um die Implementation von Maßnah-
men in den Studienverlauf, die flankierend zur Ge-
setzesänderung geeignet sind, die Prüfungsergeb-
nisse zu verbessern.“ — Soweit die Deputation für
Wissenschaft!

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Aussprache ist eröffnet.

Das Wort hat der Abgeordnete Isola.

Abg. Isola, Berichterstatter *): Herr Präsident, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren! Ich erstatte
zunächst Bericht für den Ausschuss, und dann be-
halte ich mir natürlich vor, eventuell noch einmal
das Wort für die Fraktion zu ergreifen.

Meine Damen und Herren, es ist schon gesagt
worden, dass nach der ersten Lesung des genann-
ten Gesetzentwurfs sowohl der Rechtsausschuss als
auch die Deputation für Wissenschaft diesen Ent-
wurf beraten haben. Der Rechtsausschuss hat einen
eigenen Vorschlag auf der Grundlage des Entwurfs
des Senats entwickelt, und diesem Vorschlag hat sich
die Wissenschaftsdeputation angeschlossen. In bei-
den Fällen waren es allerdings nur mehrheitliche Be-
schlüsse, das heißt jeweils von den Koalitionsfrak-
tionen getragene Beschlüsse. Die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen hat dagegen gestimmt.

(Abg. G a g e l m a n n  [CDU]: Lauter,
man versteht nichts! — Abg. Z a c h a u
[Bündnis 90/Die Grünen]: Das ist ja ein kon-

spirativer Bericht!)

Sie brauchen gar nicht unruhig zu werden, meine
Damen und Herren von den Grünen! Ich berichte
gerade von dem erfreulichen Umstand, dass wir in
dieser Angelegenheit zwei übereinstimmende Be-
schlüsse gegen Ihre Stimmen gefasst haben. Das ist
Ihnen völlig neu!

Meine Damen und Herren, der Rechtsausschuss
sah sich in der Ausgangsposition vor die Frage ge-
stellt, wie er zweierlei Anliegen gerecht wird. Ei-
nerseits ist dies die im Grunde genommen von nie-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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mandem bestrittene Notwendigkeit, die Juristenaus-
bildung in Bremen zu verbessern, nachdem doch von
allen  Seiten  eine  Klausurenschwäche  anerkannt
worden ist, und zwar auch vom Fachbereich des Stu-
diengangs. Die Frage ist gewesen, welche Ände-
rungsvorschläge hierfür am besten zu treffen sind.
Andererseits ist es die Frage, wie wir gleichzeitig
dem wissenschaftlichen Anspruch, der in Bremen
besonders durch die Schwerpunktausbildung dar-
gestellt wird, weiterhin gerecht werden können.

Der Rechtsausschuss hat, wie wir das seinerzeit
schon angekündigt haben, den Entwurf des Senats
in einer Anhörung am 22. Juni dieses Jahres zusam-
men mit Sachverständigen erörtert. An dieser An-
hörung haben unter anderen der Präsident des Ober-
landesgerichts und Präsident des Justizprüfungs-
amts, der Dekan des Studiengangs Juristenausbil-
dung der Bremer Universität, der Studiendekanver-
treter  der  Studentenschaft  und  der  Referendare
teilgenommen. Es hat sich in dieser Anhörung her-
ausgestellt, dass von allen Seiten die Notwendig-
keit einer Reform gesehen wird.

Um gleich einmal mit dem ersten Block anzufan-
gen: Klausurenthema! Hier ist von allen Seiten der
Anzuhörenden anerkannt worden, dass Veränderun-
gen in der Weise vorzunehmen sind, dass man die
Zahl der Klausuren erhöhen sollte. Die Übereinstim-
mung war damit dann allerdings schon als erledigt
anzusehen, denn danach gingen doch die Auffas-
sungen auseinander. Insbesondere stieß der Vor-
schlag des Senats, bei den vier Klausuren, die nach
seinem Vorschlag zu schreiben sind, eine Bestehens-
regelung einzuführen, nach der zumindest im bür-
gerlichen Recht die Klausur bestanden werden muss,
auf Widerstand und Widerspruch seitens der Uni-
versität.

Die Koalitionsfraktionen haben dazu dann einen
eigenen Vorschlag entwickelt und vorgeschlagen —
er liegt Ihnen jetzt vor —, fünf Klausuren zu schrei-
ben, und zwar ausgehend von der Überlegung, je
mehr Klausuren man schreibt, desto höher sind die
Chancen für die Prüflinge, den Klausurenbereich zu
überstehen, weil man dann natürlich die Trefferquote
beziehungsweise die Quote, die danebengeht, ent-
sprechend auch erhöhen kann.

Wir haben fünf Klausuren vorgeschlagen, davon
in den Bereichen bürgerliches Recht und öffentli-
ches Recht je zwei und eine Klausur im Strafrecht.
Dieser Vorschlag trägt dem Umstand Rechnung, dass
die Juristenausbildung im Wesentlichen ja darauf
zielt, dass später der juristische Beruf des Rechtsan-
walts ausgeübt werden wird, im geringsten Umfang
im staatlichen Bereich der des Richters oder des
Staatsanwalts, etwas mehr schon in der öffentlichen
Verwaltung. Vor allen Dingen der Beruf des Rechts-
anwalts umfasst fundierte Kenntnisse im bürgerli-
chen Recht, aber auch im öffentlichen Recht und na-
türlich auch im Strafrecht, aber nicht in diesem Um-
fang.

Deswegen haben wir gesagt, an den beiden Kern-
fachbereichen öffentliches Recht und bürgerliches
Recht ist die Bestehensregelung festzumachen. In
diesen Bereichen muss jeweils eine Klausur bestan-
den werden mit gerade noch ausreichend, wobei
man an dieser Stelle auch sagen muss, bei den Prü-
fungsregelungen, die besagen, eine Klausur muss
mit ausreichend bestanden werden, ist das immer
der untere Teil der Note. Die Note besteht aus drei
Teilen. Bei Ausreichend ist es die Note vier, fünf und
sechs sind die Punkte, die vergeben werden. Fünf
Punkte sind ein glattes Ausreichend, sechs Punkte
ein gutes Ausreichend, aber vier Punkte sind ein
noch gerade Ausreichend.

Nach unserer Auffassung, so ist es allerdings auch
in anderen Prüfungsordnungen, kann es ausreichen,
wenn zwei Klausuren mit noch ausreichend ge-
schrieben werden, aber abhängig von den beiden
Kernfachbereichen, nämlich bürgerliches Recht und
öffentliches Recht. Der Notendurchschnitt soll 3,5
Punkte betragen.

Als zweite Alternative haben wir vorgeschlagen,
abweichend auch von dem Senatsvorschlag, es nicht
abhängig zu machen von bestimmten Fächern, statt-
dessen schlicht zu sagen, die Mehrheit der Klausu-
ren muss ausreichend bestanden werden, das heißt
drei Klausuren, egal, aus welchem Fach. Das heißt,
es wäre dann möglich, im Strafrecht ein noch Aus-
reichend zu schreiben, und dann je nach dem im
öffentlichen Recht oder auch im bürgerlichen Recht
zwei  weitere  Klausuren  mit  einem  Notendurch-
schnitt, den wir dann nach langen Diskussionen auf
3,0 abgesenkt haben.

Ich denke, damit haben wir einen Vorschlag ent-
wickelt, der sich im Konzert derjenigen Prüfungsre-
gelungen bewegt, die es in anderen Ländern gibt,
so dass wir uns da nicht etwa an die Spitze derjeni-
gen setzen, die hier die schärfsten Regelungen er-
lassen, uns aber aus dem Kreis derjenigen fortbe-
wegen, die im Grunde doch ein sehr niedriges An-
forderungsprofil des Prüfungsbereichs hatten.

Der zweite Schwerpunkt unserer Überlegungen
war die Frage der Hausarbeit bei den Juristen, die
in Bremen nach wie vor eine Rolle spielt. In acht
Bundesländern  wird  keine  Hausarbeit  mehr  ge-
schrieben, in acht wird noch geschrieben, allerdings
mit der Tendenz, die Hausarbeit abzubauen. Wir
standen hier auch vor der Ausgangslage, dass die
Forderung des Justizprüfungsamts dahin geht, die
Hausarbeit in Bremen völlig abzuschaffen. Es sind
verschiedene Gründe vorgetragen worden, insbe-
sondere derjenige, dass der Nachweis, wie weit man
sich eigentlich als Jurist durch das Studium befähigt
hat, die entsprechenden Kenntnisse erworben zu
haben, durch die Hausarbeit nur bedingt möglich
ist, weil die Hausarbeit, wie der Name schon sagt,
eben auch zu Hause geschrieben wird, bislang über
die Dauer von sechs Wochen. Wir haben übrigens
eine Zeitverkürzung auf vier Wochen vorgeschla-
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gen. Weil es nicht auszuschließen ist, dass es sich
nicht in jedem Fall um eine Arbeit des Prüflings al-
lein handelt, sondern auch durchaus andere mitwir-
ken — das weiß man, das kann man hier auch ganz
offen sagen —, ist die Wertigkeit dieser Hausarbeit
doch nicht so anzusetzen wie bei Klausuren. Das hat
im Übrigen dazu geführt, dass die Hälfte der Län-
der die Hausarbeit gar nicht mehr kennt.

Entscheidend war aber dann folgende Auseinan-
dersetzung: Der Senat hatte vorgeschlagen, Haus-
arbeiten nur noch für so genannte Fallaufgaben vor-
zusehen,  nach  einem  Aktenfall  eine  Hausarbeit
schreiben zu lassen, während es bislang so ist, dass
auch nach einem allgemein formulierten Thema eine
Hausarbeit geschrieben werden kann. Hiergegen
hatte sich insbesondere der Studiengang Juristen-
ausbildung gewandt und gesagt, schafft uns bitte
nicht die so genannte Themenhausarbeit ab. Sie ist
einfach auch im Rahmen unserer Schwerpunktaus-
bildung unverzichtbar.

Der Rechtsausschuss hat diesen Überlegungen
Rechnung getragen. Wir haben im Gegensatz zum
Senatsentwurf die Themenhausarbeit wieder aufge-
nommen, so dass es also so bleibt, wie es gewesen
ist. Die Hausarbeit ist nach wie vor für beide Berei-
che zulässig, eine Fallhausarbeit und eine Themen-
hausarbeit, allerdings mit der Einschränkung, dass
nicht wie bisher der Student das Recht hat, die Art
der Hausarbeit auszusuchen, sondern dass dieses
Wahlrecht auf das Justizprüfungsamt übergegangen
ist. Dort wird entschieden, welche Art der Hausar-
beit gewählt wird. Uns ist auch in der Anhörung dazu
gesagt worden, damit könne man leben, weil näm-
lich erfahrungsgemäß solche Gespräche auch vor-
bereitet werden mit der Universität im Hinblick auf
den jeweiligen Prüfling und man da sicherlich zu
vernünftigen Vorschlägen kommen wird.

An dieser Stelle darf ich sagen, es hat keine ein-
heitliche Stellungnahme der Universität zu diesem
Bereich gegeben. Die Professoren haben eine sehr
unterschiedliche  Auffassung  zum  gesamten  Prü-
fungskomplex. Mehrheitlich lehnen sie unsere Vor-
schläge ab. Aber es gibt einen großen Teil der Pro-
fessoren, die nicht zufälligerweise aus dem Zivilrecht
kommen, die sagen, hier müssen entsprechende Ver-
schärfungen vorgenommen werden.

Ich darf an dieser Stelle noch einmal sagen, uns
war daran gelegen, die Hausarbeit hinsichtlich ih-
rer beiden Möglichkeiten voll zu erhalten, um dem
Vorwurf zu entgehen, wir würden das Schwerpunkt-
studium  in  Bremen  gefährden.  Überhaupt,  denke
ich, erhält unser Vorschlag nach wie vor die Schwer-
punktausbildung, so wie wir sie bisher kennen.

Das wird auch daran deutlich, dass nach bisheri-
gem Recht der Schwerpunkt mit 44 Prozent an der
Prüfung beteiligt ist, die Hausarbeit wird bislang mit
33 Prozent gewertet, und wenn man den entspre-
chenden Anteil aus der mündlichen Prüfung dazu

zählt, ergeben sich daraus 44 Prozent. Nach unse-
rem Vorschlag ist der Schwerpunkt in der Prüfung
immer noch mit 38 Prozent beteiligt.

Damit, meine ich, haben wir im Grunde genom-
men auch dem Gutachten der Universität Rechnung
getragen, das übrigens auch sagt, der Schwerpunkt
sei übergewichtet, an dieser Stelle müsse eine Kor-
rektur vorgenommen werden. Wir haben eine Kor-
rektur von etwa sechs Prozent vorgenommen. Ich
denke, das ist zu akzeptieren, und bei objektiver Be-
trachtungsweise ist damit auch allen Seiten Rech-
nung getragen.

Wir haben uns im Übrigen dem Vorschlag des
Senats im Hinblick auf die Gewichtung der drei Be-
reiche Klausuren, Hausarbeit und mündliche Prü-
fung angeschlossen. Bislang werden die Klausuren
mit einem Drittel gewertet, die Hausarbeit mit ei-
nem Drittel und die mündliche Prüfung mit einem
Drittel. Hier haben wir uns dem Vorschlag in der
Weise angeschlossen, dass wir, weil wir ja nun mehr
Gewicht auf die Klausuren legen wollen, die Klau-
suren entsprechend des Vorschlags des Senats mit
einer fünfundvierzigprozentigen Bewertung in der
Gesamtnote, die Hausarbeit mit 30 Prozent und die
mündliche Prüfung mit 25 Prozent bewerten.

Damit liegt Bremen, das sage ich noch einmal an
dieser Stelle, bei der Bewertung der Hausarbeit im-
mer noch im oberen Bereich in Bezug auf die Be-
wertung der Hausarbeit an der Gesamtnote. Es wird,
glaube  ich,  nur  noch  in  Nordrhein-Westfalen  die
Hausarbeit mit 30 Prozent bewertet. Sonst bewer-
ten die Länder, die überhaupt noch die Hausarbeit
haben, diese in der Gesamtnote mit 20 Prozent über
24 Prozent und, ich glaube, noch irgendwo mit 26
Prozent.

Nach wie vor, denke ich, haben wir dem beson-
deren Charakter der bremischen Juristenausbildung
Rechnung getragen. Ich weise daher auch im Na-
men der Ausschussmehrheit Vorwürfe zurück, die-
se Reform würde die Bremer Juristenausbildung in
ihrer Substanz, insbesondere der Schwerpunktaus-
bildung, gefährden. Dies ist schlicht falsch!

Ich denke, das waren die wesentlichen Momen-
te, die die Ausschussmehrheit dazu bewogen haben,
diesen Beschluss zu fassen. Die Grünen haben, ich
hatte das eingangs schon gesagt, diesem Beschluss
nicht zugestimmt.

Sie haben im Wesentlichen vorgetragen, dass sie
das geltende Recht für richtig halten und dass an
sich eine Reform nicht notwendig ist, insbesondere,
was die Klausuren anbelangt, auch im Hinblick auf
die Hausarbeit. Das haben wir ja später korrigiert.
Sie haben dann allerdings noch Vorschläge gemacht,
die teilweise ins Einzelne gehen, beispielsweise
Handkommentare einzuführen, aber auch darüber
hinausgehend, die Abschichtung der Klausurenprü-
fung  einzuführen.  In  beiden  Fällen  hat  sich  der
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Rechtsausschuss nicht in der Lage gesehen, die Vor-
schläge zu übernehmen.

Ich sagte schon, die Wissenschaftsdeputation hat
sich nach ausführlicher Diskussion unseren Vorschlä-
gen mit Punkt und Komma angeschlossen, so dass
beide Bereiche, Justiz und Wissenschaft, hinter die-
sem Vorschlag stehen. Ich bitte Sie daher auch, un-
serem Antrag zuzustimmen!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
Herr Dr. Kuhn.

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Es liegt nicht nur
am Berichterstatter, dem Kollegen Isola, dass so rich-
tig die prickelnde Spannung bei diesem Thema nicht
aufkommen kann. Das liegt eher an der absurd al-
tertümlichen Tatsache, dass wir über einzelne De-
tails einer Prüfung, die am Ende einer wissenschaft-
lichen Ausbildung steht, noch per Gesetz zu disku-
tieren und zu beraten haben. Das ist wirklich einer
der alten Zöpfe, dass wir die Juristenausbildung mit
einer staatlichen Prüfung enden lassen, dass wir uns
als Gesetzgeber hier mit jeder Einzelheit beschäfti-
gen müssen. Das ist wirklich ein Zopf, der schon lan-
ge abgeschnitten gehört! Nun ist es leider so, und
wir müssen das hier in diesem Haus austragen, und
das wollen wir dann auch tun.

Ich bedauere, dass ich nicht weiß, was die Koaliti-
on dazu sagt, Herr Dr. Lutz, aber Sie setzen irgend-
wie die Linie des wohlwollenden Betrachters, die Sie
schon in der Ausschussberatung gehabt haben, fort.
Schade eigentlich!

(Abg. D r .  L u t z  [CDU]: Nein, ich
habe Jura studiert!)

Es ist richtig, meine Damen und Herren, dass die
Mehrheit des Ausschusses, wie Herr Isola gesagt hat,
in einigen Punkten den Gesetzentwurf verändert hat,
und zwar in einigen Punkten auch in die richtige
Richtung.  Insgesamt  aber  ist  dies  eben  kein  Kon-
sens  mit  der  Hochschule.  Dieser  Gesetzentwurf
bleibt nach Auffassung des Rektorats der Universi-
tät, nach Auffassung der klaren Mehrheit des juris-
tischen Fachbereichs und nach unserer Auffassung
hinter  der  Reform  der  Juristenausbildung  einen
Schritt zurück.

Ausgangspunkt  ist  das  schlechte  Abschneiden
Bremer Absolventen im zweiten Staatsexamen in
Hamburg und Hannover. Dem liegen viele Fakto-
ren zugrunde. Darauf reagiert man jetzt mit einer
überzogenen und einseitigen Verschärfung der Prü-
fungsbedingungen, die, und das ist für uns der sprin-
gende Punkt, am Ende doch das besondere Profil
der Bremer Juristenausbildung, das Schwerpunkt-
studium, im Kern gefährden wird. Das ist jedenfalls

die klare Aussage der Mehrheit des Fachbereiches,
und wir sehen das genauso. Deswegen bleiben wir
dabei, dass wir diese Gesetzesänderung ablehnen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Der Ausgangspunkt ist die Reduzierung der zwei-
ten Staatsprüfung in Hamburg, die wir ja gemein-
sam machen, auf Klausuren, und zwar, Herr Isola,
nicht, weil die Klausuren irgendwie aussagekräfti-
ger wären über die Fähigkeit der jungen Leute, spä-
ter einmal juristische Berufe auszuüben, sondern
allein aus finanziellen Gründen. Das ist auch immer
klar gesagt worden. Hausarbeiten und andere Din-
ge sind teurer, personalintensiver. Deswegen schafft
man das ab und geht auf Klausuren. Das hat nichts
damit zu tun, dass man daraus nun genauer erken-
nen könnte, ob da bessere Juristen in dem Sinne,
wie wir sie heute brauchen, herauskommen.

Als man das gemacht hatte, schnitten die Bremer
Absolventinnen   und   Absolventen   erkennbar
schlechter ab. Das ist richtig. Daraus muss man auch
Schlussfolgerungen ziehen. Die Schlussfolgerung
des Senats war, das Bremer erste Examen muss so
weit wie möglich dem zweiten angeglichen werden,
denn die Ursache, und zwar die alleinige Ursache,
der  so  genannten  Krankheit  Bremer  Klausuren-
schwäche wird von ihm in der Prüfungsordnung, und
allein hier, ausgemacht.

Nun hat der Fachbereich eine unabhängige Un-
tersuchung in Auftrag gegeben, die durchaus auf
diesen Punkt hinweist, aber auch viele andere Punk-
te nennt, die dort eine Rolle spielen, etwa, dass Bre-
men zu den Universitäten gehört, die vor allen Din-
gen aus der Region gewählt werden, dass die Bre-
mer Rechtsreferendare in der Regel länger auf ei-
nen Platz warten, also nach dem ersten Examen län-
ger darauf warten, die zweite Phase beginnen zu
können. Dies gilt vor allen Dingen für diejenigen,
die im ersten Examen schon schlechter abgeschnit-
ten haben und bei denen die Gefahr natürlich umso
größer ist, dass sie das Wenige, das sie wissen, auch
schneller vergessen. Klar ist auch, dass das ein Fak-
tor ist. Weiterhin weist auch die Ausbildung im Re-
ferendariat erhebliche Mängel auf. Es gibt noch an-
dere Gründe, die dort als Ursachen, die damit zu-
sammenhängen, genannt werden.

Gerade zu dem letzten Punkt, nämlich der Aus-
bildung der Referendare zwischen erstem und zwei-
tem Staatsexamen, die ja dem zweiten Staatsexamen
vorausgeht, möchte ich einige Anmerkungen ma-
chen,  denn  die  Grenze  zwischen  bestanden  und
nicht bestanden liegt in der Regel bei einem Punkt
von 16. Also, die Grenze ist scharf. Der Schritt zwi-
schen bestanden und nicht bestanden ist nicht rie-
sig, sondern relativ klein.

Man sollte meinen, dass die 20 Monate vor der
zweiten Ausbildung ganz im Zentrum der Überle-
gungen stehen würden. Sie nehmen für sich in An-
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spruch, vor allen Dingen das Wohl der jungen Men-
schen im Blick zu haben, nicht so spät erst im zwei-
ten Examen zu scheitern. Also müsste man meinen,
Sie geben sich da besondere Mühe.

Die Wahrheit sieht so aus: Im Oktober letzten Jah-
res führte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen eine
Anhörung durch, in der eine Reihe von ernsthaften
Mängeln  und  Schwächen  in  der  zweiten  Ausbil-
dungsphase angeführt worden sind. Der Senat hat
auch nicht widersprochen. Im Gegenteil, er hat ge-
sagt, wir machen eine Arbeitsgruppe, die dort Ab-
hilfe schaffen soll. Wir mussten jetzt im Rechtsaus-
schuss zur Kenntnis nehmen, dass wirkliche Maß-
nahmen seitdem nicht ergriffen worden sind. Es ist
im Kern nichts geschehen.

Meine Damen und Herren, da müssen Sie Ihre Für-
sorgepflicht, die Sie für sich in Anspruch nehmen,
wahrnehmen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wie gesagt, es geht um eine Differenz von einem
Punkt von 16 Punkten. Da wäre durch konzentrier-
te Anstrengung in 20 Monaten einiges zu machen
gewesen.

Die Referendare haben ihre Forderungen jetzt
noch einmal wiederholt. Sie wollen, das werden wir
in der ersten Lesung morgen machen, durch die
Senkung der Referendarbezüge viel  Geld einspa-
ren. Ich sage Ihnen gleich, wenn es Ihnen wirklich
um die jungen Leute geht, dann werden Sie dieses
Geld, hoffe ich, wenigstens zum Teil in bessere Aus-
bildung zwischen erstem und zweitem Examen ste-
cken. Sie werden hoffentlich durch besondere Maß-
nahmen dafür sorgen, dass sich die Wartezeiten ver-
kürzen. Das ist bisher nicht erkennbar. Ich bin ge-
spannt, wie weit Sie wirklich mit Ihrer Fürsorge ge-
hen werden. Der Herr Justizsenator ist ja jetzt wieder
nicht da, aber da wird er gefordert sein, das einzu-
lösen, worum es ihm angeblich bei dieser Gesetzes-
änderung geht.

Der Hinweis auf die Vielschichtigkeit der Ursa-
chen ist auch für uns nicht dazu da, nichts zu tun,
sondern um mehrere Dinge gleichzeitig zu tun und
dabei das richtige Augenmaß zu halten. Dieses Au-
genmaß, das ist das Entscheidende, hält man nach
unserer Auffassung und auch nach der Auffassung
anderer nicht ein.

Der Fachbereich selbst hatte ja bereits verschie-
dene Maßnahmen ergriffen, die, und das wird nie
erwähnt, auch schon bei der letzten Prüfung zu ei-
ner Senkung der Durchfallerquote um immerhin 20
Prozent geführt haben, also ein Fünftel weniger. Das
ist ja im Bereich solcher Statistiken nicht nichts.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Der Fachbereich hat auch große Kompromissbe-
reitschaft, das hat Herr Isola richtig dargestellt, in

Richtung größerer Gewichtung und höherer Anzahl
der Klausuren gezeigt. Er war für eine moderate
Weiterentwicklung mit zeitnaher Überprüfung der
getroffenen Maßnahmen. Es darf aber für ihn nicht,
und das ist der entscheidende Punkt, dazu kommen,
dass  das  Bremer  Schwerpunktstudium  gefährdet
wird.

Warum das so wichtig ist, dafür möchte ich Ihnen
doch noch einmal einige Sätze aus der Begutach-
tung aus dem so genannten Nordverbund vortragen.
Diese Begutachtung hat für den rechtswissenschaft-
lichen Fachbereich zentrale Bedeutung. Ich sage
noch einmal, das sind nicht etwa nahe Freunde der
Bremer Universität, sondern durchaus anerkannte
Vertreter von eher hergebrachter juristischer Lehre
und Ausbildung. Sie schreiben dort unter anderem,
ich darf mit Genehmigung des Präsidenten zitieren:

„Die über Jahre fortentwickelnde Lehre ist ge-
kennzeichnet“, also in Bremen, „durch Internatio-
nalität und Interdisziplinarität, durch fachliche Ak-
zentuierung im Kernfachstudium, vor allem durch
Schwerpunktbildung im siebten und achten Fach-
semester. Dies sichert dem Fachbereich ein überzeu-
gendes, eigenes Profil innerhalb der im Umbruch
befindlichen   deutschen   Juristenausbildung.   Das
Schwerpunktstudium ist der wichtigste Beitrag zur
eigenen Profilbildung.“

Die Gutachter sprechen dann auch über die ne-
gativen Prüfungsergebnisse. Sie wissen das, sie ken-
nen es und stellen dann fest, dass der Fachbereich
bereits geeignete Gegenmaßnahmen ergriffen hat,
und schließen: „Die erforderlichen Maßnahmen soll-
ten aber nicht dazu führen, dass das Schwerpunkt-
studium gefährdet wird.“

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Genau das ist nach unserer Auffassung der Fall, trotz
der Beteuerungen der Koalition, und zwar einerseits
durch die sehr einseitige Ausrichtung der Klausu-
ren jetzt auf Zivilrecht und damit der gesamten Aus-
bildung. Es ist doch wohl klar, dass damit die Stu-
dierenden, wenn sie irgendwie einen Funken von
Verstand haben, auch ihre Ausbildung danach or-
ganisieren. Deutlich auf das wirkliche Spitzenniveau,
Kollege Isola, das stimmt nicht, die Bestehensrege-
lungen, die jetzt geschaffen werden, liegen wirklich
an der Spitze insgesamt der deutschen Hochschu-
len! Ob es nun die allerhöchste Spitzenposition ist,
Platz eins, zwei oder drei, das ist auch schwer, bei
den verschiedenen Varianten so genau zu sagen,
aber jedenfalls an der Spitze!

Sie liegen richtig darin, dass die Hausarbeit zwar
noch formal möglich ist, also auch die so genannte
Themenhausarbeit, die eben auf wissenschaftliche
Fragestellungen zielt und nicht nur auf die Lösung
einzelner Fälle, noch möglich ist, dass die Studie-
renden aber nicht wählen können. Das heißt aber,
wenn sie nicht wählen können, sind sie auf die Gna-
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de der Prüfungsämter angewiesen. Das heißt wie-
derum, dass sie ihr Studium nicht darauf verlässlich
einrichten können.

Das ist doch eine Farce! Es ist doch klar, wohin
die Reise gehen soll. Es ist auch in der ersten Anhö-
rung ganz klar vom Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses gesagt worden, dass man die Bedeutung
und die Anzahl, die Möglichkeit zur Themenhaus-
arbeit reduzieren will. Das ist eine ganz klare Aus-
sage, und so wird es auch kommen. Wenn die The-
menhausarbeit nicht mehr möglich ist, dann bleibt
es bei der reinen Fallhausarbeit. Dann ist die Ver-
bindung mit dem Schwerpunktstudium eben gelöst
und damit auch das Gewicht des Schwerpunktstu-
diums im Profil der Bremer Juristenausbildung.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Zusammenfassend ist es eben die Befürchtung, ich
sage es noch einmal, des Rektorats, der Mehrheit
des Fachbereichs und unsere Auffassung, dass die
Schwerpunktausbildung in Bremen gefährdet ist, die
eben — Sie können sagen, das ist ein Mangel, aber
das ist eben der Schwerpunkt — etwas anderes ist
und die mehr ist als die traditionelle Ausbildung, in
der Fälle gelöst werden. Wenn man Schwerpunkte
setzt, dann muss man sagen, das macht mehr und
das andere vielleicht weniger, das ist nun einmal so.
Die Juristen, die nach Bremen gekommen sind, ha-
ben das gewusst, und sie wollten das auch und wol-
len das nach wie vor.

Sie wollen aber, und das ist es ja auch, was alle
Analysen jetzt zeigen, für ihre spätere Berufsaus-
übung und Berufstätigkeit, die sich ja auch geän-
dert hat, mehr, und dieses Mehr braucht man eben
heutzutage mehr, als das noch vor zehn, 20 oder 30
Jahren, als einige Kollegen des Ausschusses einmal
studiert haben in Heidelberg und Kiel oder wo auch
immer, wo es so schön und traditionell war, wo die
Welt noch in Ordnung ist, nun vielleicht einmal der
Fall gewesen ist. Bremen hatte eine Chance mit dem
Schwerpunktstudium  und  hat  sie  noch,  aber  die
Chance wird verschlechtert und gemindert. Ich kann
nach wie vor überhaupt nicht verstehen, dass der
Senator für Wissenschaft, Herr Lemke, dazu seine
Zustimmung gegeben hat, denn für die Entwicklung
der Hochschulreform in Bremen ist das ein Rück-
schlag.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Zuletzt hochschulpolitisch überhaupt nicht zu ver-
stehen ist die Weigerung der Koalition — zunächst
haben Sie gesagt, wir wollen das im Moment nicht,
nachher haben Sie gesagt, Sie wollen das überhaupt
nicht —, abschichtende Prüfungen nach dem sechs-
ten Semester möglich zu machen, so wie das übri-
gens auch schon in Niedersachsen geht. Der Ver-
treter des Prüfungsamts hat gesagt, man dürfe nicht

zu früh Prüfungsanteile abfordern, weil die charak-
terliche Bildung der Studierenden noch nicht soweit
sei.

Das ist ein bisschen ein Problem für eine wissen-
schaftliche Ausbildung. Wenn es eine wissenschaft-
liche Ausbildung ist, dann muss man bei dem allge-
meinen Trend, der von uns hier mehrfach diskutiert
worden ist, von uns auch befürwortet worden ist,
dass man von der Einpunktprüfung wegkommt und
eher abschichtende Prüfungen einführt, auch bei den
Juristen davon ausgehen, dass es sinnvoll und rich-
tig ist. In dem Zusammenhang ganz absurd ist das
Argument, Bremen dürfe da nicht einen Schritt vor
den anderen Ländern tun. Erstens haben andere den
Schritt schon gemacht, und zweitens können wir uns
mit dieser Begründung unser Dasein als eigenstän-
diges Land vielleicht ganz abschminken. Das, finde
ich, ist in diesem ganzen Unternehmen ein beson-
ders unrühmlicher Punkt.

Natürlich wird die Universität, werden alle versu-
chen, auch mit der neuen Ausbildung das Beste zu
machen. Ich appelliere aber wirklich an Sie, Sie
werden das ja heute beschließen, dass Sie wenigs-
tens sehr darauf achten, dass das Schwerpunktstu-
dium so wenig wie möglich durch die Durchführung
dieser Geschichte gefährdet wird und dass Sie ge-
meinsam sehr viel Gewicht darauf legen, dass in der
Ausbildung der Referendare nun wirklich Besserun-
gen eintreten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Lutz.

Abg. Dr. Lutz (CDU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Entschuldigen Sie, dass ich das
Wort ergreife, ich bin der Einzige gegenüber mei-
nen Vorrednern, der beide Examen in Jura bestan-
den hat. Ich bedauere auch nicht, Herr Kollege Kuhn,
dass ich in Heidelberg meine Ausbildung durchlau-
fen habe.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das war blind getippt, ich wusste das

nicht!)

Ja, es tut mir Leid, dass ich mein Studium genos-
sen und nach neun Semestern Examen gemacht
habe. Das zweite Examen habe ich in Hamburg ge-
macht, und zwar bei dem gemeinsamen Prüfungs-
amt der Länder Schleswig-Holstein, Hamburg, Bre-
men. Ich darf Ihnen ganz ehrlich sagen, der Jurist
muss zwei Examina ablegen, wenn er die so genann-
te Befähigung zum Richteramt haben möchte. Das
erste Examen ist der Abschluss eines wissenschaft-
lichen Studiums, aber natürlich auch die Vorberei-
tung auf das zweite Examen. Wenn es so ist, dann
muss man bei den Durchfallerquoten Bremer Uni-
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versitätsabsolventen die Frage stellen, wo die Ursa-
che liegt!

Wenn beklagt wird, dass die Politik beim ersten
Examen eingreift, dann mag es ja daran liegen, dass
der Lehrkörper den Beweis nicht geführt hat, junge
Menschen vernünftig auf das erste Examen vorbe-
reitet zu haben. Die Frage muss ja auch einmal ge-
stattet sein: Wo wird in Bremen der Beweis für eine
ordnungsgemäße Ausbildung geführt, die ein Durch-
fallen in dem Maße im zweiten Staatsexamen ver-
hindert?

Ich habe ja nicht gesagt und kein Mensch behaup-
tet, dass die Juristenausbildung in Bremen für alle
Leute völlig unsinnig ist. Es gibt hier sehr gute Ab-
solventen, nur, das Problem ist, und darüber müs-
sen wir uns einmal klar werden, Herr Kollege Isola
hat das völlig richtig dargestellt, wir sprechen bei
dem Bereich über vier Punkte. Die Latte geht von
18 Punkten bis null Punkte. Meine Damen und Her-
ren, wir sprechen über das Bestehen eines juristi-
schen Staatsexamens mit vier Punkten. Das ist das
Mindestmaß  bei  einer  Zensurenlatte,  die  bei  18
Punkten endet, und da muss es doch einmal mög-
lich sein, auch jungen Menschen zu sagen, dass es
irgendwie nicht geklappt hat.

Falsch ist der Hinweis, Herr Kuhn, das möchte ich
wirklich noch einmal sagen, dass Hausarbeiten aus
finanziellen Gründen abgeschafft würden. Das ist
ein ganz anderer Grund.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Nein!)

Es tut mir Leid! Wir haben den Auftritt von Herrn
Professor Böllinger alle erlebt.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Er hat das nicht gesagt, das war Herr

Bewersdorf, der das gesagt hat!)

Ich wollte Ihnen nur sagen, wenn das so abläuft wie
der Auftritt dieses Herrn, dann wird es natürlich
schwierig, mit uns zu sprechen!

Ich darf Ihnen sagen, die Abschaffung der Haus-
arbeit hat einen ganz anderen Hintergrund. Das ist
das  Fortschreiten  der  EDV-Technik.  Wenn  heute
Hausarbeiten im Umfang von 90 bis 120 Seiten nur
deswegen, weil sie EDV-mäßig durch abgespeicher-
te Texte erstellt werden, abgegeben werden, dann
fragt man sich wirklich, ob es noch eine individuelle
Leistung ist. Alle, die Hausarbeiten geschrieben ha-
ben, wissen, bei einem Bearbeitungszeitraum von
vier bis sechs Wochen macht man das in der Regel
häufig durch größere Gesprächsrunden, um in der
Meinung sicher zu werden, möchte ich einmal vor-
sichtig formulieren. Man kann es auch anders sa-
gen: Es sind meistens Kollektive, die Hausarbeiten
erstellen, aber das kann man ja nicht beweisen.

Ich darf Ihnen sagen, das erste Examen muss auf
das zweite vorbereiten. Darum ist es sinnvoll, weil
die Nachfrage des Marktes nach jungen Juristinnen
und Juristen sich am zweiten Examen orientiert, das
Examen in Bremen umzustellen. Wir geben damit
den Studenten in Bremen die Chance, sich bundes-
weit nach bestandenem zweiten Examen mit einem
guten, verbesserten Examen aus Bremen chancen-
reich zu bewerben, und ich glaube, das ist im Inter-
esse anderer, genau wie die anderen Spitzenleistun-
gen der Universität von der CDU-Fraktion ausdrück-
lich begrüßt werden.

Ich darf Sie daher bitten, dem Antrag des Rechts-
ausschusses zuzustimmen. — Ich danke Ihnen für
Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Isola.

Abg. Isola (SPD) *): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Ich möchte nur auf einige Einwände
des Kollegen Kuhn eingehen, ich denke, das gehört
sich so, und jetzt nicht noch einmal eine allgemeine
Stellungnahme der SPD-Fraktion abgeben, die war
ja im Bericht des Ausschusses enthalten.

Ich möchte drei Punkte ansprechen, Herr Kuhn.
Zunächst einmal noch einmal die Frage der Themen-
hausarbeit, und das auch im Zusammenhang mit
dem Schwerpunkt und der Wissenschaftlichkeit von
Ausbildung: Wir bejahen sie. Das habe ich auch vor-
getragen, das ist auch die Auffassung der Koaliti-
onsfraktionen. Deswegen haben wir die Hausarbeit
mit der Maßgabe beibehalten, dass auch die Schwer-
punktausbildung, die wir ebenfalls für gut halten,
erhalten bleibt.

Man sollte nur etwas vorsichtig sein, man kommt
sonst in eine Falle: Die Ausbildung an denjenigen
Universitäten oder in Ländern, die Prüfungsordnun-
gen haben, in denen keine Hausarbeit vorgesehen
ist, ist nicht etwa unwissenschaftlich. Es wäre doch
von Bremen aus ein bisschen Hybris zu sagen, nur
wir in Bremen vermitteln eine wissenschaftliche Ju-
ristenausbildung.

Ich kann Ihnen sagen, das wissen die meisten
Kollegen gar nicht, weil sie sich sonst nicht mit die-
sen  Dingen  befassen:  Baden-Württemberg  kennt
keine Hausarbeit, aber sieben Klausuren; Bayern,
acht Klausuren, keine Hausarbeit; Berlin, neun Klau-
suren, keine Hausarbeit; Brandenburg, neun Klau-
suren, keine Hausarbeit; Rheinland-Pfalz, acht Klau-
suren, keine Hausarbeit; Saarland, sieben Klausu-
ren, und so geht das weiter. Das heißt, das sind Län-
der, zu denen man schlecht aus Bremen sagen kann,
dort finde keine wissenschaftliche Juristenausbil-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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dung mehr statt. An dieser Stelle würde ich sehr
vorsichtig sein. Aus diesen Ländern kommen hoch
qualifizierte Juristen, bekanntlich gerade aus Bay-
ern, Namen brauche ich hier nicht zu nennen, Ein-
serjuristen, die sich durchaus nicht nur sehen lassen
können, sondern die auch an der Spitze der Juris-
prudenz im wissenschaftlichen Sinne rangieren.

Wir haben übrigens nicht die schärfste Regelung,
das behaupten Sie immer wieder. Ich darf Ihnen ein-
mal eine nennen: Thüringen acht Klausuren und
mündliche Prüfung oder alternativ fünf Klausuren,
Hausarbeit und mündliche Prüfung, das ist durch-
aus im bremischen Umfeld. Ähnlich ist das in Nord-
rhein-Westfalen  und  in  anderen  Länder,  aber  das
kann ja auch kein entscheidendes Kriterium sein.

Zweiter Punkt, Abschichtung! Darüber haben wir
vor allem in der Wissenschaftsdeputation gespro-
chen. Wir haben dieses Thema noch einmal vertieft.
Es ist uns von Professorenseite gesagt worden: Das
wollen wir nicht. Wir wollen diese Abschichtung
nicht. Die staatliche Seite hat sich an dieser Stelle
bisher  zurückgehalten,  aber  wenn  die  Universität
jetzt hier auf der Professorenebene sagt, wir halten
sie nicht für zweckmäßig — im Übrigen wird sie in
keinem anderen Land praktiziert, wohl gemerkt, so
ist uns die Auskunft gegeben worden —, dem ist
nicht widersprochen worden, dann gehen Vorwürfe
fehl, die aussagen, hier müsse unbedingt die Ab-
schichtung eingeführt werden.

Ich komme noch auf ein Argument zu sprechen,
das wir sehr ernst nehmen, das Sie hier vorgetragen
haben. Sie haben völlig Recht, man muss sich hü-
ten, die schlechten Examensergebnisse im zweiten
Examen allein ursächlich auf die Prüfungsvoraus-
setzungen zum ersten Examen, die wir jetzt disku-
tieren, zurückzuführen. Es gibt keine Monokausali-
tät. Das haben wir nie behauptet. Es spielen sicher-
lich auch andere Dinge eine Rolle, zum Beispiel die
von Ihnen, Herr Kuhn, zu Recht erwähnte Referen-
darausbildung.

Wir haben hier auch als Sozialdemokraten zusam-
men mit den Kollegen der CDU signalisiert, es müs-
se etwas geschehen. Wir werden das nach der Som-
merpause zu einem besonderen Punkt im Rechts-
ausschuss machen und werden, was Sie schon an-
gedeutet haben, sicherlich nächsten Montag, wenn
wir in der Sondersitzung des Rechtsausschusses über
das andere Gesetz beraten, nämlich wie der künfti-
ge Status der Referendare aussehen soll, über die
Frage reden, was mit den verbleibenden Mitteln ge-
schehen soll.

Ich erkläre aber heute schon, in dieser Lesung,
weil ja ein inhaltlicher Zusammenhang besteht, üb-
rigens nicht überraschend, weil wir das während der
Haushaltsberatungen, übereinstimmend CDU- und
SPD-Berichterstatter, das war übrigens Herr Ravens,
gesagt haben, die Mittel sollen im Justizressort blei-
ben, um hier die Mittel zur Verfügung zu stellen,

die notwendig sind. Dazu gehört nach unserer Auf-
fassung auch die Referendarausbildung. Sonst wür-
de es keine Zustimmung zu diesem Gesetzentwurf
geben.

Das ist auch die Ausgangslage für die Montags-
Sitzung. Wir werden uns hier nicht an einer Status-
änderung  für  Referendare  beteiligen,  um  ihnen
schlicht  Geld  wegzunehmen,  und  zum  Schluss
kommt für die Justiz und für die Referendare nichts
dabei heraus. Das können wir nicht verantworten!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Ich sage das auch deutlich an unsere Kollegen des
Finanzbereichs. Wir müssen uns noch einmal zusam-
mensetzen, damit wir da gemeinsam zu entsprechen-
den Lösungen kommen. Es geht nicht, dass wir hier
nur einseitig einen Bereich schwächen. Eine solche
Lösung können wir rechts- und ausbildungspolitisch
nicht verantworten. Deswegen werden wir den näch-
sten Gesetzentwurf sehr sorgfältig mit der Maßga-
be prüfen, die ich hier eben vorgetragen habe. —
Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
Herr Staatsrat Mäurer.

Staatsrat Mäurer: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Ich glaube, in der Sache ist alles ge-
sagt. Ich möchte den Schluss dieser Debatte nutzen,
um den Mitgliedern des Rechtsausschusses und ins-
besondere den Mitgliedern der Deputation für Wis-
senschaft für die geleistete Arbeit zu danken. Die-
ser Prozess war sehr konstruktiv.

Wir haben erlebt, dass ein, glaube ich, guter Ge-
setzentwurf des Senats noch durch eine intensive
Beratung verbessert werden konnte. Ich finde das
Ergebnis überzeugend, und ich habe die herzliche
Bitte, dass Sie jetzt in zweiter Lesung diesem An-
trag zustimmen. — Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident  Ravens:  Weitere  Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Gemäß Paragraph 51 Absatz 7 unserer Geschäfts-
ordnung lasse ich zuerst über den Änderungsantrag
des Rechtsausschusses, Drucksache 15/390, abstim-
men.

Wer dem Änderungsantrag des Rechtsausschus-
ses mit der Drucksachen-Nummer 15/390 zustim-
men möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD und CDU)
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Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Bündnis 90/Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

(Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Änderungsantrag zu.

Jetzt lasse ich über das Gesetz mit der Drucksa-
chen-Nummer 15/289 in zweiter Lesung abstimmen.

Wer das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über
die erste juristische Staatsprüfung und den juristi-
schen Vorbereitungsdienst und des Vorbereitungs-
dienst-Zulassungsgesetzes, Drucksache 15/289, un-
ter Berücksichtigung der soeben vorgenommenen
Änderungen in zweiter Lesung beschließen möch-
te, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD und CDU)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Bündnis 90/Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

(Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz in zweiter Lesung mit den Än-
derungen.

Im  Übrigen  nimmt  die  Bürgerschaft  (Landtag)
von dem Bericht des Rechtsausschusses, Drucksa-
che 15/390, Kenntnis.

Arbeitsmarkteffekte von ISP-Projekten

Mitteilung des Senats vom 9. Mai 2000
(Drucksache 15/309)

Dazu als Vertreter des Senats Bürgermeister Per-
schau.

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort erhält die Abgeordnete Frau Lemke-
Schulte.

Abg. Frau Lemke-Schulte (SPD): Herr Präsident,
meine sehr geehrten Damen und Herren! Nachdem
wir hier im Februar gemeinsam den Antrag auf Be-
richterstattung über die Arbeitsmarkteffekte des ISP
gefasst haben, ist uns dieser Zwischenbericht, und
das betone ich ausdrücklich, es handelt sich um ei-

nen Zwischenbericht, hier vorgelegt worden, der un-
bedingt fortzuschreiben ist.

(Abg. Frau D r .  T r ü p e l  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Das muss man auch betonen!)

Es wird ja selbst vom Senat beziehungsweise auch
vom BAW, der zu- und mitgearbeitet hat, an mehre-
ren Stellen festgestellt, Frau Kollegin Dr. Trüpel, dass
es sich in der Tat hier nur um einen Zwischenbe-
richt handelt und dass manches auf jeden Fall noch
verbesserungswürdig ist.

Sie wissen alle, dass die Sanierungszahlungen von
Bund und Ländern das Land Bremen in die Lage
setzen, innerhalb der nächsten zehn Jahre 8,6 Milli-
arden DM zu investieren, so lautet jedenfalls die Ko-
alitionsvereinbarung. Dieses Investitionssonderpro-
gramm soll im Wesentlichen dazu betragen, vor al-
lem die strukturellen Probleme auf den besseren
Weg zu bringen. Das Stichwort ist immer, die Finanz-
und Wirtschaftskraft des Landes muss nachhaltig
gestärkt werden, um die öffentlichen Haushalte da-
mit auf Dauer zu stabilisieren. Das ist ein hohes Ziel.
Andere Kollegen sprechen von Hurrapatriotismus,
Herr Senator Perschau, aber wir haben uns zu die-
sem Sanierungsweg verpflichtet, und wir werden da-
von auch nicht abweichen.

Dass eine nachhaltige Sanierung nur gelingen
kann, wenn zugleich alles daran gesetzt wird, die
durch strukturelle Umbrüche wie zum Beispiel durch
die Vulkan-Krise verstärkten Verwerfungen am Ar-
beitsmarkt zu mindern oder auch möglichst zu be-
seitigen, das stand für uns Sozialdemokraten von An-
fang an außer Frage. Dass dieses uns selbstverständ-
lich erscheinende Ziel in Verträgen und Entschlie-
ßungen zunächst nicht explizit neben der Absicht,
nämlich die Wirtschafts- und Finanzkraft zu stärken,
gestanden hat, trug womöglich dazu bei, dass an-
gesichts noch immer zu hoher Arbeitslosenquoten
in der öffentlichen Debatte der Eindruck entstand,
das ISP gerate zum reinen Selbstzweck.

Die für Bürgerinnen und Bürger immer schmerz-
hafteren Einschnitte im konsumtiven Bereich verstär-
ken die Zweifel daran, dass die versprochene bes-
sere Zukunft wirklich eintreten werde. Die immer
noch  überdurchschnittlich  hohe  Arbeitslosigkeit
macht es eben auch vielen schwer, der Prognose tau-
sender durch das ISP initiierter neuer Stellen zu ver-
trauen, dies umso mehr, als der von vielen als vage
empfundenen Hoffnung auf bessere Zeiten eben die
konkrete Erfahrung des Verzichts auf das, was sie
für wichtig halten, gegenübersteht.

Auch in unseren eigenen Reihen mehrten sich die
kritischen Anfragen und wuchs die Sorge, dass die-
se beschwerliche Reise ihr Ziel verfehlen könnte. Ich
finde es überhaupt nicht schlimm, sondern ganz im
Gegenteil, ich finde, das ist eine Stärke von politi-
scher Arbeit, wenn man sich ernsthaft mit der Frage
auseinander setzt, ob man sich bestimmte große Pro-
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jekte noch leisten kann. Wir haben das gerade vor
kurzem bewiesen mit der Entscheidung zum Rho-
darium, die wir getroffen haben, die in der Bevölke-
rung auf entsprechende Anerkennung getroffen ist,
aber auch mit der mehrfach verbesserten Vorlage
zur Rennbahnsanierung.

Die Kurskorrektur, Herr Kollege Perschau, die na-
türlich kein Ausstieg aus dem ISP-Projekt insgesamt,
sondern dessen Optimierung unter vom Koalitions-
ausschuss definierten Bedingungen ist, ist ein Indiz
dafür, dass wir die verfügbaren Mittel effektiv und
mit für die Bürgerinnen und Bürger maximalem Er-
folg einsetzen wollen.

(Beifall bei der SPD)

Ich wiederhole: Investitionen um der Investitionen
willen wären aus unserer Sicht ebenso unverantwort-
lich wie das Sparen um des Sparens willen.

(Beifall bei der SPD)

Ich merke Ihre Unruhe, die Unruhe hier auf der
Senatsbank, nicht im Plenum.

(Zurufe von der SPD und vom Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich will den Missverständnissen noch einmal und
auch gleich vorbeugen: Wir halten am verabrede-
ten Sanierungsweg fest. Als Garanten eines Sanie-
rungskurses,  der  sich  trotz  unvermeidlicher  Ein-
schnitte am Wohle der Menschen in diesem Lande
orientieren muss — mein Fraktionsvorsitzender sagt
immer, was haben wir am Ende davon, wenn die
Menschen ihre Städte nicht mehr mögen —, wollen
wir es allerdings nicht bei grundsätzlichen Bekennt-
nissen belassen. Wer mit Blick auf eine bessere Zu-
kunft auf vieles verzichten soll, hat Anspruch auf
mehr als politische Versprechen. Deshalb ist eine
Kritik von kritischen Fragestellern und Fragestellun-
gen meiner Ansicht nach auch wirklich unangemes-
sen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich sage das deshalb, weil das hier auf Seite drei
explizit in dem Bericht noch einmal ausgeführt ist.
Weil viele die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt
als zentrales Kriterium zur Bewertung der Sinnhaf-
tigkeit der Sanierungsaktivitäten empfinden, haben
wir gemeinsam dafür gesorgt, dass Arbeitsmarktef-
fekte ausdrücklich zum Kriterium für die Beurtei-
lung von ISP-Projekten werden. Was wir für selbst-
verständlich hielten, hat das Parlament, um jeglichen
Zweifel auszuräumen, inzwischen beschlossen.

Die Steigerung von Wirtschafts- und Finanzkraft,
meine Damen und Herren, und die Entlastung am

Arbeitsmarkt sind bei der Bewertung von ISP-Vor-
haben für uns gleichwertige Maßstäbe.

(Beifall bei der SPD)

Dass dezidierte Aussagen zu den Arbeitsmarkteffek-
ten einzelner Programme möglich sind, zeigt tatsäch-
lich die mehrfach korrigierte und umgeschriebene
Vorlage zur Sanierung der Rennbahn. Dieses positi-
ve Beispiel ist allerdings bisher nicht die Regel.

Die Antwort des Senats zeigt, meine Damen und
Herren, dass sich die Exekutive bislang noch nicht
ausreichend konkret mit der Frage befasst hat, wie
viele Stellen durch einzelne ISP-Vorhaben geschaf-
fen beziehungsweise gesichert werden. Es wird na-
türlich deutlich, dass auch die Landesregierung vom
Sanierungsprogramm  entlastende  Arbeitsmarktef-
fekte erwartet. Dennoch müssen wir nach meiner
Ansicht in dieser Frage künftig detailliertere Infor-
mationen verlangen. Es geht darum, einerseits Ent-
scheidungen auf ausreichend sicherer Basis treffen
zu können und andererseits den Menschen in unse-
ren Städten die Akzeptanz der Sanierungspolitik zu
erleichtern. Dem Finanzsenator empfehlen wir, in
seinem Sanierungsbericht, der gerade erst vorgelegt
worden ist, die Entwicklung am Arbeitsmarkt künf-
tig in einem gesonderten Punkt darzustellen.

Meine Damen und Herren, der gerade fertig ge-
stellte Sanierungsbericht 1999 sowie der dem Par-
lament jetzt vorliegende Zwischenbericht des Senats
über Effekte des ISP sind in Aussagen und Progno-
sen zur Arbeitsmarktentwicklung noch zu allgemein
und hinsichtlich ihrer Zuordnung zu einzelnen Groß-
projekten noch unzureichend. Es wird allerdings
darauf hingedeutet, dass positive Arbeitsplatzeffekte
ebenso wie Verbesserungen der Wirtschafts- und
Finanzkraft nicht kurzfristig eintreten werden. Die
Ursachen hierfür sind vielfältig, und einige wichti-
ge sind: Erstens, die ISP-Projekte sind zwar beschlos-
sen, in ihrer Mehrzahl aber noch nicht realisiert,
Beispiele dafür kennen wir alle.

Zweitens:  Das  ISP-Programm  umfasst  überwie-
gend Investitionen in die Infrastruktur. Sie verbes-
sern die Rahmenbedingungen für die private Wirt-
schaft und tragen so indirekt und damit zeitlich ver-
zögert zur Schaffung und Sicherung von Beschäfti-
gung bei.

Drittens, das ist auch ganz wichtig: ISP-Maßnah-
men kompensieren zum Teil in anderen Bereichen
stattfindenden Stellenabbau. Dazu möchte ich mit
Genehmigung des Präsidenten aus diesem Zwi-
schenbericht zitieren: „Als Hauptergebnis der Simu-
lationsrechnung lässt sich feststellen, dass die Wirt-
schaftsstrukturporgramme  WAP  und  ISP  bis  1999
zwischen 8000 und 12 000 Arbeitsplätze gesichert
oder geschaffen haben dürften. Die Zahl der bremi-
schen Arbeitslosen läge ohne WAP und ISP um prog-
nostizierte 3500 bis 5000 Personen höher.“ Soweit
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dieses Zitat! Wobei gesagt wird, dass das noch nicht
so auf gesicherter — —.

(Zuruf des Abg. F o c k e  [CDU])

Ja, das lässt sich sehen, durchaus, deshalb zitiere
ich das! Daran weiterzuarbeiten ist ja ein hohes Ziel,
Herr Kollege Focke!

(Beifall bei der SPD)

Das unbequeme Fazit, meine Damen und Herren,
lautet daher: Investitionen müssen natürlich die Fi-
nanz- und Wirtschaftskraft des Landes Bremen ver-
bessern, aber auch den Arbeitsmarkt entlasten.

Eine nachhaltige Stabilisierung wird sich einstel-
len, glaube ich jedenfalls, wenn das ISP zum Expan-
sionsmotor der Wirtschaft wird, sprich private Inve-
stitionen damit in großem Umfang generiert werden
können, so ähnlich wie beim Space-Park — wir ha-
ben gestern in der Stadtbürgerschaft darüber bera-
ten — geschehen. Da haben sich nach mehrfachen
Beratungen und Diskussionen die privaten Investi-
tionen erheblich und deutlich erhöht, und das öf-
fentliche Invest konnte damit deutlich reduziert wer-
den.

Auch das ist ein Erfolg von entsprechender kriti-
scher Betrachtung, denn mit dem ISP, meine Damen
und Herren, schafft die öffentliche Hand in vielen
Bereichen  verbesserte  Rahmenbedingungen,  er-
schließt zum Beispiel attraktive Gewerbeflächen, re-
alisiert  leistungsfähige  Verkehrsanbindungen  und
erweitert die Hafenkapazitäten. Zum Erfolg können
all diese Anstrengungen aber erst werden, wenn
Unternehmen auch die verbesserten Angebote ent-
sprechend annehmen und ihre Aktivitäten danach
ausrichten und entsprechend ausbauen. Deshalb ap-
pelliere ich auch von dieser Stelle an die Wirtschaft,
sich dieser Verantwortung noch mehr und noch be-
wusster zu stellen!

Meine Damen und Herren, ich sage genauso deut-
lich, und das muss man auf jeden Fall auch erwäh-
nen, dass in diesem Zwischenbericht an mehreren
Stellen schon festgestellt wird, dass dieser Bericht
in seiner Transparenz und in der Weise, wie er eva-
luiert wird, eine Besonderheit in der bundesweiten
Landschaft darstellt.

(Glocke)

Ich komme zum Ende! Das ist sicher auch eine
spannende wissenschaftliche Frage, ganz eindeutig.
Ich finde es richtig, dass die wissenschaftliche Be-
gleitung und Bewertung dieses Programmes fortge-
schrieben wird, auch das kann man dem Bericht ent-
nehmen, sie ist unverzichtbar, und wir werden uns
noch mehrere Male damit entsprechend zu beschäf-
tigen haben. Der Weg, der jetzt eingeschlagen wor-

den ist, ist richtig, und er führt uns mit Sicherheit
alle weiter, nicht zu unserer Selbstzufriedenheit oder
zum Selbstzweck, sondern zum Wohle der Bürge-
rinnen  und  Bürger  in  unserem  Lande.  —  Vielen
Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Das Wort erhält der Abge-
ordnete Focke.

Abg. Focke (CDU) *): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Die letzten beiden Sätze von Frau
Lemke-Schulte  haben  mich  wieder  zufrieden  ge-
stimmt, denn sie geht nach wie vor davon aus, dass
das ISP uns weiter hilft, das Sanierungsziel zu errei-
chen.

Meine Damen und Herren, man kann von diesem
ersten Zwischenbericht, der uns in seiner Einleitung
eigentlich zeigt, von welchem Niveau wir ausgehen
und was wir mit diesem Investitionsprogramm er-
reichen wollen, und deutlich macht, dass wir noch
einen langen Weg vor uns haben. Wir haben für den
Zeitraum 1994 bis 1999  4,8 Milliarden DM im ISP,
und wir haben ungefähr 39 bis 40 Prozent erst aus-
gegeben. Sie können nicht die Auswirkungen erwar-
ten, wenn gerade ein Drittel des Betrages ausgege-
ben worden ist. Da kann man nur, wie das der Be-
richt ja auch, finde ich, sehr deutlich und gut um-
schreibt, hochrechnen, was wir jetzt schon erzielt
haben und was erzielt wird, wenn wir die nächsten
Stufen erreichen. Da, glaube ich, ist der Erfolg vor-
programmiert. Das ist eine ganz wichtige Botschaft,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Alle Anträge, und das muss ich auch noch einmal
sagen, und alle Mittel, die aus dem ISP bewilligt
werden, stehen natürlich unter einem besonderen
Vorbehalt und unter einer besonderen Prüfung, dass
wir nämlich, und das ist bei den Anträgen immer
schon der Fall, Arbeitsplatzeffekte mit untersuchen.
Ich finde es sehr gut, wie das auch in der Mitteilung
des Senats gesagt worden ist, dass jetzt einheitliche
Kriterien erarbeitet worden sind, die es nachvollzie-
hen lassen, was daraus wird, wie Arbeitsplätze ent-
stehen, wie viele gesichert werden und wie viele neu
entstehen können.

Die Zahl von 8000 bis 12 000 gesicherten und neu-
en Arbeitsplätzen ist im Grunde genommen für das
Wenige, was wir bisher ausgegeben haben, schon
ein sehr positives Zeichen. Wenn wir jetzt in Bre-
men 3500 oder 4000 Arbeitslose mehr haben wür-
den, wären das auch mehrere Prozente mehr und
eine weitere Abkoppelung vom Bundesdurchschnitt,
den wir im Moment gerade absenken, denn wir ha-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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ben in den letzten Monaten immer einen höheren
Rückgang der Arbeitslosenzahl im Vergleich zum
Bundesdurchschnitt.

Wir sind noch längst nicht angeglichen, das ist
ganz  klar,  wir  dürfen  aber  auch  nicht  immer  das
Höchste erwarten. Wir kommen von einem niedri-
gen Niveau, und wir müssen viel, viel arbeiten, um
das aufzuholen, was andere schon längst gemacht
haben, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU — Abg. Z a c h a u
[Bündnis 90/Die Grünen]: Das ist falsch!)

Wir können daher keine Wunder erwarten. Wir ha-
ben in dem ersten Zwischenbericht Untersuchungen
von zwei oder drei Objekten, an denen sich nach-
vollziehen lässt, dass Arbeitsplätze gesichert und ge-
schaffen werden, dass also neue dazukommen. Was
an Steuer- und Wirtschaftskraft in Bremen bleiben
und hinzukommen wird, das lässt doch eigentlich
positiv in die Zukunft blicken.

Wir können aber keine endgültigen Zahlen und
keine endgültigen Abschlüsse einer Untersuchung
feststellen, wenn wir nicht das ISP auch als Ganzes
begreifen. Wir können nicht sagen, dass nur die
Messehalle oder die Glocke das ISP ausmachen. Wir
haben einen bunten Strauß gemacht. Was die För-
derung des Tourismus, die Stärkung der Wirtschafts-
kraft, den Ausbau der Dienstleistungsbereiche an-
geht, über die wir heute Morgen gesprochen haben,
wenn alles dies begonnen und abgeschlossen wor-
den ist, und davon gehen wir aus, dann sind wir dem
Ziel, das wir uns mit diesem ISP gesetzt haben, näm-
lich die Arbeitslosigkeit zu verringern und die Wirt-
schaftskraft zu stärken, was auch höhere Steuerein-
nahmen bedeutet, einen großen Schritt näher ge-
kommen.

(Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das ist Quatsch!)

Das kann man aus diesem Zwischenbericht ent-
nehmen. Alles andere kann man daraus nicht her-
auslesen. Man kann nichts Negatives aus diesem Be-
richt herauslesen, man kann nur Positives aus die-
sem Bericht herauslesen. Es ist eben so, dass wir
keine endgültigen Zahlen — —.

(Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Und deswegen kann man auch nur

Positives herauslesen!)

Nein! Das, was dort steht, ist positiv, und man kann
sagen, weil sie lange noch nicht fertig geworden sind,
ist das alles nur eine halbe Sache. Das ist aber nicht
der Fall, wir haben noch nicht einmal 50 Prozent
ausgegeben, und so, wie es jetzt aussieht, haben wir
schon eine Menge geschafft, und danach sollten wir
uns richten.

Natürlich sollten wir bei jedem Projekt aufpassen,
dass es Arbeitsplatzeffekte hat, das tun wir auch
immer. Wir sagen nicht einfach, dass wir irgendet-
was machen, egal, wie viel das kostet. Das haben
wir weder bei der Rennbahn noch irgendwo anders
gemacht. Das ist nur einmal im Umweltressort mit
dem Rhodarium vielleicht passiert.

(Abg. Frau L e m k e - S c h u l t e  [SPD]:
Na, na!)

Die Rennbahn haben wir alle gemeinsam auf ein
ordentliches Niveau zurückgeschraubt, mit einem
privaten Investment. Ich darf außerdem noch ein-
mal daran erinnern, dass der Space-Park, der ja auch
ein großes ISP-Projekt ist, insbesondere durch mas-
sive und gute Verhandlungen durch das Wirtschafts-
ressort so weit gebracht worden ist, dass wir ein er-
heblich höheres privates Engagement haben. Das
ist ja auch eine positive Sache.

Insofern glaube ich, dass wir wohl doch sehr gut
aufpassen, was mit den öffentlichen Mitteln, was mit
dem ISP passiert.

(Beifall bei der CDU)

Ich würde vorschlagen, dass wir uns regelmäßig
Bericht erstatten lassen, wie das jetzt auch mit dem
ersten Bericht geschehen ist, dass wir nicht an den
einzelnen Projekten herummäkeln,

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Nein, immer glauben!)

sondern sie positiv und mit einer gewissen Genau-
igkeit begleiten. Dann werden wir auch, das sage
ich Ihnen voraus, spätestens im Jahre 2003, wenn
hier sehr viel Geld verausgabt worden ist, hier eine
super-positive Bilanz ziehen können. — Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als Nächste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Dr. Trüpel.

Abg. Frau Dr. Trüpel (Bündnis 90/Die Grünen) *):
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Wenn ich jetzt hier so nett gefragt werde,
ob ich wohl den Bericht richtig gelesen habe, dann
schauen wir uns doch gleich noch einmal ein paar
Sachen aus dem Bericht an, und hinterher bewer-
ten wir noch einmal, wer den Bericht wohl genauer
gelesen hat! Bei Herrn Focke hatte ich nicht den Ein-
druck, dass er sich sozusagen in das tiefere Zahlen-
material des Berichtes vertieft hat.

(Abg. K a s t e n d i e k  [CDU]: Es geht
nicht nur um das Lesen, sondern auch um

das Verstehen!)
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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Halten wir erst noch einmal fest, was das selbst
formulierte Fazit dieses Berichtes ist! Da heißt es
nämlich, dass ein zusammenfassender, flächende-
ckender Überblick über den Arbeitsmarkt und son-
stige Effekte des ISP derzeit noch nicht möglich ist.
Trotzdem kann man ja, wenn 40 Prozent der Gelder
umgesetzt sind, erwarten, dass man dafür eine ziem-
lich genaue Studie erhält, denn diesen Anspruch
muss  man  an  wissenschaftliche  Begleitforschung
doch haben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Gleichzeitig haben die Vorredner jetzt erst ein-
mal deutlich gemacht, dass der Strukturwandel Zeit
braucht. Ja, das stimmt! Strukturwandel ist in der
Tat ein Projekt, das nicht von heute auf morgen geht,
sondern das nur mittelfristig und in manchen Punk-
ten auch nur langfristig Erfolge zeitigen kann. Wir
haben das immer so gesagt, dass gerade eine sol-
che Politik auch mit langem Atem gemacht werden
muss. Ich glaube, dass Sie diejenigen waren, die fal-
sche Erwartungen im Land Bremen geweckt haben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Sie waren es nämlich, die gesagt haben, 40 000 neue
Arbeitsplätze, 50 000 neue Einwohner, überdurch-
schnittliches Wirtschaftswachstum und überdurch-
schnittliche Steigerung beim Schaffen von Arbeits-
plätzen.

Da müssen wir erst einmal festhalten, dass es zu
keiner dieser überdurchschnittlichen Steigerungen
gekommen ist. Es ist, glaube ich, erst einmal für die
Gewichtung wichtig festzuhalten, dass Sie Ihre ei-
genen Ziele, die Sie formuliert haben, bisher nicht
eingehalten haben. Damit haben Sie auch in der Be-
völkerung Hoffnungen und Erwartungen geweckt,
die jetzt enttäuscht werden mussten. Es ist eben ver-
kehrt, Menschen mit solch überzogenen Erwartun-
gen zu locken.

Jetzt noch einmal zu der Qualität des uns heute
vorliegenden Berichts! Das geht nach dem Motto
reiner Nebel, nichts Genaues weiß man nicht. Dar-
um möchte ich wenigstens einmal aus diesen vier
Beispielen, die dann erwähnt werden, einige Punk-
te nennen.

Exempel Messehalle! Da heißt es, dass noch kei-
ne Synergieeffekte mit anderen touristischen Maß-
nahmen feststellbar seien, die Zeit sei zu kurz, weil
Schlachte und die Sanierung der Glocke auch noch
nicht so lange her wären. Aber auch konkrete Prog-
nosezahlen werden nicht genannt. Das müsste man
aber erwarten. Außerdem war gerade das auch ein
Arbeitsauftrag an den jetzt vorliegenden ISP-Zwi-
schenbericht, dass man genauere Prognosezahlen
und das natürlich auch vereinheitlicht haben woll-
te, um überhaupt eine Vergleichbarkeit zu schaffen.

Wenn man sich aber jetzt diesen Bericht noch ge-
nauer ansieht, stellt man fest, dass nicht genau ge-
sagt wird, um welche Arbeitsplätze es sich handelt,
bei welchen Firmen eigentlich die 749 Arbeitsplät-
ze entstanden sind, ob die in Bremen sind, ob die im
niedersächsischen Umland sind und ob das eigent-
lich Voll- oder Teilzeitarbeitsplätze sind. An dem
Punkt wirft die Studie mehr Fragen auf, als sie be-
antwortet. Wir müssten aber gerade erwarten, dass
solche Fragen beantwortet werden.

Werfen wir noch einmal einen kurzen Blick auf
die Auswertung zum Technologiezentrum Informa-
tik! Auch da wird nicht genau angegeben, wie ei-
gentlich Kooperation und Ausgründungen genau
aussehen. Man müsste aber meiner Meinung nach
deutlicher benennen können, welche Arbeitsplätze
geschaffen worden sind, auch als indirekte. Auch
werden keine Zahlenangaben hinsichtlich zukünf-
tiger Erwartungen gemacht, etwa dazu, wie man sich
diesen  Technologietransfer  vorstellt,  der  ja  der
Schwerpunkt dieser Maßnahme ist.

Nehmen wir noch ein Beispiel, die Verkehrspro-
jekte! Die Ergebnisse der Fallstudie Hafenrandstra-
ße werden nicht vorgestellt. Auch bei der Fallstudie
Airport-Stadt sagt der Zwischenbericht lediglich, dass
bisher  vorliegende  Daten  vervollständigt  werden,
ohne die vorliegende Datenbasis auch nur im Ge-
ringsten aufzuzeigen.

Das erst einmal zur Qualität des Berichts! Er ist
nicht wirklich profunde, sondern da werden nur ein
paar Daten zusammengeholt, aber die Datenbasis,
die wir als Parlament von diesem Zwischenbericht
erwartet haben, bekommen wir nicht.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Jetzt aber zu der eigentlichen politischen Diskus-
sion. Wir haben heute Morgen schon gehört, und es
ist ja auch schön, dass der Architekt des Investiti-
onssonderprogrammes, Herr Haller, der zum Beispiel
für eine solche Schwerpunktsetzung, wie den Groß-
markt in die alten Hafenreviere zu verschieben und
Millionen in die Zuschüttung des Hafens zu stecken,
verantwortlich ist, dann hinterher feststellt, dass es
aber noch ein riesiges Potential an 17 000 Arbeits-
plätzen im Dienstleistungsbereich gibt. Man kann
aber eben nicht beides leisten. Wenn man einerseits
so viele Millionen im wahrsten Sinne des Wortes in
den Sand setzt, hat man das Geld nicht, um noch
viel  gezielter  und  schneller  in  einen  bestimmten
Strukturwandel zu investieren.

(Beifall  beim  Bündnis  90/Die  Grünen  —
Abg. F o c k e  [CDU]: Wo wird das denn

in den Sand gesetzt?)

Bei der Zuschüttung des Hafenbeckens!

(Abg. F o c k e  [CDU]: Das ist doch Un-
sinn!  Das  ist  die  Vorbereitung  weiterer

Maßnahmen!)
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Ich finde es ja schön, wenn Herr Perschau sagt,
das gesamte ISP und das Sanierungsprogramm sei-
en ein Marathonlauf, aber auch ein Marathonlauf
muss gewisse Zwischenspurts haben. So hätten wir
zum Beispiel erwartet, und das steht auch in der Ko-
alitionsvereinbarung, dass es einen Schwerpunkt bei
gezieltem  ökologischem  Strukturwandel  gibt.  Wir
hatten uns vorgenommen, dass man gerade in die-
sem Bereich eine richtige Offensive für produktions-
integrierten Umweltschutz starten muss. Jetzt stel-
len wir fest, dass das Umweltressort vor ein paar
Wochen erfahren hat, dass die Gelder, die jetzt für
konkrete Projekte aus dem ISP dafür zur Verfügung
stehen sollten, einfach nicht mehr da sind.

(Abg. T ö p f e r  [SPD]: Stimmt das, was
Sie da sagen?)

Das Geld ist für andere Maßnahmen verfrühstückt
worden, so dass solche Projekte jetzt nicht realisiert
werden können.

Auch dafür ein Beispiel: Eine Batteriesortieranla-
ge in Bremerhaven sollte eine staatliche Unterstüt-
zung  von  zwei  Millionen  DM  bekommen  und  20
neue Arbeitsplätze schaffen. Das Projekt ist vorbe-
reitet und könnte jetzt anfangen, das Geld steht aber
nicht zur Verfügung. Das ist also erst einmal eine
richtige Fehlanzeige bei dieser Art von ökologischem
Strukturwandel.

Nächster Punkt! Es gibt eine Firma, die mit Dämm-
material aus aufgeschäumtem Altpapier arbeitet —
Sie  bemühen  sich  doch  immer  so  darum,  Firmen
auch  aus  dem  niedersächsischen  Umland  wieder
nach Bremen zu holen —, und hier hat es Vorarbei-
ten  des  Umweltressorts  gegeben,  diese  nach  Bre-
men zu holen. Sie sollte jetzt angesiedelt werden,
weil alle Vorarbeiten geleistet sind, es sollten neue
Arbeitsplätze geschaffen werden, aber auch dazu ist
man jetzt nicht in der Lage, weil das Geld aus dem
ISP  für  diese  Form  von  gezieltem  ökologischem
Strukturwandel  nicht  mehr  zur  Verfügung  steht.
Meine Damen und Herren, das ist für uns die fal-
sche Schwerpunktsetzung im ISP.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die ganze Philosophie, die auch dieser Zwischen-
bericht atmet, lautet sozusagen, genau wie Herr
Focke es schon gesagt hat: Alles wird gut, der Er-
folg ist vorprogrammiert, es gibt überhaupt keinen
Veränderungsbedarf. Ja, wenn man solche Evalua-
tionen macht, die auch finanziert, dann muss man
doch den politischen Mut haben, daraus Konsequen-
zen zu ziehen, zumindest in gewissen Größenord-
nungen  an  dem  laufenden  Investitionssonderpro-
gramm  etwas  zu  ändern,  auch  in  dem  Sinne  von
Herrn Haller! Aber Sie reagieren überhaupt nicht
auf diese Art von Kritik,

(Abg. Frau L e m k e - S c h u l t e  [SPD]:
Wen meinen Sie damit?)

die sowohl in diesem Bericht angelegt ist, als auch
von Herrn Haller genannt worden ist, sondern Sie
stellen sich hier hin und sagen, es muss alles genau-
so fortgesetzt werden, wie es vor fünf Jahren be-
schlossen worden ist.

(Abg. F o c k e  [CDU]: Das hat keiner
gesagt! Sie haben nicht zugehört!)

Doch! In dem Bericht wird genau die Philosophie
aufgegriffen, dass es keinen Grund zu irgendeiner
Korrektur gibt. Ich glaube, wir haben allen Anlass
dazu, in den Bereichen, die heute Morgen schon ge-
nannt worden sind, Bildung, Investition in Schulen,
um die Menschen in der Stadt zu halten, endlich auf
Qualifikation zu setzen. Wenn wir nicht wirklich gut
ausgebildete Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
haben, werden wir den Strukturwandel nicht leisten
können.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Dazu  gehört  auch  die  Kulturfinanzierung,  weil
man eine Offensive in diesem Bereich von Kultur-
wirtschaft und Angeboten, um die Lebensqualität in
der Stadt zu halten, nicht schaffen wird, wenn man
diese Bereiche nicht ins ISP integriert. Sie haben aber
mit  den  Schwerpunktentscheidungen  der  letzten
Jahre eine Philosophie des Sonderinvestitionspro-
grammes festgeschrieben, die in der Tat fast aus-
schließlich auf Infrastrukturangebotspolitik gesetzt
hat.

Wir haben es schon oft gesagt, die Architektur in
den Größenordnungen stimmt für uns nicht. Wenn
man sich ansieht, was für Gewerbeflächenerschlie-
ßung ausgegeben wird und was man dann an Ar-
beitsplätzen damit schafft, dann steht das in keinem
Verhältnis dazu, was man mit einer anderen Schwer-
punktsetzung   an   Volumenausgabe   veranstalten
könnte. Deswegen können wir uns auch mit diesem
Bericht, der eine reine Legitimation des Investitions-
sonderprogrammes noch einmal vorschreibt, nicht
anfreunden.

Wir erwarten nach wie vor, dass es hier zu einer
neuen Schwerpunktsetzung kommt, dass der öko-
logische Strukturwandel ernst genommen wird und
dass er nicht, wie im Moment geschehen, richtig li-
quidiert wird. Er findet sozusagen gar nicht mehr
statt, wenn die Mittel für diesen Bereich im ISP nicht
mehr vorhanden sind.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Also: Wir verlangen eine andere Gewichtung, dass
Bildung,  Ausbildung,  Qualifikation  mit  in  das  ISP
einbezogen werden und dass es zu einer anderen
Schwerpunktsetzung kommt. Dann hat man im Sin-
ne eines Strukturwandels, der in der Tat etliche Jahre
dauert, damit eine wirkliche Chance. Aber die Ori-
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entierung, wie sie jetzt festgeschrieben ist, ist zu ein-
seitig, und damit allein wird man das nicht leisten
können.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident  Ravens:  Das  Wort  erhält  Bürger-
meister Perschau.

Bürgermeister Perschau *): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Ich möchte hier auch keine
Debattenrituale entfalten, weil ich glaube, dass wir
mit Schlaumeiereien bei diesem Thema nicht wei-
terkommen und auch nicht mit jeder Art von Popu-
lismus, ob es Reden in die eigene Fraktion hinein
sind oder was auch immer. Tatsache ist: Erstens, wir
haben im letzten Jahr zum ersten Mal den Durch-
schnitt der Länder bei der Investitionsquote über-
schritten. Es kann wohl nicht die Rede davon sein,
dass wir zu viel Geld investiert haben. Wenn wir Auf-
holtempo gegenüber anderen Ländern entwickeln
wollen, dann setzt das wohl zwingend voraus, dass
wir eine überdurchschnittliche Investitionsquote ha-
ben, weil man sonst kein Aufholtempo entwickeln
kann. Dies ist das Erste!

(Beifall bei der CDU — Zuruf vom Bünd-
nis 90/Die Grünen: Das ist keine Kunst!)

Das Zweite: Wenn wir zum ersten Mal eine über-
durchschnittlich hohe Investitionsquote haben, dann
stellt sich wie bei jeder Investition die Frage: Wirkt
sie dem verschleppten Strukturwandel, den vermut-
lich nicht so sehr die Union zu vertreten hat, wir-
kungsvoll entgegen, wie wirkungsvoll, mit welchen
Kriterien kann man das messen, kann man das fas-
sen, oder wie gehen wir damit um? Nun haben wir
einen Sachverhalt, den wir in diesem Zwischenbe-
richt beschrieben haben. Wir sind dabei, einmalig
in der Bundesrepublik Deutschland eine Evaluie-
rungsstruktur zu schaffen, wie es sie nirgendwo, in
keinem Land gibt, das überdurchschnittlich und viel
mehr investiert, als wir es tun.

Wir sind dabei, sozusagen alles auf die Goldwaa-
ge zu legen, um die größtmögliche Intensität von
Prüfung zu erreichen, um festzustellen, ist die Ziel-
richtung der von uns gemeinsam beschlossenen In-
vestitionen in der Entwicklung der Investitionen, im
Vollzug und hinterher in den Ergebnissen so, wie
wir es uns vorgestellt haben, was kann man in der
Feinsteuerung tun, was kann man in der Grobsteue-
rung tun, und sind die Effekte, wenn sie denn ein-
treten, soweit sie direkt messbar sind, in direkter
Kausalität oder in indirekter Kausalität unmittelbar
zurechenbar, oder sind sie nur mittelbar zurechen-
bar.

Bei dem Evaluierungskonzept, das wir machen,
glauben wir in der Politik nicht, dass wir weder im
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Wirtschaftsressort noch im Finanzressort allein die-
ses wirklich schwierige Konstrukt heben können. Ich
habe mich lange Jahre damit befasst, Evaluierung
von Entwicklungsprojekten zu begleiten und auch
zu betrachten, und ich weiß, wie hoch der Anteil von
Gutachtenkosten im Verhältnis zu den tatsächlichen
Investitionskosten und den Dingen ist, die nachher
die Effekte wirklich erzielen. Das heißt, wir müssen
uns hier bemühen, eine Evaluierungsstruktur hin-
zubekommen, die erstens finanzierbar ist und die
zweitens in den Ergebnissen etwas erreicht, was bis-
her kein anderer in einem anderen Land erreicht
hat, nämlich eine möglichst präzise prognostische
Feinsteuerung für die Werthaltigkeit von Investitio-
nen, die wir leisten oder leisten wollen.

Überall ist das Bessere der Feind des Guten, und
deshalb prüfen wir das, das prüfen wir übrigens ja
gemeinsam. Nun ist es natürlich so: Ich kann bei
Projekten wie den Messehallen heute eine präzise-
re Aussage über die Arbeitsmarkteffekte machen,
als ich es bei dem künftigen Gewerbegebiet Hansa-
linie machen kann, wo wir nun gerade dabei sind,
die Hemelinger Marsch zu besiedeln und sich na-
türlich die Effekte von Monat zu Monat ergeben und
wir heute sozusagen die Differenzen haben zwischen
Prognose, zwischen Soll und Ist, zwischen dem, was
wir erhofft haben, und dem, was entsteht.

Begleitend zu dieser Entwicklung steht, wie Sie
wissen, auch ein technologischer Wandel. Dieser
technologische Wandel ist nicht ohne Auswirkun-
gen auf den Arbeitsmarkt, und er ist auch nicht ohne
Auswirkungen auf die Struktur des Arbeitsmarktes.
Nun wäre ich doch einmal wirklich dankbar, wenn
diejenigen, die mit viel Schlaumeierei Abgrenzungs-
übungen machen oder sozusagen das predigen, was
sie immer gepredigt haben, das geht sowieso alles
nicht, und im Zweifel geht es sowieso kaputt,

(Zurufe vom Bündnis 90/Die Grünen)

nun einmal konkrete Vorschläge machen könnten,

(Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Haben wir doch!)

wie denn Evaluierungsstrukturen besser, wirksamer
und schneller sozusagen als einziges Pilotprojekt, das
in der Bundesrepublik für solche großen und sehr
diversifizierten Investitionsprogramme läuft, geleis-
tet werden kann.

Ich denke, wir haben das, was wir an verfügbarer
wissenschaftlicher Kompetenz haben, hier mobili-
siert. Wir machen das mit Prognos, wir machen das
mit Professoren der Universität, und wir machen es
nicht zuletzt mit dem BAW, der aber im Grunde mehr
die Steuerung dieser Untersuchung macht. Die Zwi-
schenergebnisse scheinen mir respektabel.

Meine Damen und Herren, wer sich heute hin-
stellen will — wir haben diese Debatten beim Grund-
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stücksvertrag und bei anderen Dingen gehabt —,
wer glaubt, man könnte heute präzise sagen, auf
welchem Grundstück der Mahndorfer Marsch sich
welche Struktur von Arbeitsplätzen in welchen Bran-
chen,

(Zuruf vom Bündnis 90/Die Grünen: Da-
rum geht es doch gar nicht!)

in welchen Strukturen, wie viele weibliche, wie vie-
le Behinderte und wie viele Menschen aus Nieder-
sachsen und wie viele aus Bremen und mit welchen
Zulieferfirmen aus Bremen oder aus Niedersachsen
entwickeln werden, der hat etwas naive Vorstellun-
gen von den Möglichkeiten und Grenzen von Eva-
luierung.

Wenn Sie sich nicht an den realistischen Rahmen
halten, den es heute für Evaluierungen gibt, dann
kann man sehr viel in die Gegend reden, aber keine
zielführend verwertbare Ergebnisse bekommen,

(Abg. Frau H ö v e l m a n n :  [SPD]:
Und wann?)

und es gibt über die Kammern, weder über die Ar-
beiterkammer noch über die Angestelltenkammer,
noch über die Handelskammer, zurzeit eine bessere
Evaluierungsstruktur, als wir sie entwickelt haben.
Ich habe bisher von keiner Seite, auch nicht von wis-
senschaftlicher Seite, auch nur ansatzweise gehört,
dass bei ihnen sozusagen eine bessere Struktur ge-
handelt wird.

Deshalb bin ich der Meinung, alles muss auf dem
Prüfstand sein und bleiben, bei jedem Projekt, und
ich wiederhole das, auch wegen der Gebetsmühle
vom Hurrapatriotismus und so etwas. Ich weiß nicht,
wer ihn verbreitet, ich verbreite ihn nicht! Ich sage
nur immer wieder, und das sage ich allen, die sozu-
sagen die Berufszweifler sind: Wer nicht den Mut
hat,  Risiken  einzugehen,  wird  keine  überdurch-
schnittlich wirksamen Projekte entwickeln, weil es
ohne Risiko nicht geht.

(Beifall bei der CDU)

Wer im Vorwege glaubt, man könnte jedes Risiko
herausmendeln, der wird am Ende nur Unterdurch-
schnittliches oder Durchschnittliches zustande brin-
gen. Das ist das Problem, das wir haben. Wir wer-
den, wenn wir zehn Projekte anpacken, wahrschein-
lich sogar damit leben müssen, dass einige sich nicht
so brillant entwickeln, weil wir möglicherweise im
Grunde genommen bestimmte Marktentwicklungen
nicht vorhergesehen haben. Das gibt es! Wenn wir
aber kein Risiko eingehen und auch in die Projekte
hinein kein Risiko eingehen, wenn wir uns nicht ver-
nünftig beraten lassen, wenn wir nicht vernünftig
prüfen lassen, dann tragen wir eine relativ hohe Ver-
antwortung.

Ich denke, wir bemühen uns wirklich darum, die
größtmögliche Prüfung zu leisten. Ich sage allen —
darum geht es mir eigentlich im Zentralen —, das
Netzwerk der Investitionen vervollständigt sich in
den Wechselsynergien mit ihrer Vervollständigung.
Je mehr Projekte wir beispielsweise im Tourismus
haben, desto mehr wird es uns gelingen, die Ver-
weildauer überregionaler Besucher bei uns zu er-
höhen, mit jedem Projekt mehr. Mit jedem, was wir
weniger machen, wird es eben auch weniger wach-
sen. Im investiven Bereich in den Gewerbeflächen
ist es genauso wie in der Existenzförderung oder in
der Wissenschaftsentwicklung. Dies vernetzt sich,
und wir werden die Effekte immer mit einer erheb-
lichen zeitlichen Verzögerung erst einbeziehen.

Mit dem ersten Zwischenbericht sagen wir Ihnen,
dass wir zum Ende dieses Jahres mit der Evaluie-
rungsstruktur so weit sind, dass wir Ihnen dann zum
Ende des Jahres einen ersten wirklich bewertenden
Bericht vorlegen und dass wir Ihnen immer weiter
in der Folge diese Evaluierungsberichte als Zwi-
schenberichte über die Entwicklung des ISP vorle-
gen wollen. Ich bin der Letzte, der nicht Feinsteue-
rungen oder auch Grobsteuerungen vornehmen will,
wenn sie sich als zwingend oder auch als wissen-
schaftlich geprüft empfehlen und nachweisen las-
sen. Wogegen ich bin, ist, dass man, bevor man über-
haupt Prüfungsergebnisse hat, von sich aus erklärt,
dass man alles schon genau weiß, was passieren wird
und was nicht passieren wird. Ich rate uns, in den
vernünftigen Schritten vorzugehen, weiter vernünf-
tig  zu  prüfen  und  diese  Ergebnisse  dann  festzu-
schreiben.

Ich glaube nicht — ich will jetzt niemanden be-
nennen —, dass der Senat hier in dieser Frage be-
sonderen Nachhilfeunterricht braucht. Wir haben ein
großes Interesse daran, dass die Maßnahmen, die
wir vorschlagen, erfolgreich sind. Weil wir dieses
fundamentale Interesse haben, investieren wir so viel
Geld, Kraft und Arbeit in die wissenschaftliche Be-
gleitung  dieser  Projekte,  um  am  Ende  auch  das
Größtmögliche an Verantwortungsbewusstsein zu
entwickeln, damit diese Projekte erfolgreich umge-
setzt werden können.

(Glocke)

Ich würde mich freuen, wenn Sie da die bisherige
Solidarität aufrechterhalten und sich gemeinsam mit
uns an der Auswertung der Prüfungsergebnisse be-
teiligen, damit wir auch in Zukunft die richtigen Ent-
scheidungen treffen!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Das Wort erhält die Abge-
ordnete Frau Linnert.

Abg. Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Herr Senator
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Perschau, zu Ihrem Redebeitrag würde ich gern aus
unserer Sicht doch noch ein paar Bemerkungen ma-
chen! Sie können das auch gern weitermachen mit
Ihren Spielchen, der SPD immer einen beizupulen,
dass sie in der Vergangenheit den Strukturwandel
verpennt hat.

(Bürgermeister P e r s c h a u :  Sie auch,
nicht die SPD allein!)

Ich  würde  erst  einmal  sagen,  das  Bundesverfas-
sungsgericht  hat  festgestellt,  dass  Bremen  unver-
schuldet in eine Haushaltsnotlage geraten ist,

(Beifall bei der SPD)

und dass diesem Land dann die Mittel fehlen, um
den Strukturwandel dermaßen offensiv, wie Sie jetzt
glauben, dass Bremen es sich leisten kann, zu un-
terstützen, das ergibt sich dann aus der Sache.

Natürlich ist es selbstverständlich, wenn Sie jetzt
loben, dass Bremen mit der Evaluation so besonders
weit sei. Es ist doch selbstverständlich, dass wir da
besonders weit sind. Wir machen das ja mit den Sa-
nierungszahlungen. Hier wird doch andauernd be-
tont, dass wir uns so besonders konform im Länder-
konzert verhalten müssen, dass wir so besonders
nachweisen müssen, wofür Bremer Gelder ausge-
geben werden. Das gilt doch insbesondere für diese
Mittel. Das ist doch nun wirklich die allergrößte
Selbstverständlichkeit, die man sich vorstellen kann!

Dann haben Sie gesagt, die Gutachten seien so
teuer, da müsse man jetzt irgendwie schauen. Dann
würde ich einmal sagen, als allererste Schritt wäre
es den Grünen wichtig, dass Sie ein bisschen ge-
nauer schauen, wen man eigentlich womit beauf-
tragt, wie man es eigentlich hinbekommt, dass Be-
gutachtungs- und Interessenkollisionen ausgeschlos-
sen werden, und wie man eigentlich auch da eine
Erfolgskontrolle hinbekommt. Wenn Institute hier
nämlich über längere Zeiträume hinweg Prognosen,
zum Beispiel, was die Besucherzahlen betrifft, in die
Welt blasen und wir ziemlich genau wissen und sich
dann nach einiger Zeit auch herausstellt, dass diese
Prognosen nicht gestimmt haben, dann kann man
auch einfach dazu übergehen, andere Institute zu
beauftragen. Das wäre jedenfalls im Interesse Bre-
mens.

(Beifall  beim  Bündnis  90/Die  Grünen  —
Bürgermeister P e r s c h a u :  Sie sind aus-
geschrieben worden, Frau Abgeordnete!)

Dann möchte ich gern noch sagen, dass Sie hier
ja immer betonen, wir sind so besonders weit mit
der Evaluierung, und wir entwickeln ein Verfahren,
das es sonst nirgendwo gibt. Ehrlich gesagt, wir sind
bisher, und ich glaube, das ging auch der SPD so,
davon ausgegangen, dass das eine Selbstverständ-

lichkeit ist. Die Landeshaushaltsordnung schreibt
vor,  dass  bei  Projekten  die  Effekte  auf  die  Wirt-
schafts- und Finanzkraft des Bremer Haushalts erho-
ben werden müssen.

(Abg. F o c k e  [CDU]: Das wird doch ge-
macht!  —  Bürgermeister P e r s c h a u :

Das haben wir immer gemacht!)

Natürlich gehört die Frage, wie viele Arbeitsplät-
ze mit Investitionen geschaffen werden, doch dazu,
oder wollen Sie mir jetzt wirklich erzählen,

(Zuruf von Bürgermeister P e r s c h a u)

dass Sie bisher die vom Gesetz vorgeschriebene Prü-
fung gemacht haben, ohne sich genau anzusehen,
was das eigentlich für die Arbeitsplatzeffekte heißt?
Bisher ist in den Vorlagen zumindest immer etwas
anderes behauptet worden.

Wir bestehen darauf, dass es so gemacht wird, dass
man es nachprüfen kann, ob die Effekte, die Sie hier
prognostizieren, auch eintreten. Sie sind derjenige,
der hier immer behauptet, die Politik des Sanierungs-
programms und des ISP sei alternativlos. Es geht aber
genau darum herauszubekommen, ob das, was hier
gemacht wird, nämlich zum Teil mit Krediten und
unter dem Einsatz großer Mengen bremischen Ver-
mögens eine Investitionsoffensive zu starten in Be-
reichen, die in der Stadt nicht unumstritten sind, ob
dieser Weg, den die Regierung gewählt hat, erstens
die Effekte hat, die Sie behaupten, und zweitens, ob
es nicht besser wäre, genau das zu tun, was Helga
Trüpel gesagt hat, nämlich in andere Bereichen zu
investieren  oder,  wie  die  Grünen  auch  in  ihrem
Haushaltsantrag gefordert haben, bestimmte Gelder
nicht auszugeben, sondern einzusparen. Genau da-
rum geht es, das auch wissenschaftlich festzustel-
len! Dazu sind Sie verpflichtet!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Das Wort hat der Abgeord-
nete Focke.

Abg. Focke (CDU) *): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich kann mich daran erinnern, dass
mich die Kollegin Lemke-Schulte, als sie noch Sena-
torin war, einmal als lernresistent bezeichnet hat.

(Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD]: Da hat sie
Recht! Hat sich etwas geändert?)

Das muss ich jetzt auf Sie übertragen, meine Da-
men und Herren! Sie verstehen es einfach nicht! Das
Ihr sehr großes Problem.

(Beifall bei der CDU)
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Es ist doch ganz klar, und wenn Sie sich einmal
diesen Passus durchgelesen hätten, ich habe das
wirklich und tatsächlich sehr genau durchgelesen,
Frau Dr. Trüpel, was zu den Messehallen dort steht,
das können wir nun auch ganz genau sagen, und
das ist auch dort beschrieben: Die Messehallen sind
zu 100 Prozent aus dem ISP bezahlt worden. Es ist
natürlich  klar,  wenn  die  Messehallen  fertig  sind,
dann können Sie nicht sagen, jetzt habe ich 121 oder
151 Millionen DM ausgegeben, und damit habe ich
jetzt 70 plus 50 plus 80 plus 90 Arbeitsplätze geschaf-
fen, sondern dann, und das liegt nun einmal in der
Natur der Sache, wenn man eine Messehalle fertig
gestellt hat, muss man auch akquirieren. Das kann
man zwar vorher auch, aber meistens glauben die
Leute noch nicht so richtig, dass sie auch wirklich
kommen, wenn sie nicht sehen, dass sie auch ange-
fangen worden sind. Wenn sie stehen, dann braucht
man zwei bis drei Jahre Akquisitionszeit, um die ers-
ten Erfolge erzielen zu können.

Natürlich haben wir auch die ersten Erfolge, des-
wegen sind hier schon erste Zahlen vorhanden, aber
das ist natürlich nicht der Endpunkt, meine Damen
und Herren, und das wollen Sie nicht begreifen.

(Beifall bei der CDU)

Solange Sie das nicht begreifen, brauchen wir nicht
weiter zu diskutieren, wenn das nicht in Ihren Kopf
hinein will, dann geht es auch in einer halben Stun-
de oder in einer Stunde nicht hinein! — Danke!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als Nächste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Lemke-Schulte.

Abg. Frau Lemke-Schulte (SPD): Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Ich wollte auch noch ein-
mal in Richtung der Grünen sagen, weil sie die In-
vestitionen, wie sie das immer so schön nennen, in
die Zukunft, in die Köpfe, in die Ausbildung, also in
das so genannte Humankapital, das Wort darf man
ja wohl gebrauchen,

(Bürgermeister P e r s c h a u :  Pro-Kopf-
Ausgaben pro Schüler!)

die Ausgaben pro Schüler anführen: Das ISP sieht
ja  auch  400  Millionen  DM  allein  für  den  Wissen-
schaftsbereich vor.

(Abg. S c h r a m m  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Mindestens!)

Ja, mindestens! Das muss uns dann auch noch ein-
mal klar sein, dass dies nicht nur in die so genann-
ten Großprojekte geht und sich die Debatte darauf

verkürzt, sondern es geht eben auch in diesen Wis-
senschaftsbereich.

Herr Senator Perschau, irgendwie habe ich die
Schärfe nicht verstanden, die Sie hier hineingebracht
haben. Im Grunde fühlte ich mich auch nicht ange-
sprochen, aber dann doch,

(Abg. P f l u g r a d t  [CDU]: Jeder zieht
sich den Schuh an, der ihm passt!)

als Sie meinten, Sie hätten Nachhilfe nicht nötig! Es
geht überhaupt nicht um Nachhilfe, sondern darum,
dass es hier um erhebliche Summen geht, und da
können Sie auch die Kollegen aus der CDU-Frak-
tion fragen.

(Bürgermeister P e r s c h a u :  Deshalb
machen wir das doch!)

Natürlich, die Sanierungsvereinbarung zwischen
dem Bund und den Ländern haben Sie ja nicht ge-
schlossen, sondern der so genannte Ampelsenat. Das
war so, das war im Juli 1993!

(Abg. F o c k e  [CDU]: 1992!)

1993! Im Juli 1993 ist die Sanierungsvereinbarung
geschlossen worden, und aus dieser Sanierungsver-
einbarung kommt das, was wir jetzt hier tun, um den
Strukturwandel einzuleiten.

(Bürgermeister P e r s c h a u :  Gott  sei
Dank, nicht nur! Dann wären wir jetzt schon

wieder pleite!)

Ich habe es nicht bestritten, dass er notwendig und
richtig ist, dass er nicht kurzfristig ist, sondern eher
mittel- bis langfristig ist, dass er nicht von heute auf
morgen geht und dass das kein Hundertmeterlauf
ist, wie Sie einmal so schön gesagt haben, sondern
ein Lauf über 42 Kilometer, denn so lang ist der Ma-
rathon. Das alles wird nicht bestritten, auch von mir
nicht! Ich rede hier nicht in Richtung meiner Frak-
tion, auch wenn das nicht schlimm wäre, auch das
würde ich als Kompliment begreifen, das zu tun, aber
es geht um sehr viel Geld, das investiert wird, und
zwar in einer Haushaltsnotlagesituation, die schwie-
rig ist.

Es geht darum, wir dürfen die Bürgerinnen und
Bürger auf diesem Wege nicht verlieren,

(Beifall bei der SPD)

die Vermittlung zu leisten und zu sagen, warum es
notwendig ist und welche Effekte sich daraus erge-
ben. Das ist das Ansinnen der Sozialdemokraten, und
insofern möchte ich dann doch auch in Ihre Rich-
tung Nachhilfe leisten, dann nehme ich auch diesen
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Handschuh gern auf, den Sie mir hingeworfen ha-
ben.

Jetzt zitiere ich einmal aus Ihrem eigenen Bericht,
das ist, glaube ich, doch noch einmal notwendig. Im
Bericht des Senats heißt es unter Fazit und weiteres
Verfahren, man könnte noch seitenweise weiter blät-
tern, dann kommen noch die Anlagen, ich darf zi-
tieren mit Genehmigung des Präsidenten: „Ein zu-
sammenfassender flächendeckender Überblick über
Arbeitsmarkt und sonstige Effekte des ISP ist der-
zeit noch nicht möglich.“ Das haben wir alle nicht
bestritten. Weiter unten steht dann: „Diese wissen-
schaftliche Begleitung ist in ihrer Transparenz ein-
malig.“ Auch das habe ich gesagt! Das ist doch gut,
das ist doch keine Kritik, sondern das ist eine Unter-
stützung des begonnenen Weges.

Der Senat sagt selbst: „Die begonnene wissen-
schaftliche  Begleitung  und  Bewertung  des  Pro-
gramms ist deshalb fortzusetzen und in Form weite-
rer Zwischenberichte zu dokumentieren.“ Es gäbe
noch kein ausreichend gesichertes wissenschaftli-
ches Verfahren, und die Schwierigkeiten werden
dargestellt, und deshalb habe ich auch gesagt, dass
es ein wissenschaftlich spannender Bereich ist. Da
kann es doch eigentlich überhaupt keinen Wider-
spruch geben. Daran müssen wir alle ein Interesse
haben, denn nur so, glaube ich, können wir alle mit-
nehmen, die wir mitnehmen wollen, und das gehört
nun unabdingbar mit zur Akzeptanz von Politik.
Deshalb habe ich mich noch einmal gemeldet!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Zachau.

Abg. Zachau (Bündnis 90/Die Grünen): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren!
Es ist ja eine der letzten Möglichkeiten für mich, in
diese Debatte einzugreifen, deswegen will ich das
noch einmal nutzen.

(Abg. F o c k e  [CDU]: Morgen ist es
auch noch möglich!)

Morgen machen wir noch einmal eine Pädagogik-
debatte, Herr Focke war so freundlich, mir den Steil-
pass zu geben. Wir würden das nicht lernen, das
kann ich natürlich nicht auf uns sitzen lassen!

(Abg. F o c k e  [CDU]: Ich war nicht bei
Ihnen in der Schule!)

Das ist ein Fehler gewesen! Es geht nicht darum,
jetzt im Einzelnen, im letzten Detail für die Projekte
die Arbeitsplatzeffekte nachzuweisen, da gebe ich
Ihnen Recht. Das dürfte bei staatlichen Infrastruk-
turmaßnahmen  schwierig  sein.  Es  geht  um  den

Trend! Da haben wir folgendes Problem: Erstens, bis
1998 hat sich Bremen bei der Beschäftigung dem
Bund angenähert, 1998 haben wir uns wieder ab-
gekoppelt, und diesen Trend haben Sie nicht umge-
kehrt. Fakt Nummer eins!

(Zuruf von Bürgermeister P e r s c h a u)

Aber natürlich, lesen Sie die Berichte der Bundes-
anstalt für Arbeit! Sie werden hier regelmäßig aus-
gegeben. Sie können Herrn Knigge fragen, das ha-
ben wir damals auch in der Arbeitsdeputation be-
sprochen. Er wird uns schon die Wahrheit erzählt
haben.

(Bürgermeister P e r s c h a u :  Das stimmt
nicht! Das Gegenteil ist richtig!)

Zweitens: Wenn Sie dieses Gutachten, das vor ei-
niger Zeit von dem Staatsrat abgegeben worden ist,
der  das  Programm  installiert  hat,  gelesen  haben,
dann  sagt  es  ganz  deutlich  aus,  im  Bereich  der
Dienstleistung haben Sie keine Trendwende zuguns-
ten einer Annäherung an vergleichbare Städte er-
reicht. Das ist so, es ist nicht wegzudiskutieren.

Drittens: Herr Perschau, wenn Sie von der Inves-
titionsquote reden, die Quote, der Wert an sich, das,
finde ich, ist eine dermaßen etatistische Betrach-
tungsweise. Es geht natürlich auch schon um Quali-
täten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich möchte Sie dann aber auch noch darauf hin-
weisen,  was  in  Ihrem  Hause  beziehungsweise  im
Hause des Wirtschaftssenators inzwischen alles als
Investition benannt wird. Die BIG und die BIS be-
kommen jetzt, wenn ich das richtig in Erinnerung
habe, 96 Millionen DM für Wirtschaftsförderung,
ohne dass der Gegenstand im Detail festgelegt ist.
Das ist eine klassische Subvention, und diese wird
zurückgezahlt bis 2010. Das heißt, es wird heute
subventioniert, und diese Subvention wird in der Fi-
nanzierung bis 2010 über zehn Jahre gestreckt.

Ich finde, das ist bemerkenswert unsolide, um es
vorsichtig zu sagen. Die Qualität der Investitionen
beschränkt sich teilweise auf ganz schnöde Subven-
tionen, ohne dass dieses Parlament eine Kontrolle
hat, was real mit dem Geld gemacht wird. Das ist
doch der Punkt!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich erinnere mich noch an Ihre Begründung, als
wir über das Siemens-Hochhaus diskutiert haben.
Da wurde begründet, wir müssten investieren, um
die öffentliche Verwaltung zu modernisieren. Was
ist denn davon geblieben? Erfolgsgeschichte Ocean-
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Park! Nach meinem Wissen sind irgendwo im zwei-
stelligen Millionenbereich schon Investitionen hin-
eingeflossen, ohne dass sich da ein Millimeter be-
wegt hat. Was ist davon geblieben? Bahnhofsvor-
platz, was ist davon geblieben? Musical, was ist da-
von geblieben? Rhodarium, Flopp! Sie sagen uns,
alles Erfolgsstories, wir haben aber angeblich kei-
nen Grund, wenigstens einmal nachzudenken! Das,
finde ich, ist schon eine Arroganz von Glaubenssät-
zen, die uns als Steuerzahler viel Geld kostet!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Dann komme ich zu meiner fünften Anmerkung,
das ist etwas, was mich an der Debatte bei beiden
Parteien ehrlich gesagt stört, es ist der nahezu un-
gebrochene Glauben an die Omnipotenz des Staa-
tes, also die Begründung: Wenn wir da eine Millio-
nen DM investieren, dann haben wir die und die Ef-
fekte. Der Staat als Unternehmer wird es schon rich-
ten. Sie erzählen auf der einen Seite, wesentliches
Sanierungsziel ist die Privatisierung von Leistungen.
Auf der anderen Seite gründen Sie Gesellschaften,
die im privatwirtschaftlichen Bereich tätig sind, bei
Performa Nord eine Folgegesellschaft, heute Mor-
gen hatten wir ein anderes Beispiel im Bereich des
Arbeitsmarkts. Die BIG ist privatwirtschaftlich tätig
ohne Ende.

Mir leuchtet nicht ein, warum die Bewirtschaftung
solcher Objekte wie des Telekomgebäudes oder des
Polizeipräsidiums,  Investitionen  in  Passagen  eine
Aufgabe des Staates sein soll. Auch die Überdachung
der Sögestraße beziehungsweise die Modernisierung
der Obernstraße ist eine Sache, die eigentlich An-
gelegenheit der Unternehmen ist, und zwar derje-
nigen, die dort wirtschaften, und weniger eine Sa-
che des Staates.

Sie tun so, als ob wir als kleine Bremer Region
durch  ordentlich  Geldausgeben  tatsächlich  Wirt-
schaft steuern können. Das halte ich wirklich für eine
gruselige Wiederkehr des Glaubens an ganz tradi-
tionalistische Politik à la Keynes. Ich glaube, man
sollte hier fragen: Was ist des Staates? Sind wir nicht
zuständig für Infrastruktur, sind wir nicht zuständig
für Bildung, für Wissenschaft, sind wir nicht zustän-
dig für Kultur? Es ist klar, dass das auch auf der SPD-
Seite nicht vorn ist. Mich wundert nur, mit welcher
Rasanz, die CDU hat ja eigentlich immer eine ande-
re Ausgangsposition gehabt, sich die beiden Partei-
en angenähert haben.

Ich glaube, man muss über die Rolle des Staates
in Bezug auf die Wirtschaftstätigkeit intensiver nach-
denken und nicht glauben, dass wir von Staatsseite
alles regeln können. Hier, glaube ich, werden wir
überfordert. Weil damit auch Erwartungen bei den
Bürgerinnen und Bürgern geweckt werden, werden
wir uns damit überheben und damit auch Frustra-

tion produzieren. — Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Focke.

Abg. Focke (CDU) *): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Das ist jetzt das dritte Mal, aber
wir debattieren nach Geschäftsordnung, und des-
halb ist es möglich, dass ich mich noch einmal mel-
de. Herr Kollege Zachau, ich weiß nicht, was Sie da
eben von sich gegeben haben, es steht zum Teil in
ganz großem Widerspruch zu dem, was Frau Dr. Trü-
pel gesagt hat

(Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Überhaupt nicht!)

und was Ihre eigene Fraktion vielleicht auch denkt.
Obwohl es Ihre vorletzte oder letzte Rede ist, wollen
wir das nicht so stehen lassen.

(Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]:  Wenn  Sie  so  weitermachen,  dann
komme ich auch noch einmal! — Heiter-

keit)

Wir haben Sie ja nur noch bis übermorgen, insofern
ist das ja nicht so schlimm, da können Sie ruhig noch
einmal etwas sagen!

Die Kollegin Dr. Trüpel hat vorhin gesagt, nun
kommt hier einmal ein Unternehmen an, will ange-
siedelt werden, und ihr habt kein Geld und müsst es
abweisen. Das ist natürlich Unsinn, weil wir jeden,
der hier wirklich herkommen will, auch nehmen und
auch fördern würden, wenn es sich auch rechnet.
Aber jetzt haben Sie gesagt, 96 Millionen DM ha-
ben Sie einfach einmal der BIS gegeben für Wirt-
schaftsförderung. Warum haben wir das wohl ge-
macht?  Das  haben  wir  gemacht,  weil  wir  in  den
nächsten Jahren ordentlich wirtschaftspolitisch tätig
sein wollen und Unternehmen ansiedeln wollen, mei-
ne Damen und Herren! Immer, wenn jemand kommt,
wollen wir sagen, jawohl, du kannst kommen!

(Beifall bei der CDU)

Das ist ein entscheidender Punkt, der schon einmal
total dem widerspricht, was Sie hier gesagt haben.

Dann haben Sie gesagt, wir machten staatliche
Wirtschaftspolitik. Das haben Sie auch wieder nicht
richtig verstanden. Wir stellen die Infrastruktur her.

(Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Beim Musical?)

–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Das habe ich vorher bei den Dienstleistungen auch
schon gesagt. Wir werden für ordentliche Verkehrs-
verhältnisse sorgen und damit erreichen, dass sich
Unternehmen hier ansiedeln. Das sind natürlich kei-
ne staatlichen Unternehmen, das sind private Un-
ternehmen. Die begrüßen wir sehr herzlich hier in
dieser Stadt, weil sie nämlich ordentlich Steuern ab-
liefern und Arbeitsplätze schaffen, meine Damen und
Herren. Das wollte ich eben noch einmal sagen!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als Nächste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Dr. Trüpel.

Abg. Frau Dr. Trüpel (Bündnis 90/Die Grünen) *):
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wir schaf-
fen ja gerade heute, uns doch hier richtig noch ein-
mal in einen Disput zu verstricken. Diese letzte Be-
merkung von Herrn Focke kann ich auch nicht un-
kommentiert lassen. Ich glaube, das macht nämlich
den Streit, um den es geht, noch einmal sehr deut-
lich. Herr Perschau hat eben, und dem würde ich
ohne weiteres zustimmen, zu Recht gesagt, ohne Ri-
siken ist dieser ganze Weg nicht zu haben, und es
geht um Risikoabwägung. Das ist richtig. Trotzdem
geht es dann ja darum, wie man sich auf der Grund-
lage von bestimmten Daten und Einschätzungen ent-
scheidet, die man hat.

Darum jetzt noch einmal das Beispiel mit dem
Großmarkt! Es gibt, finde ich, sehr ernst zu nehmen-
de Argumente, dass der Großmarkt in der jetzigen
Struktur in den nächsten fünf bis zehn Jahren auf-
grund der Veränderungen des Electronic-Commerce
und neuer Handlungsstrukturen nicht mehr so exis-
tieren wird. Deswegen, sagen manche Leute, macht
es eigentlich keinen Sinn, jetzt mit einem so großen
staatlichen Invest den Großmarkt zu verlagern und
dafür das Hafenbecken zuzuschütten. Darum sagen
wir, weil wir das so einschätzen, und da geht es ge-
rade um den Punkt Risikoabwägung, ist es verkehrt,
dass sich der Staat hier in dieser Art und Weise mit
einer Summe von über 200 Millionen DM engagiert.
Wir würden vorschlagen, diese Investitionen so nicht
zu tätigen, sondern gerade dieses Geld zu nutzen,
um dann Firmen, die ökologischen Strukturwandel
machen, anzusiedeln oder um das Biotechnologie-
zentrum in Bremerhaven, das man bisher nicht fi-
nanzieren konnte, endlich zu fördern. Dann hätte
man damit nämlich schon etwas früher anfangen
können. So wird ein Schuh daraus!

Was Sie machen, und dadurch bekommen Sie
auch immer so ein Ungleichgewicht in Ihre Gesamt-
politik, ist, Sie versuchen, auch mit der hohen Inves-
titionsquote und mit der Ideologie, die Sie verbrei-
ten, dass Wirtschaftsförderung und Wirtschaftspoli-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

tik über alles andere geht, sozusagen jetzt auch für
BIG und BIS, einfach immer noch Nachschläge zu
bekommen. Da kommt immer noch einmal etwas
oben hinauf. Frau Lemke-Schulte hat doch Recht,
gerade auch, wenn man Sanierungspolitik macht,
muss man doch ein ausgesprochen großes Interesse
daran haben, dass man die Bürgerinnen und Bürger
der Stadt mitnimmt

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

und dass das in einem angemessenen Größenver-
hältnis steht. Unsere Kritik an Ihrer Art der Sanie-
rungspolitik und auch jetzt an dem Zwischenbericht,
wie wir ihn haben, ist nämlich gerade diese Art der
Risikoabwägung, die wir verlangen. Da muss man
sich für bestimmte Projekte entscheiden, das tun wir,
und gegen andere, um Prioritäten setzen zu kön-
nen. Darauf zielt unsere Kritik.

Das, was Sie machen, sozusagen sich permanent
etwas nachbewilligen zu lassen, führt zu einer un-
sozialen Lage in der Stadt und zu einer Situation,
über die sich viele Menschen beschweren. Wir tei-
len das, dass man das so nicht zulassen darf. Des-
wegen muss man die einzelnen Projekte des ISP ge-
nauer betrachten, um dann einen entsprechenden
Ausgleich in der Gesamtpolitik leisten zu können.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
Herr Bürgermeister Perschau.

Bürgermeister Perschau *): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Liebe Frau Dr. Trüpel, gera-
de weil das so ist, wie Sie es zum Schluss gesagt
haben, machen wir das seit fünf Jahren. Sie kritisie-
ren etwas, was ganz selbstverständlich geschieht.
Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie sagten, dass wir
die Bürger mitnehmen müssen, das ist ein ganz wich-
tiger Punkt. Einer der größten Bremsklötze, die Bür-
ger mitzubekommen, sind die Grünen auf diesem
Weg. Das ist leider so!

(Beifall bei der CDU — Zuruf vom Bündnis
90/Die Grünen — Abg. Frau L i n n e r t

[Bündnis 90/Die Grünen]: Natürlich!)

Ich habe nie gesagt, dass die Investitionen sozu-
sagen ein Wert an sich sind, das ist nicht das Pro-
blem, nur, ich habe gesagt, dass es dazu keine Al-
ternative gibt. Es gibt keine Alternative zum Prinzip
Sparen und Investieren. Das ist die Botschaft, die
wir immer genannt haben.

(Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Wie viel sparen Sie denn?)

–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Meine Damen und Herren, wir führen im Moment
die Debatte über eine Vorlage, in der wir Ihnen Ein-
blick in die wissenschaftliche Begleitung des ISP
geben. Die Debatte, die Sie führen, hat damit rela-
tiv wenig zu tun. Jede Investitionsentscheidung im
ISP, die von den Wirtschaftsförderungsausschüssen
beschlossen worden ist, ist im Regelfall zumindest
von den beiden großen Fraktionen gleichermaßen,
meistens einstimmig, beschlossen worden, und sie
wurde immer auf der Basis wirtschaftlicher Plausi-
bilitätsprüfungen und ganz bestimmter gutachterli-
cher Aussagen getroffen.

Was wir zusätzlich zu dem tun, was alle anderen
Länder auch tun, und nur darum geht es doch —
dass sie wirtschaftliche Plausibilitätsprüfungen ma-
chen, Arbeitsplatzberechnungen und so etwas, ist
immer Gegenstand der Vorlagen für die Wirtschafts-
förderungsausschüsse gewesen —, ist eine wissen-
schaftliche Begleitung dieser Projekte, um noch bes-
ser prüfen zu können, ob sich das, was an Plausibili-
täten am Anfang der Beschlussfassung nachgewie-
sen war, im weiteren Verfahren als richtig heraus-
stellt. Deshalb ist es so richtig und wichtig, dass wir
die Entwicklung der einzelnen Projekte und ihre
Vernetzung mit einer politischen Evaluierungstech-
nik begleiten, um auch auf dem Wege die Effekte
kontrollieren und Fein- und Grobsteuerungen ma-
chen zu können.

Das, was wir Ihnen vorstellen wollten, ist der Sach-
verhalt, dass wir dies tun, dass wir das mehr tun als
die anderen, die nur Plausibilitätsprüfungen und
Arbeitsmarktprüfungen machen, und dass wir die-
sen Prozess machen wollten. Ich glaube, es macht
sehr viel Sinn, diese wissenschaftliche Begleitung
des ISP zu betreiben und daraus auch Ergebnisse
zu finden, Einsichten zu bekommen und möglicher-
weise auch Entscheidungen zu revidieren, wenn es
denn sein muss. Dafür macht man eine wissenschaft-
liche Begleitung. Es hat niemand gesagt, dass sozu-
sagen alles das, was wir einmal beschlossen haben,
nicht mehr geprüft werden soll, denn wenn wir es
prüfen, dann müssen wir es ja offen prüfen, auch
mit dem möglicherweise notwendigen Ergebnis, Be-
schlüsse zu verändern.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Dann sind wir ja schon einmal ein

Stück weiter!)

Ich denke, die wissenschaftliche Begleitung ist gut,
der Ansatz ist richtig, und wir bekommen damit, ge-
rade für dieses Haus, für Sie alle, eine Transparenz
und eine Mitwirkungs- und Beurteilungsmöglich-
keit, die in anderen Parlamenten wegen der eben
fehlenden Vorlage von Controllingberichten, Trans-
parenz und wissenschaftlicher Begleitung nicht da
ist. Wir versetzen Sie in die Lage, uns sozusagen kri-
tisch zu begleiten, was Sie ja auch sollen.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das ist ja äußerst gütig! Da müs-

sen wir dann ja äußerst dankbar sein!)

Deshalb, würde ich denken, sind wir zu dieser Trans-
parenz sehr gern bereit und auch zu dieser Über-
prüfung, und das wollten wir mit diesem Zwischen-
bericht deutlich machen.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident  Ravens:  Weitere  Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mittei-

lung des Senats Kenntnis.

Verfassungsschutz ist unverzichtbar

Große Anfrage der Fraktion der CDU
vom 16. Mai 2000

(Drucksache 15/315)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 6. Juni 2000

(Drucksache 15/369)

Dazu als Vertreter des Senats Senator Dr. Schulte.
Gemäß Paragraph 29 unserer Geschäftsordnung

hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort auf die
Große Anfrage in der Bürgerschaft mündlich zu wie-
derholen.

Ich gehe davon aus, dass das nicht sein soll. —
Das ist der Fall.

Ich frage, ob in eine Aussprache eingetreten wer-
den soll. — Das ist der Fall.

Als Erster hat das Wort der Abgeordnete Herder-
horst.

Abg. Herderhorst (CDU) *): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Rückblickend auf mehrere
Legislaturperioden kann man feststellen, dass die-
ses Parlament kaum Gelegenheit genommen hat, zu
Fragen des Verfassungsschutzes Stellung zu bezie-
hen. Wahrscheinlich war 1981/1982 das letzte Mal,
dass hier im Hause im Zusammenhang mit der Ände-
rung des von 1974 stammenden Gesetzes über den
Verfassungsschutz  im  Lande  Bremen  gesprochen
worden ist. Das ist im Prinzip erfreulich, weil damit
unterstellt werden kann, dass es keine Probleme auf
diesem Feld gegeben hat und dass das Amt für Ver-
fassungsschutz gute Arbeit für den Erhalt unserer
verfassungsmäßigen Ordnung und unseres demo-
kratischen Rechtsstaates geleistet hat.

(Beifall  bei  der  CDU  —  Vizepräsident
D r .  K u h n  übernimmt den Vorsitz.)

Meine Damen und Herren, ich will an dieser Stelle
nicht  auf  den  im  Paragraphen 3  des  Verfassungs-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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schutzgesetzes geregelten Aufgabenkatalog einge-
hen, sondern nur darauf hinweisen, dass der Ver-
fassungsschutz sich den veränderten politischen Ver-
hältnissen, bedingt insbesondere durch die verän-
derten Verhältnisse im Osten Europas, entsprechend
angepasst hat. Wie auch die Antwort des Senats sagt,
sind die neuen Schwerpunkte Links- und Rechtsex-
tremismus sowie Ausländerextremismus. Diese Aus-
sage  wird  eindrucksvoll  durch  den  Verfassungs-
schutzbericht 1999 von Bundesinnenminister Schily
unterlegt.

In  Bremen  hat  die  Verlagerung  des  Aufgaben-
schwerpunktes, wie in anderen kleineren Bundes-
ländern auch, dazu geführt, dass das Personal von
83 auf 39 Mitarbeiter heruntergefahren wurde. Das
ist ein Vorgang, der in diesem wie vielen anderen
Ämtern auch schmerzlich war. Unsere Besuche im
Verfassungsschutzamt Bremen haben aber ergeben,
dass diese Mitarbeiterzahl die unterste Grenze des-
sen darstellt, was für die Grundaufgaben bei heuti-
ger Schwerpunktbildung erforderlich ist.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich da-
rauf hinweisen, dass dieses Amt heute auch nicht
mehr als geheimes Amt, im übertragenden Sinne ge-
meint, bezeichnet werden kann. Unter anderem stellt
unsere PKK, also unsere Parlamentarische Kontroll-
kommission, sicher, dass der Verfassungsschutz im
Rahmen seines Verfassungsauftrags und des gelten-
den bremischen Verfassungsschutzgesetzes die Auf-
gabenrahmen nicht überschreitet. Auf der anderen
Seite  haben  Gespräche  mit  Verfassungsschützern
gezeigt, dass ein großes Maß an Transparenz und
Offenlegung der Verfassungsschutzarbeit gewähr-
leistet ist. Insbesondere auch die guten Kontakte zu
Ämtern des Bundes und der Länder sowie zur Poli-
zei machen es möglich, dass manche polizeilichen
Lagen gemeistert werden können.

Meine Damen und Herren, ich möchte nicht ver-
säumen, den Grund unserer Großen Anfrage zu nen-
nen. Anlass hat uns unser Kollege Hermann Kleen
gegeben, der Vorgänge um den Verfassungsschutz
in Berlin zum Anlass genommen hat, über die Zu-
kunft des Bremer Amtes öffentlich nachzudenken.
Er attestiert dem Bremer Amt zwar korrekte Arbeit,
stellt dann jedoch einen Bezug zu nach seiner Auf-
fassung noch notwendigen aufgabenkritischen Be-
trachtungen aufgrund schwieriger Sanierungszeiten
in Bremen her.

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Es
kommt doch jeder auf den Prüfstand!)

Das Ergebnis seiner Überlegungen ist: Wir kürzen
weiter Personal beim Verfassungsschutz.

Lieber Hermann Kleen, dass wir Sanierungsland
sind und demzufolge gespart werden muss, ist be-
kannt, ansonsten sind aber die Überlegungen zwar
zulässig, gehen aber in die völlig falsche Richtung,
erstens deswegen, weil Berlin seinen Verfassungs-

schutz nicht abgeschafft, sondern lediglich, und das
zum zweiten oder dritten Mal, eine neue Organisa-
tionsform  festgelegt  hat.  Einmal  war  der  Verfas-
sungsschutz in Berlin ein nachgeordnetes selbstän-
diges Amt, jetzt wurde es wieder dem dortigen Se-
nator für Inneres als Abteilung, allerdings mit glei-
cher Aufgabenstellung, einverleibt.

Zweitens: Aufgabenkritische Betrachtungen sind
sicher richtig und wichtig. Wenn es allerdings um
das Einsparen geht, fallen mir hier in Bremen unter
der Prioritätensetzung einige andere Ämter ein, die
dringender aufgabenkritisch zu betrachten wären.
Drittens: Die Antwort des Senats stellt zu Recht fest,
ich zitiere: „Der Senat hält angesichts der eingangs
geschilderten  veränderten  Aufgabenstellung  die
derzeitige personelle und materielle Ausstattung des
Landesamtes für Verfassungsschutz für noch ausrei-
chend.“ Ich ergänze: Hier wird Quantität in diesem
Amt durch Qualität ersetzt.

Worauf zu achten ist, ist die ungünstige Alters-
struktur der Beschäftigten. Wir müssen rechtzeitig
dafür Sorge tragen, dass jüngere Beschäftigte ein-
geworben und ausgebildet werden, damit die Kon-
tinuität der Arbeit nicht leidet und die jetzige Leis-
tungsfähigkeit nicht gemindert wird.

Ansonsten, Herr Kollege Kleen, spricht die Ant-
wort des Senats eine klare Sprache: Änderungen in
der Organisation oder weitere Personalreduzierun-
gen kommen nicht in Frage. Noch eines: Ich emp-
fehle den Blick in unsere Koalitionsvereinbarung, die
im letzten Absatz der Seite sieben sagt, ich zitiere:
„Mit Blick auf die Entwicklungen im Bereich des
Rechtsextremismus und Ausländerextremismus wird
die Leistungsfähigkeit des Landesamtes für Verfas-
sungsschutz personell und materiell abgesichert.“
Daran, meine ich, wollen wir uns gemeinsam hal-
ten.

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Von
Perschau lernen!)

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch
einige weitere Punkte ansprechen! Das Landesamt
für Verfassungsschutz ist nach wie vor unerlässlich
und notwendig, um den neuen und vielfältigen Ge-
fährdungen  für  unseren  verfassungsrechtlich  ge-
schützten demokratischen Rechtsstaat entgegenwir-
ken zu können. Das Landesamt für Verfassungs-
schutz ist als Bremer Amt ein Glied der Kette von
Verfassungsschutzämtern des Bundes und der Län-
der, das national wie international durch Datenaus-
tausch und Nachrichtenaustausch notwendige, ver-
wertbare, auch in Bremen verwertbare Erkenntnis-
se erlangen kann. In diesem Zusammenhang habe
ich zur Kenntnis genommen, dass der Senat daran
arbeitet, das Bremer Verfassungsschutzgesetz denen
des Bundes und der Länder anzupassen und darü-
ber hinaus datenschutzrechtliche Regelungen zu ak-
tualisieren.
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Meine Damen und Herren, wer den vom Senat
bezeichneten Prüfbericht der länderübergreifenden
Arbeitsgruppe der Innenministerkonferenz von 1998
gelesen hat, kann nur zu dem Schluss kommen, dass
die Lücken in der Aufklärung des Vorfeldes der or-
ganisierten Kriminalität unter Ausweitung der Kom-
petenzen des Verfassungsschutzes geschlossen wer-
den müssen.

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Je-
des Amt kommt an die Reihe!)

Ich hoffe, dass die angesprochenen Prüfungen des
Senats zu den entsprechenden Ergebnissen kom-
men. Dafür könnten die bayerischen Regelungen
über die Kompetenzen des Verfassungsschutzes im
Bereich der Bekämpfung der organisierten Krimi-
nalität Leitlinie sein. Dort hat es große Erfolge auf
diesem Gebiet in einzelnen Deliktsfeldern der orga-
nisierten Kriminalität gegeben.

Meine  Damen  und  Herren,  ich  komme  zum
Schluss zu der Feststellung: Der Bremer Verfassungs-
schutz ist unverzichtbar! Ohne den Verfassungs-
schutz wäre zum Beispiel die Demonstration Rechts-
radikaler im Bremer Osten am 1. Mai 1999 nicht so
abgelaufen, wie sie abgelaufen ist, nämlich fried-
lich! Die Polizei konnte gute Hinweise des Landes-
amtes für Verfassungsschutz für die Lagebeurteilung
verwerten und ihr taktisches Vorgehen danach aus-
richten. Die Instrumentarien für die Arbeit des Lan-
desamtes für Verfassungsschutz müssen materiell
abgesichert bleiben, und der jetzige Standard beim
Landesamt muss abgesichert werden.

Ein letzter Punkt: Ich würde mich freuen, wenn
der Senat absehbar ein novelliertes Gesetz über den
Verfassungsschutz im Land Bremen vorlegt und die
bezeichneten Prüfungen im Ergebnis die Lücken bei
der  Bekämpfung  der  organisierten  Kriminalität
schließen.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Meine Damen und Her-
ren, bevor ich dem nächsten Redner das Wort gebe,
möchte ich sehr herzlich den Kollegen Heiko Maas
begrüßen, den Vorsitzenden der SPD-Fraktion des
Saarländischen Landtags.

(Beifall)

Als Nächster hat das Wort der Abgeordnete Titt-
mann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Zur Großen Anfrage der CDU mit
der  Drucksachen-Nummer  15/315,  „Verfassungs-
schutz ist unverzichtbar“, sage ich Ihnen ganz klar
und deutlich: Verfassungsschutz ist verzichtbar!

(Lachen bei der SPD)

Hören Sie doch erst einmal zu, bevor Sie hier la-
chen, warten Sie doch erst einmal ab!

Der Verfassungsschutz ist im Laufe der Zeit zu ei-
nem Instrument zur Unterdrückung unbequemer po-
litischer Gegner verkommen. Nach Ansicht des ehe-
maligen Berliner CDU-Fraktions- und -Landesvor-
sitzenden und späteren Ministers für gesamtdeut-
sche Fragen, Ernst Lemmer, bestehen 80 Prozent der
Arbeit des Amtes darin, dass sich die Verfassungs-
schützer untereinander beschnüffeln, 15 Prozent ih-
rer Zeit bespitzeln sie freiheitlich denkende Politi-
ker,  und  fünf  Prozent  verbringen  sie  mit  wirklich
sachlicher Tätigkeit. Diese Beurteilung, meine Da-
men und Herren, spricht nicht gerade für einen aus-
gesprochen sinnvollen Aufgabenbereich des Verfas-
sungsschutzes und für eine Institution, die eine de-
mokratische Staats- und Gesellschaftsordnung, eine
freiheitliche  noch  dazu,  zu  schützen  vorgibt,  erst
recht nicht.

Auftrag und Arbeitsweise des Verfassungsschut-
zes lassen vielmehr den Schluss zu, dass der Einsatz
der Verfassungsschützer eben nicht dem Schutz von
Rechten und Pflichten der Staatsbürger dient, mei-
ne Damen und Herren, sondern vielmehr dient er
jenen etablierten Politkartellen, die sich scheinhei-
lig und schamhaft mit einem freiheitlichen und de-
mokratischen Mäntelchen bedeckt halten und ha-
ben.

Verfassungsschutzbericht, so lautet der Titel des
wohl kuriosesten Pamphlets Etablierter. Das Bundes-
verfassungsgericht hat den Verfassungsschutzbe-
richt als Meinungskundgabe des Innenministeriums
charakterisiert. Es ist also ein reines Propagandains-
trument und nicht, wie man der Bevölkerung weis-
machen will, ein rechtsstaatlicher Index gesetzwid-
riger Aktivitäten. Ebenso fehlen in diesem Propa-
gandapamphlet die Verfassungsbrüche herrschen-
der Politiker, selbst dann, wenn das bundesdeutsche
Höchstgericht in Karlsruhe die Verfassungswidrig-
keit von Gesetzen und Maßnahmen von Etablierten
in weit über 200 Fällen festgestellt hat. Die Verfas-
sungsschutzberichte sind nichts anderes als mit
zweckentfremdeten Steuergeldern finanzierte Ruf-
mordpamphlete   Herrschender,   die   von   eigenen
Schandtaten ablenken wollen.

Der Verfassungsschutz betätigt sich außerdem als
Brandstifter, indem eingeschleuste V-Leute im Auf-
trag des Verfassungsschutzes Straftaten verüben, um
Rechte zu kriminalisieren.

(Zuruf des Abg. M ü t z e l b u r g  [Bünd-
nis 90/Die Grünen])

Ich erinnere hier nur einmal an den Fall des Herrn
Blome,  Mitglied  der  Bremischen  Bürgerschaft,  das
sollten Sie nicht vergessen! Des Weiteren wurde mit
Hilfe des Verfassungsschutzes in Nordrhein-West-
falen  eine  richtige  Terrororganisation  mit  Namen
„Europäische Befreiungsfront“ gegründet. Ebenso
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lieferte der Verfassungsschutz Waffen und Spreng-
stoff  für  Anschläge,  die  dann  den  Rechten  in  die
Schuhe geschoben wurden, meine Damen und Her-
ren. Auch erinnere ich Sie hier noch einmal an die
skandalösen Vorfälle in Celle, bekannt geworden un-
ter  einem  weiteren  Verfassungsschutzskandal,  das
„Celler Loch“.

Der jüngste Skandal! Da soll laut „Kennzeichen
D“ der wegen Volksverhetzung verurteilte Neonazi
namens  Thomas  Dienel  Informant  des  Thüringer
Verfassungsschutzes gewesen sein. Hierzu schreibt
die „taz“ — Herr Präsident, ich darf zitieren —: „Der
Thüringer Neonazi Dienel war geradezu gerührt und
vergnügt: ‚Das Landesamt für Verfassungsschutz‘,
und darüber musste er lachen, ,hat mir massenwei-
se Aufkleber und Werbematerial und so weiter fi-
nanziert‘, was er als Spendengelder für die rechts-
extremistische Szene betrachtet habe.“ Soweit die
Aussage dieses Herrn Dienel!

Ebenso fragt man sich, ob es im Fall — jetzt hören
Sie genau zu! — des Polizistenmörders von Dort-
mund geheimdienstliche Hintergründe gibt. Hierzu
notiert der „Spiegel“: „Der Täter, Michael Berger,
sei bei der NADIS“ — für diejenigen, die das nicht
wissen, das ist das Informationssystem des Verfas-
sungsschutzes — „schon lange gespeichert gewe-
sen, und in den einschlägigen Ruhrgebietsszenen
werde gar kolportiert, behauptet, der Täter sei ein
Spitzel gewesen, weil der Staatsschutz von seiner
Waffensammlung schon lange gewusst habe, ohne
einzuschreiten.“ Ich meine, das sagt schon einiges
aus, meine Damen und Herren, darüber kann sich
ja jeder so seine Gedanken machen.

Ich könnte hier noch stundenlang Fakten und Tat-
sachen solcher Skandale des Verfassungsschutzes
ausführen. Leider habe ich aber nur eine begrenzte
Redezeit.

Meine Damen und Herren: „Wie der Herr, so‘s
Gescherr.“  Auch  an  der  Spitze  der  Verfassungs-
schutzämter  gab  es  zahlreiche  Skandale.  Hierzu
noch einmal kurz einen kleinen Überblick! Fahnder
des Bundeskriminalamtes suchen immer noch per
Haftbefehl den früheren Verfassungsschutzchef Hol-
ger Pfahls. Ihm wird vorgeworfen, Schmiergelder in
Höhe von sage und schreibe 3,8 Millionen DM kas-
siert zu haben. Es geht noch weiter! Sein Vorgänger
Hellenbroich war verantwortlich, dass der alkohol-
kranke Abwehrchef Tietgen zu der SED-Diktatur der
DDR  überlief.  Hellenbroich  musste  daraufhin  zu-
rücktreten.

Hellenbroichs Vorgänger wiederum, Richard Mey-
er, musste als Chef des Verfassungsschutzes zurück-
treten, nachdem er einen Autounfall mit Todesfolge
verursacht hatte. Meyers Vorgänger, Günther Nol-
lau, musste wegen Totalversagen bei der Affäre um
den DDR-Spitzenspion Guillaume zurücktreten. Nol-
laus  Vorgänger  wiederum,  Hubert  Schrübbers,
musste wegen seiner NS-Vergangenheit zurücktre-

ten. Schrübbers Vorgänger, Otto John, wurde 1956
wegen Landesverrat zu vier Jahren Zuchthaus ver-
urteilt und so weiter.

Meine Damen und Herren, John, Schrübbers, Nol-
lau, Meyer, Hellenbroich, Pfahls, eine wahrlich stol-
ze  Riege  vorbildlicher  Verfassungsschützer!  Das
muss ich schon sagen. Hierzu stellt der persönliche
Freund unseres Bundesvorsitzenden Dr. Frey, der le-
gendäre deutsche Abwehrchef und Begründer des
BND, General Gehlen, fest: „Es ist schon verwun-
derlich, was für Leute es zum Teil in leitenden Stel-
len bei deutschen Behörden zu etwas gebracht ha-
ben, und dazu noch in einer solchen, die für die Si-
cherheit  der  Bundesrepublik  Deutschland  verant-
wortlich ist.“

Meine Damen und Herren, Sie wollen mir doch
hier nicht erzählen und allen Ernstes erklären, dass
man auf eine solch teure, sinnlose und skandalträch-
tige Behörde namens Verfassungsschutz zum Woh-
le der Steuerzahler nicht verzichten könnte! Ich mei-
ne, zum Wohle der Steuerzahler müsste man es so-
gar! — Ich bedanke mich!

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Kleen.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Sind wir da
einer Meinung, Herr Kleen?)

Abg. Kleen (SPD) *): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Herr Tittmann, die DVU ist Ge-
genstand der Beobachtung des Verfassungsschut-
zes, allein das macht ihn unverzichtbar,

(Beifall)

damit  es  durch  fundierte  Erkenntnisse  möglich
bleibt, den Zusammenhang der geistigen Steigbü-
gelhalter, die wir auch hier erleben, zu den gewalt-
tätigen rechtsextremistischen Anschlägen nicht aus
den Augen zu verlieren.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und beim
Bündnis 90/Die Grünen — Abg. T i t t -
m a n n  [DVU]: Wo leben Sie eigentlich?)

Hier wird der geistige Boden dafür bereitet!

Meine  Damen  und  Herren,  nach  dem  Krieg
brauchte es wegweisender Urteile des Bundesver-
fassungsgerichts und der Instrumente der wehrhaf-
ten Demokratie, um nicht ein zweites Mal in diesem
Jahrhundert die Demokratie zu ruinieren. Danach
ist die Bedeutung des Verfassungsschutzes gestie-
gen. Ihren Höhepunkt erlebte die Diskussion um den
aktiven   Schutz   der   freiheitlich-demokratischen
Grundordnung in den siebziger Jahren. Nicht allen
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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ist diese Zeit der schlimmen terroristischen Anschlä-
ge wie auch des vergifteten gesellschaftlichen Kli-
mas, der Regelanfragen und der so genannten Be-
rufsverbote als gute alte Zeit in Erinnerung.

Doch am Ende der achtziger Jahre hat es einen
tief greifenden Einschnitt gegeben, den der Senat
in seiner Antwort mit dem Wegfall der Ost-West-
Konfrontation beschreibt. In der Folge sind ganze
Feindbildwelten nicht nur in Frage gestellt worden,
sondern geradezu untergegangen. Die Anpassung
des Verfassungsschutzamtes fiel drastisch aus. Herr
Herderhorst hat darauf hingewiesen, der Senat hat
von einer Halbierung des Personalbestandes gespro-
chen.

Parallel dazu hat sich aber auch das gesellschaft-
liche Klima verändert. Das Bekenntnis zur freiheit-
lich-demokratischen Grundordnung ist von der Ta-
gesordnung dramatischer politischer Debatten ver-
schwunden. Es wird mehr oder weniger undrama-
tisch gelebt. Wer in dieser Situation die Frage nach
der Verzichtbarkeit des amtlichen Verfassungsschut-
zes  stellt, wie es in den Haushaltsberatungen auch
die Grünen getan haben, der ist doch kein politi-
scher Hasardeur, sondern der zieht Schlüsse und ver-
dient Antworten.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Meine Damen und Herren, ich bin bereit, diese
Antworten auch positiv für den Verfassungsschutz
zu geben. Ich bin mir sicher, dass es auch in Bremen
extremistische Bestrebungen gibt, die es zu über-
wachen gilt. Das drängt sich für den rechtsextremis-
tischen Bereich besonders auf.

(Beifall bei der SPD)

Ich halte es auch für richtig, dass Bremen im bun-
desdeutschen Konzert seine Rolle spielt, sei sie auch
klein, aber wir wissen, sie ist deutlich erkennbar.
Verpflichtungen gegenüber dem Bund und anderen
Ämtern müssen eingehalten werden. Deshalb kann,
und ich sage für mich auch, und will das Bundes-
land  Bremen  sich  von  der  Aufgabe  Verfassungs-
schutz nicht verabschieden.

Die Frage, die sich mir aber aufgedrängt hat, und
Herr Herderhorst hat darauf hingewiesen, ist doch,
ob wir angesichts unserer Sparhaushalte für die Er-
ledigung der unabweisbaren Aufgabe eine optima-
le, weil gleichermaßen preiswerte wie effektive Lö-
sung gefunden haben. Das müssen wir heute hier
gar nicht beantworten, denn parallel dazu läuft ja
diese  Frage  auch  noch  in  der  Parlamentarischen
Kontrollkommission. Dazu wird der Senat dann noch
einmal dezidiert Stellung nehmen.

Sie haben darauf hingewiesen, dass wir in meh-
reren   Bundesländern   —   Nordrhein-Westfalen,

Rheinland-Pfalz, Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern, Schleswig-Holstein — den Verfassungs-
schutz als Abteilung im Innenressort führen. In Ber-
lin wird das gerade neu organisiert. Ich möchte des-
halb vom Senat wissen, ob auch in Bremen alle Res-
sourcengewinne ausgeschöpft sind. Diese Frage ist
nicht nur legitim, sondern angesichts der übrigen
Rahmenbedingungen  im  Innenressort  notwendig.
Das ist weder ein Zweifel an der Erforderlichkeit des
Verfassungsschutzes noch an der Koalitionsverein-
barung.

Allerdings gibt es für mich ebenso wenig Zweifel,
wenn ich den Blick auf Frage drei der CDU-Anfra-
ge und die Antwort des Senats richte. Hier wie bun-
desweit versucht die CDU, Pflöcke einzuschlagen,
das Aufgabenfeld des Geheimdienstes Verfassungs-
schutz zu erweitern. Die Angst der Bürgerinnen und
Bürger vor schwerer Kriminalität soll dazu herhal-
ten, eine wichtige Errungenschaft aus der Nach-
kriegszeit zu schleifen, nämlich das Trennungsge-
bot zwischen polizeilichen und nachrichtendienstli-
chen Tätigkeiten. Offenbar ist die CDU sich nicht
bewusst, welche rechtsstaatlichen Gefahren sie sinn-
los heraufbeschwört, wenn sie das Trennungsgebot,
als Lehre gezogen aus dem Unrechtsregime des Ges-
tapostaates, verwischt.

(Beifall bei der SPD)

Ich fordere, dass es eine solche Aufgabe der Ver-
wischung nicht gibt. Ich fordere, dass der im Senat
angekündigte Gesetzentwurf über den Verfassungs-
schutz auch darauf achtet, wenn er hier in der Bür-
gerschaft erfolgreich sein soll. Ich kann mir nicht vor-
stellen, Herr Herderhorst und Herr Dr. Schulte, dass
mit der SPD hier im Haus die Aufhebung des Tren-
nungsgebotes zu machen sein wird.

(Beifall bei der SPD)

Lassen Sie mich noch einige Bemerkungen zum
Thema Verfassungsschutz machen, die über die rei-
ne amtliche Extremistenabwehr hinausgehen! Uns
lehren die jüngsten Erfahrungen aus dem deutschen
Osten, dass nur mit einem breiten demokratischen
Konsens den Bedrohungen unserer Grundordnung
begegnet werden kann. Nicht in Bremen, aber in
vielen Städten jenseits der Elbe gehören Rechtsex-
tremismus und Gewalt bis hin zu Mord und Tot-
schlag, Intoleranz und Fremdenfeindlichkeit, über-
steigerter Nationalismus, Rassismus und Fundamen-
talismus zur alltäglichen Erfahrung.

Es sind weder Marsmenschen noch verirrte Alt-
nazis, die hinter den rassistischen und terroristischen
Gewalttaten stehen, die in ostdeutschen Städten für
unsere ausländischen Mitbürger die Menschenrech-
te der Verfassung oft zur Makulatur geraten lassen.
Die  oftmals  jugendlichen  Täter  kommen  aus  der
Mitte der Gesellschaft, können auf klammheimlichen



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 15. Wahlperiode – 20. Sitzung am 05. 07. 001464

(A) (C)

(B) (D)

Beifall vieler so genannter ehrbarer Bürger hoffen.
Die freiheitlich-demokratische Rechtsordnung ist nir-
gends stärker gefährdet als in diesen, im Nazijar-
gon so genannten national befreiten Zonen.

(Zuruf des Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Keine Frage, hier ist Verfassungsschutz unver-
zichtbar und muss doch gleichzeitig die Beschrän-
kung  auf  amtliche  Beobachtung  und  Auswertung
versagen. Hier sind aktiver Verfassungspatriotismus
und Zivilcourage durch jede Bürgerin und jeden Bür-
ger zu unterstützen. Hier bräuchte es jede Hilfe für
die Polizei, damit sie die deutschen und nichtdeut-
schen  Bürger  vor  den  rechten  Verbrecherbanden
schützen kann.

(Beifall bei der SPD)

Wir können hier nur dazu beitragen, dass dieses
Gedankengut keinen Nährboden findet und dass die
breite Öffentlichkeit, insbesondere Jugendliche,
über das Entstehen, die Hintergründe und das Aus-
maß von Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit
und Gewalt informiert ist. Dazu gehört auch die Ver-
mittlung der Grundwerte unserer Verfassung, denn
der Satz stimmt: Nur wer weiß, was durch wen be-
droht ist, weiß auch, was er durch Verteidigung zu
bewahren hat!

Meine  Damen  und  Herren,  ganz  zum  Schluss
möchte ich auf eines hinzuweisen allerdings auch
nicht verzichten. Den besten Schutz der Verfassung,
so heißt es, leistet der informierte und für die Demo-
kratie engagierte Bürger selbst. Diesem Bürger aber
muss man mit gutem Beispiel vorangehen. Da wirkt
es doch manchmal etwas hohl, wenn exakt am glei-
chen Tag, an dem hier das Bekenntnis der CDU zum
Verfassungsschutz kommt, im Bundestag zu einem
Untersuchungsausschuss debattiert wird, in dem der
Ex-CDU-Bundeskanzler Helmut Kohl unser Grund-
gesetz als sein persönliches Poesiealbum betrach-
tet,

(Beifall bei der SPD)

aus dem er einmal kurz ein paar Seiten herausrei-
ßen kann, weil ihm ein großes Indianerehrenwort
wichtiger ist als sein Schwur vor dem Deutschen
Bundestag.

Wenn es der CDU gelänge, ihren Altkanzler wie-
der auf den Weg von Recht und Gesetz zu bringen,
wäre das ein verdienstvollerer Beitrag zu einem ak-
tiven Verfassungsschutz als einige Planstellen für
eine Behörde am Bremer Flughafen. — Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen) *): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Ich möchte
hier gar nicht weiter auf die Rede von Herrn Titt-
mann eingehen. Sie sind ja quasi befangen in die-
ser Frage.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der CDU)

Die Frage ist, ob Sie nicht eigentlich als befangen
den Raum hätten verlassen müssen. Wenn es einem
gelingt, mich vielleicht von meiner grundsätzlichen
Position  in  dieser  Frage  doch  noch  abzubringen,
dann sind das Sie. Ihr Beitrag hat vielleicht in diese
Richtung schon ein bisschen gewirkt. Das war wirk-
lich schlimm, aber dazu ist ja auch schon von mei-
nem Vorredner einiges gesagt worden.

Warum, und damit möchte ich zu dem ernsteren
Teil dieser Debatte zurückkommen, ist die Große An-
frage der CDU in dieser Form jetzt gestellt worden?
Es ist sicher eine Reaktion auf Debatten in der Par-
lamentarischen Kontrollkommission, das ist gesagt
worden, und auch auf Debatten in der Öffentlich-
keit. Hier hat die CDU wohl gemeint, eine Lanze für
den Verfassungsschutz in Bremen brechen zu müs-
sen und diese Große Anfrage eingebracht.

Es ist darin allerdings, wenn man sich die Große
Anfrage anschaut, eine Reihe von Merkwürdigkei-
ten und Missverständnissen zu beobachten. Das Ers-
te ist: Sie hätten eigentlich in der Überschrift „Ver-
fassungsschutz ist unverzichtbar“ ein Fragezeichen
am Ende machen müssen, sonst hätten Sie ja gleich
einen Antrag stellen können. Wenn Sie ehrlich Fra-
gen haben stellen wollen, hätten Sie dahinter ein
Fragezeichen machen müssen. Wenn Sie sich schon
vorher so sicher waren, dann hätten Sie ja hier auch
einen  Antrag  einbringen  können,  möglicherweise
den Haushalt des Landesamtes aufzustocken oder
etwas Ähnliches.

Das Zweite: Sie haben mindestens zwei falsche
Grundannahmen in Ihrer Anfrage, die Sie als Ein-
leitung für Ihre Fragen benutzt haben. Die Erste ist:
Der Verfassungsschutz hat in seiner Geschichte, so
schreiben Sie, ständig an Bedeutung gewonnen.

(Abg. K l e e n  [SPD]: Das ist falsch!)

Da gibt Ihnen natürlich nun der Senat Auskunft,
mein Vorredner hat das ja schon in einem kleinen
historischen Abriss gesagt, dass das so natürlich nicht
richtig ist. Auch in der Antwort des Senats erfahren
wir natürlich, und jedem von uns, der das beobach-
tet hat, ist das klar, dass durch den Wegfall der Ost-
West-Konfrontation, durch den Fall der Mauer, hier
ein großer Einschnitt passiert ist, große Veränderun-
gen, nicht zuletzt auch beim Verfassungsschutz.
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Sie behaupten an zweiter Stelle in Ihrer Anfrage,
der Rechts- und Linksextremismus hätte zugenom-
men. Nun müssen wir ja darauf zu sprechen kom-
men, dass wir hier über Bremen reden, die Große
Anfrage wurde in der Bremischen Bürgerschaft ge-
stellt, hier geht es ja um das Landesamt für Verfas-
sungsschutz in Bremen. Für Bremen kann man na-
türlich auch nur sagen, wenn man sich die letzten
zehn bis 20 Jahre anschaut, dass eine Aussage wie
„der Extremismus hat ständig zugenommen“ gro-
ber Unfug ist! Davon kann überhaupt keine Rede
sein!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Es ist also klar, dass hier ein Interesse zunächst
einmal vorliegt, quasi durch falsche Grundaussagen,
durch falsche Einleitungen Ihrer Fragen bestimmte
Antworten zu bekommen. Ich bin ganz froh darüber,
dass der Senat Ihnen nicht den Gefallen getan hat,
in jedem Punkt auf Ihr Ansinnen einzugehen.

Lassen Sie mich noch einmal so viel sagen, auch
angesichts des Gott sei Dank jetzt nicht mehr anwe-
senden  Herrn  Tittmann:  Das  Thema  eignet  sich,
glaube ich, auch im Unterschied zu früheren Jahren
und Legislaturperioden nicht so sehr für parteipoli-
tische Grabenkämpfe. Auch das können wir aus der
Antwort des Senats lernen. Vom Senat in seiner Ant-
wort lernen wir, dass es sozialdemokratische, frei-
demokratische und christdemokratische Innensena-
toren waren, die den Stellenbestand des Landesam-
tes für Verfassungsschutz von 83 auf 39, damit um
53  Prozent,  geschrumpft  haben.  Sozialdemokrati-
sche,  freidemokratische  und  christdemokratische
Innensenatoren haben das angeordnet und haben
den Verfassungsschutz mehr als halbiert. Sie sehen
also, hier kann gar keine Rede davon sein, dass wir
es mit parteipolitischen Grabenkämpfen oder grü-
nen Spinnereien oder sonst etwas zu tun haben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die bisherige Schrumpfung des Landesamtes für
Verfassungsschutz macht ja gerade vor dem Hinter-
grund der historischen Entwicklung, dem Wegfall
der  Ost-West-Konfrontation  und  der  Mauer,  dem
Rückgang der politischen extremistischen Bestre-
bungen in Bremen, was verschiedentlich in den Bei-
trägen  von  Herrn  Herderhorst  und  Herrn  Kleen
schon gefallen ist, Sinn, denn, und jetzt kommt der
andere Aspekt in die Debatte, gleichzeitig haben wir
ja eine Sparvorgabe angesichts der Haushaltsnotla-
ge, die uns auferlegt, in den konsumtiven Bereichen
über fünf Jahre 25 Prozent einzusparen. Es ist also
überhaupt nicht einzusehen, dass das, was sozial-
demokratische, freidemokratische und christdemo-
kratische Innensenatoren begonnen haben, hier an
diesem Punkt enden soll, wenn wir in den nächsten

fünf Jahren diese Sparvorgaben haben. Das könnte
man selbstverständlich in dieser Reihe noch weiter
fortsetzen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Es ist klar die Frage, und ich glaube, so können
Sie meinen Redebeitrag heute auch verstehen, dass
ich gerade nicht die politisch-ideologische Debatte
über die Rolle des Verfassungsschutzes führen will,
sondern  ich  möchte  heute  über  den  Verfassungs-
schutz angesichts seiner Kosten-Nutzen-Relation für
die Bürgerinnen und Bürger in Bremen diskutieren
und in welchem Umfang wir angesichts von Haus-
haltsnotstand Prioritäten in dieser Stadt setzen. Ich
werde darauf zurückkommen.

Ein kleiner Exkurs zu den ostdeutschen Bundes-
ländern muss aber natürlich auch sein, und hier kann
ich nur meinen Vorrednern zustimmen. Natürlich ist
es unerträglich, dass es inzwischen Bundesländer
gibt, in denen Rechtsextremisten quasi Bestandteil
der politischen Alltagskultur mit all ihren Schreck-
lichkeiten sind. Hier ist gesagt worden: Bedrohung
der Menschenrechte! Das ist nicht Bedrohung der
Menschenrechte, das ist Bedrohung für Leib und
Leben der Menschen, die dort wohnen!

(Abg. Frau S t r i e z e l  [CDU]: Ist aber
ein Menschenrecht!)

Wir erfahren es fast jeden Tag aus der Zeitung. Hier
geht es konkret um die Bedrohung von Leib und
Leben der Menschen, und das ist in der Tat ein wirk-
lich unerträglicher Zustand, der in diesen Bundes-
ländern herrscht.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Aber wir müssen natürlich auch schauen, welchen
Beitrag vor allen Dingen die Landesämter für Ver-
fassungsschutz, die es in all diesen Bundesländern
ja gibt, die nach der Wende modern und neu aufge-
baut worden sind, zur Bekämpfung dieses Problems
leisten, wie groß er ist, ob er groß genug ist, ob er
effektiver sein könnte oder ob nicht andere Maß-
nahmen dort mehr leisten könnten.

Ich stimme vielen, die das gesagt haben, zu. Ich
möchte an dieser Stelle aber nur den Bundesinnen-
minister im Vorwort zum Verfassungsschutzbericht
des Bundes für 1999 zitieren, der gesagt hat: „Der
beste Verfassungsschutz ist die Bereitschaft der Bür-
gerinnen und Bürger, sich für unser demokratisches
System und für einen toleranten Umgang miteinan-
der einzusetzen. Darum bitte ich Sie.“ Das ist voll-
kommen richtig, das sagt der oberste Dienstherr der
Bundesbehörde für Verfassungsschutz, und das hat
selbstverständlich auch für Bremen zu gelten.

Lassen Sie mich unter dem Gesichtspunkt, wenn
wir auf Bremen zurückkommen, des Einsatzes der
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Mittel und der Prioritätensetzung unserer Haushalts-
mittel noch einmal darauf zurückkommen, abgese-
hen von der historischen Entwicklung! Das Problem
ist ja, dass wir in der Parlamentarischen Kontroll-
kommission vertraulich beraten und daher Einzel-
heiten aus diesen Beratungen auch nicht als Argu-
ment in der Debatte verwendet werden können. Des-
wegen muss ich etwas allgemein und in Andeutun-
gen sozusagen verbleiben.

Nach einjähriger Tätigkeit in der Parlamentari-
schen Kontrollkommission hat sich bei mir auf je-
den Fall nicht der Eindruck verstärkt, dass wir es
hier mit, sagen wir einmal, sehr verstärktem und
übergroßem Ertrag der Arbeit dieses Landesamtes
für diese Aufgaben, wie Sie sie beschrieben haben,
zu tun haben. Das liegt teilweise daran, dass schon
längst die eingesetzten Mittel aus verschiedenen
Gründen nicht mehr eingesetzt werden können. Das
liegt, der Senat hat es selbst gesagt, an der perso-
nellen Situation dort. Insgesamt, wenn wir alles, aber
auch alles in dieser Stadt auf den Prüfstand stellen,
muss man zu dem Ergebnis kommen, dass mögli-
cherweise der Ausgang für diesen Posten des Sena-
tors für Inneres, Landesamt für Verfassungsschutz,
nicht sehr günstig aussieht.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die CDU hat die Große Anfrage außerdem be-
nutzt, um quasi dem Verfassungsschutz eine Rolle
bei der Bekämpfung der organisierten Kriminalität
zu geben. Ich glaube, das ist ein Zeichen dafür, Herr
Herderhorst, dass Sie sich doch nicht so ganz sicher
waren, dass die Organisationsform, der Umfang und
die Kosten, die wir einsetzen für den Verfassungs-
schutz, so gerechtfertigt sind, wie das im Moment
ist. Wieso würden Sie sonst auf die Idee kommen,
neue  Aufgaben  zu  suchen  in  einem  Bereich,  wo
selbstverständlich, und das muss auch absolut so
sein, das bleibt grüne Position, die Polizei ihre Zu-
ständigkeiten hat und wo der Geheimdienst, der Ver-
fassungsschutz, nichts zu suchen hat? Ich glaube, es
ist die Unsicherheit über die Arbeit des Verfassungs-
schutzes heute, der Sie dazu bringt, dieses neue Feld
als Aufgabenfeld für den Verfassungsschutz einzu-
setzen. Ich glaube, es gibt eine Mehrheit hier im
Haus, dies zurückzuweisen und nicht mitzumachen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wenn die Menschen draußen, und damit komme
ich abschließend zu Ihrer Überschrift zurück, die
Grünen fragen, was angesichts der Haushaltsnotla-
ge im Land Bremen wirklich unverzichtbar ist, dann
sage ich hier ganz klar, und wir sagen es auch drau-
ßen den Menschen, das Stichwort Schulen, das Stich-
wort Kindergärten, das Stichwort Jugendfreizeithei-
me,  dazu  gehören  auch  die  Polizei  und  die  Wirt-
schaftsförderung. Verfassungsschutz ist in der Liste

der Top 50 der unverzichtbaren Projekte des Lan-
des Bremens bei den Grünen nicht vertreten! — Vie-
len Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Herderhorst.

Abg. Herderhorst (CDU) *): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Herr Dr. Güldner, den letz-
ten Satz hätten Sie sich sparen können. Wir wissen,
welche Haltung die Grünen zu der Verfassung und
zu den entsprechenden Staatsorganen haben.

(Beifall bei der CDU)

Zweitens empfehle ich den beiden Vorrednern,
den Zwischenbericht der beiden Arbeitsgruppen des
AK 2 durchzulesen. Dann werden Sie nämlich fest-
stellen, dass das, was Herr Kleen insbesondere hier
hervorgehoben hat unter dem Stichwort Trennungs-
gebot, durchaus nicht so ist, wie Sie es eben, Herr
Kleen, hier dargestellt haben, sondern da gibt es
durchaus ganz andere Auffassungen, die da zugrun-
de gelegt sind. Die will ich aber jetzt hier, schon aus
Zeitgründen, nicht vortragen.

Das Nächste ist: Den Satz, den Sie hier aus dem
Verfassungsschutzbericht 1999 zitiert haben, kann ich
nur unterstreichen. Ich weise aber gleichzeitig auch
darauf hin, dass der Bundesinnenminister in seinem
Vorwort nicht nur das gesagt hat, sondern auch, dass
die Aufgabenstellung zur Bekämpfung des Rechts-
und Linksextremismus nach wie vor notwendig und
zielgerichtet durchgeführt werden müsse.

(Beifall bei der CDU)

Nun will ich Ihnen als Letztes nur noch den Grund
unserer Großen Anfrage nennen: Er war in der Tat
nicht, ob Verfassungsschutz über Vorfeldermittlun-
gen und sonstige Erkenntnisse bei der Bekämpfung
von organisierter Kriminalität im Zusammenspiel mit
Polizei  und  Staatsanwaltschaften  tätig  wird.  Der
Kernpunkt war in der Tat, dass Herr Kleen diese
Veröffentlichung gemacht hat. Sie steht nun einmal
im Widerspruch, ich habe es vorhin gesagt, zur Ko-
alitionsvereinbarung. Dann müsste Herr Kleen hier
erklären, dass er ganz neue Erkenntnisse hat, die
diesen Passus in der Koalitionsvereinbarung hinfäl-
lig werden lassen. Diesen Grund erkenne ich zur-
zeit allerdings nicht.

(Abg. T e i s e r  [CDU]: Also reine Wich-
tigtuerei!)

Deswegen denke ich auch, dass es in dieser Kons-
tellation im Verfassungsschutz zunächst einmal so
weitergehen wird.

(Beifall bei der CDU)
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Vizepräsident Dr. Kuhn: Das Wort hat Herr Sena-
tor Dr. Schulte.

Senator Dr. Schulte *): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich bedanke mich für die Debatte,
die im Wesentlichen doch unterstrichen hat, dass die
Arbeit des Landesamtes für Verfassungsschutz ge-
würdigt wird, dass gesehen wird, dass dort für un-
sere verfassungsrechtliche Grundordnung vernünf-
tige Arbeit geleistet und dass dies auch nicht be-
zweifelt wird. Ich lasse jetzt einmal die Rede von
Herrn Tittmann weg, die kann man auch weglas-
sen, deshalb brauche ich nicht darauf einzugehen.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]:  Wenn  Ihr  Herr  Herderhorst  die
Grünen als Verfassungsfeinde bezeichnet!
— Abg. T e i s e r  [CDU]: Das hat er nicht

gemacht!)

Sie sind sicherlich in der Lage, sich selbst zu weh-
ren! Frau Linnert, ich möchte feststellen, dass auch
Herr Güldner gesagt hat, dass es hier keine Gra-
benkämpfe gibt, es soll aber auch keine semanti-
schen Spitzfindigkeiten geben.

Herr Güldner, wenn Sie die Antwort des Senats
so verstehen, dass sozialdemokratische, christdemo-
kratische und liberale Innensenatoren dafür gesorgt
haben, dass sich die Personaldecke um 50 Prozent

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: So war es!)

reduziert hat und daraus abzuleiten ist, dass ein ge-
ringerer Stellenwert dieses Amtes zu erkennen ist,
dann muss ich das eindeutig zurückweisen. Das Lan-
desamt leidet genauso unter den Personalentwick-
lungszahlen, wie wir sie in anderen Ämtern haben.

Ich möchte für mich feststellen, dass wir das Lan-
desamt für Verfassungsschutz weiterhin als wichti-
ge Säule in unserem System brauchen. Die Arbeit
ist, auf Gefahren, auf links- und rechtsextreme Ten-
denzen aufmerksam zu machen, aber nicht nur auf
die, sondern — alle Mitglieder der PKK wissen das
— auch auf andere Tendenzen, die sich hier verfas-
sungskritisch betätigen. Ich denke an die Scientolo-
gy-Kirche. Auch das wird aufmerksam beobachtet,
und das ist gut so!

Ich glaube auch, dass die sachliche Art der Bera-
tung in der PKK dazu beiträgt, dass die Arbeit des
Verfassungsschutzes in der politischen Diskussion
nicht überdimensioniert wird, und das, glaube ich,
tut  der  Arbeit  gut.  Deshalb,  Herr  Abgeordneter
Kleen, möchte ich noch einmal unterstreichen, dass
ich  keine  Veranlassung  sehe,  eine  Änderung  der
Strukturen vorzunehmen. Wir werden darüber aber
sicherlich noch einmal diskutieren.
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Ich glaube, gerade in einer Zeit, in der wir auch
in anderen Bereichen unserer verschiedenen Dienst-
leistungsebenen zwischen dem, was ministerielle
Aufgaben und was operative Aufgaben sind, diffe-
renzieren, ist es gut, wenn bestimmte Aufgaben nicht
direkt in einer senatorischen Behörde, sondern in
einem Ressort insgesamt wahrgenommen werden.
Es ist sicherlich richtig, das Landesamt für Verfas-
sungsschutz da zu lassen, wo es zurzeit ist, nämlich
als eigenständiges Amt abseits von einer unmittel-
baren senatorischen Behörde. Ich glaube, dass die
gute Arbeit, die dort geleistet worden ist, auch ein
Beweis dafür ist, dass wir es so belassen sollten.

(Beifall bei der CDU)

Ich sehe insofern keinerlei Anlass, dies zu ändern.
Ich möchte aber gern dieses Thema weiterhin mit
Ihnen in der PKK diskutieren.

Ich möchte kurz noch einmal auf die Bedeutung
der organisierten Kriminalität eingehen! Auch das
ist ein Thema gewesen, das die CDU-Fraktion zum
Punkt ihrer Großen Anfrage gemacht hat. Ich möchte
Sie auf das stoßen, was Bundesinnenminister Schily
gerade in den letzten Tagen über die Bedeutung der
organisierten Kriminalität in Deutschland veröffent-
licht hat. Er hat darauf hingewiesen, dass dort ge-
waltige Entwicklungen und Gefahren auf uns zu-
kommen und dass wir insgesamt das Thema der or-
ganisierten Kriminalität sehr aufmerksam beobach-
ten müssen. Wir müssen uns hier auch darüber klar
werden, dass es Lücken gibt. Darauf hat der Senat
in seiner Antwort hingewiesen, dass wir Lücken im
Bereich des Vorfelds der organisierten Kriminalität
haben, die nach dem bisher geltenden Recht die Po-
lizei allein nicht schließen kann.

Wenn wir also feststellen, dass es eine Bundes-
und eine Landesaufgabe bei der Bekämpfung der
organisierten Kriminalität gibt und dass mit gelten-
dem Recht die Polizei diese Vorfeldproblematik nicht
allein lösen kann, müssen wir uns die Frage stellen,
wie wir Lücken schließen können. Da hat Ihnen der
Senat in seiner Antwort gesagt, dass wir gemein-
sam prüfen wollen, wie wir diese Lücken schließen
können, entweder durch eine Verbesserung der Ar-
beit der Polizei oder durch eine neue Kompetenzzu-
weisung an die Verfassungsschutzorgane.

Ich neige, auch nach der Diskussion in der Innen-
ministerkonferenz, der Meinung zu, dass es sinn-
voll ist, der Verfassungsschutzbehörde hier mehr
Kompetenzen einzuräumen. Ich beobachte mit gro-
ßem Interesse die Diskussionen, die in anderen Bun-
desländern geführt werden. Ich glaube, wir sollten
uns den Erfahrungen, die in anderen Bundesländern
gemacht werden, nicht verschließen. Ich möchte Sie
herzlich einladen, sich diese Erfahrungen anzu-
schauen und dann mit mir gemeinsam darüber nach-
zudenken, ob es eine Chance gibt, auch hier der
Verfassungsschutzbehörde eine neue Kompetenzzu-
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weisung zu geben. Das muss aber in Ruhe geprüft
und diskutiert werden.

Ich sage Ihnen zu, dass wir Ihnen ein novelliertes
Verfassungsschutzgesetz  in  Bremen  zuleiten  wer-
den, das insbesondere die datenschutzrechtlichen
Auflagen, die wir zu erfüllen haben, berücksichti-
gen soll. Das befindet sich zurzeit in der Vorberei-
tung mit den anderen Häusern und wird Ihnen si-
cherlich im Herbst noch zugehen. — Vielen Dank
für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Vielen Dank,
Herr Senator, für die ebenfalls sachliche Debatte!
Ich glaube, dass der letzte Punkt natürlich in der Tat
sehr genau zu prüfen sein wird. Da gibt es auch noch
unterschiedliche Auffassungen im Hause. Das wer-
den wir in den entsprechenden Gremien tun.

Ich wollte nur noch einmal gern auch an die Adres-
se von Herrn Herderhorst sagen: Wer prüfen will,
ob 3,6 Millionen DM im Jahr und 38 Planstellen sinn-
voll in diesem Land eingesetzt sind, steht nicht nur
auf dem Boden der Verfassung, sondern auch mit-
ten auf dem Boden des Bürgerwillens in dieser Stadt.
— Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Ant-
wort des Senats, Drucksache 15/369, auf die Große
Anfrage der Fraktion der CDU Kenntnis.

Selbsthilfe im Gesundheitswesen

Große Anfrage der Fraktionen
der CDU und der SPD

vom 18. Mai 2000
(Drucksache 15/317)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 6. Juni 2000

(Drucksache 15/370)

Dazu  als  Vertreter  des  Senats  Frau  Senatorin
Adolf, ihr beigeordnet Staatsrat Dr. Knigge.

Frau Senatorin, wünschen Sie die Antwort zu wie-
derholen? — Das ist nicht der Fall.

Ich gehe davon aus, dass in eine Aussprache ein-
getreten werden soll. — Das ist der Fall.

Damit ist die Aussprache eröffnet.

Das Wort hat die Abgeordnete Frau Haker.

Abg. Frau Haker (CDU): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Die CDU hat die Große Anfra-
ge „Selbsthilfe im Gesundheitswesen“ eingebracht,
um  einmal  zu  hinterfragen,  was  in  diesem  Be-
reich vorhanden ist und was geleistet und gefördert
wird.

(Präsident W e b e r  übernimmt wieder
den Vorsitz.)

Die CDU hat sich immer für ein eigenverantwort-
liches Gesundheitssystem eingesetzt. Dazu gehören
verantwortliches Verhalten und Handeln aller Be-
teiligten. Im Mittelpunkt steht dabei die Prävention
von Gesundheit. Hierzu können wir, wie auch in der
Antwort des Senats zu lesen ist, in Bremen und Bre-
merhaven  auf  ein  gut  ausgebautes  System  von
Selbsthilfegruppen, Initiativen der Kassen, Ärzte und
Krankenhäuser,  ergänzt  durch  das  staatliche  Ge-
sundheitswesen, zurückgreifen.

Selbsthilfe ist zu einem festen Standbein in der
gesundheitlichen und sozialen Versorgung gewor-
den. Sie ist eine wichtige ergänzende Hilfe zur pro-
fessionellen Hilfe, aber keinesfalls als Ersatz im Ge-
sundheitssystem zu sehen. Freiwilligenarbeit und
Ehrenamt im Gesundheitswesen, für die sich vor-
wiegend Frauen zur Verfügung stellen, können im-
mer nur ergänzend sein. Diese Arbeit ist die Sahne
im Kaffee.

Die CDU-Fraktion will hier noch einmal deutlich
darauf hinweisen, dass das Gesundheitssystem ohne
diese Selbsthilfe nicht denkbar wäre. Die Hilfesu-
chenden treffen in den Gruppen auf Menschen, die
die gleichen Schwierigkeiten und Probleme haben,
mit denen sie Erfahrungen austauschen können. Sie
merken sehr schnell, dass sie mit ihren Problemen
nicht allein dastehen. Von solchen kritischen Lebens-
lagen kann jeder von uns betroffen sein oder wer-
den.

Nach Meinung der CDU-Fraktion ist es Aufgabe
einer jeden demokratischen Gesellschaft, die inno-
vativen Kräfte der Selbsthilfe zu unterstützen und
zu fördern.

(Beifall bei der CDU)

Wir müssen den Menschen, die sich engagieren wol-
len, auch entsprechende Möglichkeiten dafür eröff-
nen. Damit das zuverlässig funktioniert, brauchen
wir  einfache  und  klare  Förderstrukturen,  um  die
knappen öffentlichen Mittel effektiv einsetzen zu
können.
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Zur Unterstützung bestimmter Projekte können
neben den Haushaltsmitteln ergänzend auch Wett-
mittel eingesetzt werden. Jede geförderte Mark im
Bereich der Selbsthilfe erzeugt einen dreifachen Ef-
fekt. Einmal hilft sie dem Einzelnen, sie hilft der
Gruppe, sie hilft den Krankenkassen und auch der
Gesellschaft, die davon profitieren. Die CDU-Frak-
tion setzt sich dafür ein, den Bereich der Selbsthilfe
dauerhaft mit einem eigenen Budget abzusichern.

(Beifall bei der CDU)

Aus der Antwort des Senats geht hervor, dass die
genaue Anzahl der Selbsthilfegruppen im Bereich
Gesundheit für das Land Bremen nicht bekannt ist.
Es wird aber von zirka 600 Gruppen ausgegangen.
Zusammengefasst schätzt man, dass sich etwa 40 000
Bremerinnen und Bremer im Selbsthilfebereich en-
gagieren. Nach Meinung der CDU-Fraktion dürfen
wir auf das Engagement und auf die Kompetenz die-
ser Menschen nicht verzichten.

(Beifall bei der CDU)

Für die Hilfesuchenden gilt es, sich fachliche Kom-
petenz anzueignen, Wege aufzuzeigen, bei welcher
Behörde was, wann und wo beantragt werden kann.
Bei meinen Gesprächen mit Selbsthilfegruppen wur-
de mir oft gesagt, dass die Frauen, Männer und Kin-
der  erst  in  der  Gruppe  gelernt  haben,  mit  ihrer
Krankheit besser umzugehen. Allein schon unter die-
sem Aspekt ist oft eine deutliche Verbesserung des
Allgemeinbefindens zu verzeichnen. Die Betroffe-
nen bekommen dort gezielte Anregungen, was sie
in ihrem täglichen Ablauf anders machen können,
um mit ihrem Problem besser fertig zu werden. Jede
positive wie auch negative Erfahrung, die der Ein-
zelne mit seiner Krankheit gemacht hat, kommt so-
mit anderen zugute.

Gerade der Verlust an Selbstbestimmungs- und
Entfaltungsmöglichkeiten kann schon krankheitsför-
dernd wirken. Ein geselliges Vereinsleben gehört
deshalb auch bei vielen Gruppen dazu. Neben ver-
schiedenen Angeboten werden auch Fahrten unter-
nommen, die verbunden sind mit Fachvorträgen von
kompetenten Ärzten, so wie zum Beispiel die Asth-
ma-Selbsthilfegruppe  dies  praktiziert.  Für  Men-
schen, die sich zurückgezogen haben, ist dieser Nut-
zen gar nicht hoch genug einzuschätzen. Bei chro-
nischen Erkrankungen hat sich gezeigt, dass in ei-
ner Selbsthilfegruppe durch die aktive Mitwirkung
der Erkrankten wirkungsvoll der Krankheit begeg-
net werden kann.

Die CDU-Fraktion setzt sich für eine stadtteilori-
entierte Selbsthilfe ein, bei der auch das soziale Um-
feld einbezogen werden kann. Die Beiräte vor Ort
sollten wir auch einbeziehen.

(Beifall bei der CDU)

Es erscheint uns als sehr wichtig, dass für die
Gruppen ein gewisses Maß an professioneller Bera-
tung vorhanden sein muss, damit sie ihrerseits auch
ihre Erfahrungen mit diesen bündeln können. In
Bremen sind das neben dem Gesundheitsamt das
„Netzwerk Selbsthilfe e. V.“. Durch die Einbindung
der paritätischen Wohlfahrtsverbände mit ihrem Be-
reich der Selbsthilfe erfolgt eine weitere Konzentra-
tion. Hier sei zum Beispiel aufgeführt das Frauen-
gesundheitszentrum, der Gesundheitstreffpunkt in
Tenever und der Gesundheitstreff West für Selbst-
hilfegruppen.

Qualitätskontrolle muss nach Auffassung der CDU
gewährleistet sein. Die unabhängige Patientenbe-
ratungsstelle kann für die Selbsthilfegruppen ein
weiterer Partner sein. Die kontinuierliche Fortschrei-
bung des Selbsthilfewegweisers ist für die Bevölke-
rung eine gute Hilfe, die wir sehr begrüßen. Die
Ausrichtung eines Selbsthilfetages alle zwei Jahre
möchte die CDU-Fraktion besonders hervorheben.
Sie finden dort die Darstellung der eigenen Leistun-
gen der einzelnen Gruppen und ihrer Kompetenz
auf den verschiedenen Gebieten, die gar nicht hoch
genug eingeschätzt werden kann. Schauen Sie sich
dort einmal um, und Sie werden sehen, wie groß das
Potential der Selbsthilfe in Bremen ist!

(Beifall bei der CDU)

Im Namen der CDU-Fraktion möchte ich heute
die Gelegenheit nutzen, den Frauen und Männern,
die sich für die Gesellschaft unentgeltlich, freiwillig
und ehrenamtlich auf diesem Gebiet engagieren, un-
seren Dank auszusprechen.

(Beifall bei der CDU)

Zunehmend weisen sowohl Ärzte als auch Thera-
peuten auf den Nutzen von Selbsthilfeaktivitäten als
Ergänzung zur professionellen Versorgung hin, was
wir als CDU sehr begrüßen.

Die Konzentration der Selbsthilfegruppen in Mit-
te, West und Ost hat mit der Bevölkerungsdichte be-
ziehungsweise mit der guten Erreichbarkeit in die-
sen Regionen zu tun. Die 67 Gruppen, 49 aus Bre-
men und 18 in Bremerhaven, die nach Antwort des
Senats im Jahre 1999 Fördergelder erhalten haben,
weisen ein breites Spektrum auf. Unsere finanzielle
Haushaltslage  zwingt  uns  aber  dazu,  genau  zu
schauen, um Doppelförderung im Bereich der Selbst-
hilfe unbedingt zu vermeiden. Dies ist kein Miss-
trauen, wir sind es allen Gruppen schuldig, die Mit-
tel so gerecht wie möglich zu verteilen. Die zukünf-
tige weitere Unterstützung der Krankenkassen zur
Förderung der Selbsthilfe darf aber nicht dazu füh-
ren, dass andere Fördergelder reduziert werden.

Die Möglichkeiten der Selbsthilfegruppen sind
groß. Sie haben aber auch Grenzen. Es können nicht
alle Probleme gelöst werden, das habe ich oftmals
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in solchen Gruppen erfahren. Sie geben aber nicht
auf, sie machen trotzdem weiter. Die Gesundheits-
politik sollte die Erfahrungen der Selbsthilfe als Ide-
engeber aufnehmen und die Behörden ihrerseits die
Kompetenz der Selbsthilfe in ihre Beratungsange-
bote und in die Arbeit integrieren. Wir können mit
der öffentlichen Förderung Anerkennung und Wert-
schätzung  den  Frauen  und  Männern,  die  sich  in
Selbsthilfegruppen engagieren, zum Ausdruck brin-
gen. — Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Arnold-Cramer.

Abg. Frau Arnold-Cramer (SPD): Herr Präsident,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Zei-
ten ändern sich. Früher waren sie die Nörgler, die
Beratungsresistenten, die Besserwisser. Heute sind
die Patientenorganisationen und -initiativen zu ei-
ner bedeutenden Säule in unserem Gesundheitswe-
sen gewachsen und allseits akzeptiert.

(Zurufe vom Bündnis 90/Die Grünen)

Selbsthilfe, Eigeninitiative, das Leben in die eige-
ne Hand nehmen, selbst verantwortlich zu sein für
sich,  die  eigene  Krankheit,  das  Handicap!  Der
Hauptansatzpunkt der Gruppen besteht darin, Be-
troffenen wieder Vertrauen in ihre Fähigkeiten und
Möglichkeiten zu geben. Dadurch wird das Selbst-
wertgefühl der Patientinnen und Patienten deutlich
erhöht, sie werden aktiver und selbstbewusster, für
Dritte aber auch unbequemer und weniger ange-
passt.

(Beifall bei der SPD)

Auch unsere Ämter haben hier so ihre Erfahrun-
gen machen müssen. Zustehende Leistungen wer-
den häufiger und vor allem konsequenter eingefor-
dert und notfalls eingeklagt. Über die Arbeit in den
Gruppen entstehen Erfahrungen über die psychi-
schen und sozialen Folgen von gesundheitlichen
Problemen, die durch gegenseitige Hilfe abgemil-
dert werden können. Viele Menschen lernen über
den Erfahrungsaustausch mit anderen Betroffenen
ihre Krankheit besser zu verstehen und entwickeln
mehr Eigenverantwortlichkeit für ihr gesundheitli-
ches Wohlergehen. Dies hatte zur Folge, dass die
Strukturen und Methoden unseres Gesundheitswe-
sens in Frage gestellt und Alternativen gefunden
wurden. Patientenrechte, die bisher nur auf dem
Papier existierten, wurden endlich eingefordert und
vielfach, wenigstens in Teilbereichen, umgesetzt.

(Beifall bei der SPD)

Bislang war das Gesundheitswesen von der ein-
seitigen Expertenschaft der Professionellen domi-
niert. Die Selbsthilfeinitiativen mussten lange um
ihre Akzeptanz kämpfen, um als gleichberechtigte
Partner akzeptiert zu werden. Besonders bei selte-
nen Erkrankungen haben die Mitglieder oft einen
höheren Informationsstand als viele Mediziner. Das
in den Selbsthilfeinitiativen entstandene Fachwis-
sen ist, und das wird allgemein anerkannt, eine sinn-
volle Ergänzung zum Fachwissen von Ärztinnen und
Ärzten und anderen Professionellen. So hat die Ent-
wicklung der Selbsthilfe im Gesundheitsbereich in
den letzten Jahren ganz wesentlich zu einer Verän-
derung in unserem Gesundheitswesen beigetragen.

(Beifall bei der SPD)

Dennoch ist bei allen Veränderungen, die die Ge-
sundheitsinitiativen bisher bewirkt haben, um ehr-
lich zu bleiben, ihr Einfluss immer noch sehr gering.
Worin liegen die Gründe, und wie sieht es in Bre-
men aus?

Die Arbeit der Selbsthilfegruppen kostet Geld.
Somit steht die Frage nach der finanziellen Förde-
rung an erster Stelle. Hier handelt es sich in der Re-
gel um kleinere Beträge für einzelne Initiativen. 71
Gruppen werden in Bremen gefördert, im Jahr 1999
erhielten sie 596 000 DM. Die Pharmakonzerne sind
zum Teil recht großzügige Unterstützer der für sie
interessanten Selbsthilfegruppen. Die Unterstützung
birgt allerdings die Gefahr der Abhängigkeit und
ist nur vereinzelt und sehr kontrolliert anzunehmen.
So bleiben den meisten Initiativen der Mitglieder-
beitrag, die Spenden oder die Unterstützung der öf-
fentlichen Hand.

Den Kommunen, so auch Bremen und Bremerha-
ven, obliegt die möglichst kleinräumige Förderung
der  Gesundheitsinitiativen,  um  das  Engagement
möglichst vieler Bürgerinnen und Bürger in der Ge-
sundheitsförderung zu unterstützen, denn je näher
das Problem bearbeitet werden kann, desto größer
ist das Interesse der Einzelnen, sich aktiv einzubrin-
gen. So sind die 71 geförderten Gruppen in Bremen
über die gesamte Stadt verteilt. Gerade diese Viel-
falt zeichnet die kommunale Selbsthilfeförderung
aus. Zu der Förderung in Bremen gehört auch die
Unterstützung einer Stelle, hier dem Verein „Netz-
werk Selbsthilfe“, die quasi als Serviceeinrichtung
für Rat suchende Selbsthilfegruppen fungiert und bei
organisatorischen und finanziellen Fragen helfend
zur Seite steht.

Nicht zu vernachlässigen ist hier die Beratung und
Unterstützung von Rat suchenden Bürgerinnen und
Bürgern,  wie  aber  auch  die  Öffentlichkeitsarbeit
ganz  allgemein.  Untersuchungen  haben  ergeben,
dass 25 Prozent der Bundesbürger noch von keiner
Selbsthilfegruppe gehört haben, 29 Prozent kennen
gerade einmal eine oder zwei Gruppen. Für Betrof-
fene ist es deswegen nicht immer leicht, die richtige
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Gruppe zu finden. Neben dem „Netzwerk Selbst-
hilfe“ übernimmt das Gesundheitsamt in Bremen ei-
ne zentrale Aufgabe der Informationsvermittlung.

Nicht überall selbstverständlich ist die in Bremen
praktizierte  Beteiligung  beziehungsweise  Mitwir-
kung der Betroffenen bei der Vergabe der Mittel.
Diese Beteiligung hat sich bewährt und garantiert
die Vielfalt der geförderten Gruppen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Eine  andere  wichtige  Finanzierungsquelle  für
Selbsthilfegruppen sind die Krankenkassen. Sie ha-
ben bisher auf freiwilliger Basis, mal mehr, mal we-
niger großzügig, die Selbsthilfe unterstützt, und dies
nicht nur aus purer Wohltäterschaft. Die Kranken-
kassen sind ganz eindeutig diejenigen, die von der
Arbeit der Selbsthilfegruppen am meisten profitie-
ren. Deswegen ist es schlussendlich nur logisch und
konsequent, wenn den Krankenkassen ein bestimm-
ter finanzieller Beitrag zur Förderung der Selbsthil-
fe im Gesundheitsbereich abverlangt wird.

(Beifall bei der SPD)

Dies wurde mit der Gesundheitsreform zum 1. Ja-
nuar 2000 umgesetzt. Eine DM pro Mitglied im Jahr
werden die Kassen insgesamt zu den Initiativen auf
Bundes- und Landesebene sowie kommunaler Ebe-
ne zur Verfügung stellen. Nachdem die Spitzenver-
bände der Krankenkassen mit Vertretern der Selbst-
hilfe die Grundsätze zur Selbsthilfeförderung ver-
abschiedet haben, kommt es nun darauf an, diese
auch in Bremen umzusetzen. Ausdrücklich aufge-
nommen in den Förderungskatalog sind die Kontakt-
stellen, wie in Bremen das schon erwähnte „Netz-
werk Selbsthilfe“.

Ich möchte Sie bitten, Frau Senatorin, bei den
Verhandlungen mit den Vertretern der Kassen zu
erörtern, welche Möglichkeiten es gibt, die Inan-
spruchnahme dieser Fördermittel umzusetzen, um
eine Kontaktstelle in Bremen-Nord wieder aufleben
zu lassen. Auch wenn im letzten Jahr „nur“ 13 Grup-
pen aus Bremen-Nord die Förderung der Stadt in
Anspruch genommen haben, so sind die Selbsthil-
feaktivitäten doch wesentlich größer, als das aus die-
ser Zahl abgeleitet werden kann, denn für viele
Menschen in Bremen-Nord mit einer gesundheitli-
chen Beeinträchtigung oder mit einem Handicap ist
es nur unter sehr großer Mühe möglich, den Weg
nach Bremen auf sich zu nehmen.

Für  die  SPD-Fraktion  hat  die  Förderung  von
Selbsthilfegruppen  im  Gesundheitswesen  einen
ganz besonderen Stellenwert. Uns ist wichtig, dass
die Arbeit entsprechend ihrem gesellschaftlichen
Stellenwert auch weiterhin im bestehenden Umfang
unterstützt werden muss.

(Beifall bei der SPD)

Wir  wollen  auch  zukünftig  sicherstellen,  dass
Ideen, Fachwissen und gesundheitspolitische Quer-
denker  bei  der  Fortentwicklung  unseres  Gesund-
heitswesens Berücksichtigung finden. — Danke!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Hoch.

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen) *): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Seit Anfang
der siebziger Jahre ist eine zunehmende Entwick-
lung von Selbsthilfegruppen, Selbsthilfeorganisatio-
nen und Selbsthilfekontaktstellen zu verzeichnen.
Auch in Bremen hat sich ein fast flächendeckendes
Selbsthilfeangebot gebildet. Das ist gut so!

Selbsthilfegruppen und -institutionen haben sich
gegründet und gleichen Versorgungsdefizite aus.
Das heißt, sie gleichen Defizite aus und verbessern
somit die gesundheitliche Infrastruktur. Die Selbst-
hilfe hat nicht nur die Aufgabe, Bürgerinnen und
Bürger zu beraten und Wege zur Verbesserung der
persönlichen Lage aufzuzeigen, sondern sie ist auch
ein gesundheitspolitischer Faktor auf dem Weg zu
einem fortschrittlichen Gemeinwohl.

Leider war in der Antwort des Senats dieser Stel-
lenwert nicht zu finden. Es ist jedoch wichtig, den
hohen Stellenwert der Selbsthilfe nicht nur verbal
anzuerkennen, sondern ihn auch finanziell abzusi-
chern. Diese Absicherung, besonders von Projekten,
ist in unserem Bundesland in wesentlichen Teilen
durch die Ampelregierung erfolgt. Vorher wurde die
Selbsthilfe größtenteils durch zeitlich befristete Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen ausgestattet. Das be-
deutete, dass die Gruppen und Institutionen nicht
langfristig planen konnten und dass der personelle
Wechsel immer wieder zu Stockungen durch neue
Einarbeitungszeiten führte.

Die Selbsthilfe, meine Damen und Herren, ist ein
wichtiger Teil der Allgemeingesundheit. Das wurde
auch so in der Gesundheitsreform gesetzlich festge-
legt, und zwar im Paragraphen 20, Selbsthilfeförde-
rung. Daran waren wir, Bündnis 90/Die Grünen, sehr
stark beteiligt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das wissen Sie ja wohl alle, und die Diskussion ha-
ben wir ja auch hier geführt. Die Selbsthilfeförde-
rung ist da erst wieder zur gesetzlichen Pflichtauf-
gabe geworden.

Diese gesetzliche Aufgabe ist aber nicht nur mo-
mentane Absicherung und Stärkung der Selbsthil-
fe, nein, sie hat auch einen zukunftsorientierten As-
pekt, denn die veränderte Lebensweise der Bevöl-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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kerung, etwa die Zunahme von Single-Haushalten
und anderen alternativen Lebensführungen, verlan-
gen in der Zukunft neue Unterstützungsangebote für
ein eigenbestimmtes Leben. Die traditionellen Net-
ze wie Familien- und Nachbarschaftshilfe schrump-
fen, ob wir das gut finden oder nicht. Deshalb ist es
eine gemeinschaftliche Aufgabe für heute und für
morgen, das Selbsthilfenetz auszubauen und abzu-
sichern. Ich denke, das steht, meine Damen und Her-
ren von CDU und SPD, auch in Ihrer Koalitionsver-
einbarung. Trotzdem haben Sie aber eine fünfund-
zwanzigprozentige Kürzung im Zuwendungsbereich
bis zum Jahr 2005 beschlossen. Das ist nicht zu ver-
stehen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Bündnis 90/Die Grünen hält diese Kürzung nicht für
eine Akzeptanz und Stärkung der Selbsthilfe, son-
dern für eine unverantwortliche Schwächung die-
ses Bereichs.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Auch das stärkere Engagement der Krankenkas-
sen bei der Förderung darf auf keinen Fall zu einem
Rückzug der öffentlichen Hand sowie anderer Sozi-
alleistungsträger führen, denn das ist nicht der Sinn
dieses Teils des Gesetzes. Das widerspricht auch dem
dritten Bremer Selbsthilfebericht, der den verschie-
denen  Deputationen  vorgelegt  worden  ist.  Darin
steht erstens, und das unterstützen wir, dass gerade
in Zeiten, in denen Fördermittel nur unter besonde-
ren  Bedingungen  eingeworben  werden  können,
Selbsthilfeförderung von den Sparvorhaben ausge-
nommen werden muss. Nein, sie muss sogar ausge-
weitet werden, damit noch mehr Menschen der An-
reiz geboten wird, ihre Geschicke in die eigenen
Hände zu nehmen. Das trifft voll auf unsere Zustim-
mung.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Zweitens wird in dem Selbsthilfebericht heraus-
gestellt, dass besonders im Sinne von Bürgerorien-
tierung die Förderung von Flexibilität der Selbsthil-
fe unbedingt erhalten bleiben muss. Auch das ist zu
unterstützen. Drittens: Die regionale Orientierung
ist besonders wichtig, denn nur durch sie können
benachteiligte Stadtteile gestärkt werden. Viertens
wird herausgestellt, dass Selbsthilfe und ehrenamt-
liches Engagement in Zukunft ein Baustein im Ge-
samtsystem sein muss. Es gibt noch einige andere
Empfehlungen, die wir inhaltlich auch unterstützen.
Bündnis 90/Die Grünen fordert Sie auf, folgen Sie
diesen  Empfehlungen  des  Bremer  Selbsthilfebe-
richts, dann sind Sie auf einem guten Weg!

Selbsthilfe braucht keine Verbalakrobatik. Sie ist
nicht der Zirkus der Illusionen und des Schönredens.

Wir sind hier ganz nah am Menschen und seinem
Hilfebedarf und ganz hautnah an einer emanzipa-
torischen  Stellung  des  Gesundheitssystems.  Das
heißt aber auch, dass die Betroffenen an der Erar-
beitung der Grundsätze ihrer Selbsthilfe zu beteili-
gen sind. Das ist auf Bundesebene geschehen, doch
in Bremen fehlt das noch. Gespräche fanden statt,
doch ohne Beteiligung der Selbsthilfegruppen. Das
Pferd wurde gesattelt und startet zum Rennen, doch
der Reiter sitzt nicht im Sattel, sondern läuft hinter-
her.

(Abg. Karl Uwe O p p e r m a n n  [CDU]:
Das ist aber gut für das Pferd!)

Das mag sein, wahrscheinlich auch für den Rei-
ter, das macht ja schlank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Meine Damen und Herren, geben Sie den Selbst-
hilfegruppen und -verbänden ein deutliches Signal,
indem Sie sie an den Entscheidungsprozessen be-
teiligen, und machen Sie die Grundsätze der Förde-
rung transparent! Loben Sie nicht nur die Arbeit der
Selbsthilfegruppen, sondern stärken Sie ihre Arbeit,
indem Sie sie beteiligen! Das ist der richtige Weg,
den wir gemeinsam gehen müssen.

In der Antwort auf die Große Anfrage zur Selbst-
hilfe im Gesundheitswesen verweisen Sie darauf,
dass vorhandenes Know-how und bereits vorhan-
dene Strukturen genutzt werden sollen. Doch was
machen Sie konkret? Sie schließen die Beteiligten
aus. Korrigieren Sie diesen Kurs! Beziehen Sie end-
lich die Selbsthilfegruppen in diese Gespräche ein!
Dazu gehören auch die Erfahrungen und Erkennt-
nisse der Selbsthilfe, die in einem regelmäßigen Aus-
tausch auf Ressortebene Einfluss nehmen müssten.
Nach vielen Gesprächen mit den Organisationen ist
auch dieser Austausch nicht kontinuierlich und so-
mit für die Zukunft dringend zu verbessern.

Lassen Sie mich als Bremerhavenerin noch eini-
ge Details zur Selbsthilfe in der Schwesterstadt Bre-
mens  sagen!  Auch  in  Bremerhaven  gibt  es  viele
Menschen, die sich in der Selbsthilfe organisieren.
Wenn wir uns jedoch vor Augen führen, dass die
Dachorganisation der Bremerhavener Selbsthilfe-
gruppen,  der  Bremerhavener  Topf,  jährlich  nur
knapp  100 000  DM  zur  Verfügung  hat,  so  wird
schnell klar, dass der Löwenanteil der Arbeit nur eh-
renamtlich geleistet werden kann. Auch das ist Fakt,
dass es schon große Schwierigkeiten bei der Bean-
tragung von Fördermitteln gibt. Fehlende Hilfestel-
lung bei den Formalitäten und fehlende personelle
Infrastruktur erschweren die so wichtige Arbeit. Bre-
merhaven braucht auch eine Koordinierungsstelle,
ähnlich wie das Netzwerk in Bremen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 15. Wahlperiode – 20. Sitzung am 05. 07. 00 1473

Der Angestellte des Bremerhavener Topfes mit sei-
nen wenigen Wochenarbeitsstunden kann das nicht
leisten.

Ich denke, meine Damen und Herren, in der Stadt
Bremerhaven muss hier noch einiges verbessert wer-
den, um die Selbsthilfe in ihren wichtigen Funktio-
nen zu stärken. In Bremerhaven arbeiten nicht 18,
sondern 29 Gruppen im Bereich Gesundheit — nicht
alle sind gefördert, aber 29 arbeiten in dem Bereich
—, und es ist dringend erforderlich, dass auch sie in
diesem Bereich in einer Koordinierungsstelle ihre
Hilfe finden. Umso wichtiger ist es, wenn wir die so-
zialen Probleme der Schwesterstadt betrachten.

Hier in Bremen haben wir eine vielfältige Palette
von Selbsthilfeangeboten mit hohem Stellenwert, das
haben wir heute schon mehrmals gehört. Lassen Sie
mich noch ein Beispiel hinzufügen, und zwar das
Beispiel  der  Asbestosegruppe!  Hier  haben  Men-
schen jahrzehntelang auf Werften mit gesundheits-
schädlichen  Materialien  gearbeitet  und  sind  er-
krankt. Sie haben mutig und intensiv für die Aner-
kennung ihrer Erkrankung als Berufskrankheit ge-
kämpft. Sie haben dafür gekämpft, dass sie eine
Rente bekommen und dass ihre Familien nach ih-
rem Tod abgesichert werden. Sie haben mit Weit-
sicht ihren Kampf bundesweit geführt, damit ande-
re Werftarbeiter diesen beschwerlichen Weg nicht
allein gehen müssen. Auch das ist Selbsthilfe im Ge-
sundheitsbereich.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

In der Antwort wird die Zusammenarbeit zwischen
den Krankenhäusern und den Selbsthilfegruppen
nur damit beschrieben, dass es eine Schlaganfall-
gruppe gibt. Das ist nicht ganz richtig! Im Kranken-
haus St.-Jürgen-Straße ist eine Mitarbeiterin dafür
zuständig, die Koordination mit den Selbsthilfegrup-
pen zu organisieren. Sie wäre auch ganz gern ge-
fragt  worden  bei  der  Beantwortung  dieser  An-
frage.

Meine  Damen  und  Herren,  ich  möchte  zum
Schluss noch einmal ganz deutlich betonen, wie
wichtig die Selbsthilfe gesundheitspolitisch ist. Sie
ist wichtig, weil sie alle Bereiche im menschlichen
Leben betrifft. Selbsthilfe ist eine Querschnittsauf-
gabe und kann nicht nur begrenzt auf Teilbereiche
der Gesundheit gesehen werden, denn, meine Da-
men und Herren, die Gesundheit eines Menschen
ist immer unter verschiedenen Aspekten zu sehen,
dazu gehören das Wohnen, das soziale Umfeld, der
Arbeitsbereich, die Schule und so weiter.

(Glocke)

Diese  Vielfältigkeit  macht  die  Vielfältigkeit  der
Selbsthilfe notwendig. Ich fordere Sie nochmals auf,
folgen Sie tatkräftig den Empfehlungen des vorlie-

genden Berichtes, dann sind wir auf einem guten
Wege! — Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das
Wort Frau Senatorin Adolf.

Senatorin Adolf: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Die gesundheitliche Selbsthilfe spielt
natürlich eine bedeutsame Rolle auch im Bremer Ge-
sundheitswesen, darauf haben meine Vorrednerin-
nen bereits hingewiesen. Wir haben in Bremen un-
zweifelhaft eine sehr gute medizinische Versorgung.
Gleichwohl gilt es, unabhängig davon bei einer
Krankheit eigene Kompetenzen im Umgang mit der
Erkrankung zu erwerben und dann zu stärken und
dies möglichst optimal im Rahmen von organisier-
ten Selbsthilfegruppen zu gestalten, also im Kreise
von ebenfalls Erkrankten beziehungsweise Betrof-
fenen im Sinne eines regelmäßigen Austausches und
der gegenseitigen Unterstützung. Natürlich führt ein
solcher Austausch zu einem besseren Verständnis
für die eigene Erkrankung. Im Interesse aller Be-
troffenen werden vorhandene Erkenntnisse, zum
Beispiel über optimale Behandlungsmethoden, von
den Beteiligten zusammengetragen und im Sinne
einer gegenseitigen Unterstützung für den einzel-
nen Betroffenen dann auch nutzbar gemacht.

Daneben gibt es bei der Selbsthilfe natürlich auch
bedeutende gesundheitspolitische Faktoren. So führt
der solidarische Zusammenschluss von Erkrankten
in einer Selbsthilfegruppe zu einer Bündelung von
Interessen und Forderungen. Das mag manchmal
unbequem sein, es führt aber, glaube ich, gerade in
einer Stadt, in der wir über Bürgerkommune und
ähnliche Themen diskutieren, auch zu einer stärke-
ren Beteiligung der Menschen im Sinne dessen, was
wir uns alle für die Zukunft vorstellen. Deswegen
kann ich nur ermuntern, sich auch weiter und ver-
stärkt zu solchen Gruppen zusammenzuschließen
und auch Interessen und Forderungen zu formulie-
ren. Damit gibt es dann, wenn das alles gebündelt
und formuliert ist, natürlich zwangsläufig auch, wenn
möglich, Veränderungen der Versorgung im Dialog
mit den Verantwortlichen im Gesundheitsbereich.

Die gesundheitliche Selbsthilfe ist in Bremen und
Bremerhaven seit Jahren, und das macht auch die
Antwort auf die Große Anfrage deutlich, sehr leben-
dig und von einem überaus hohen Engagement al-
ler Beteiligten geprägt. Der Senat unterstützt diese
Aktivitäten nach Kräften im Rahmen der gesetzli-
chen und finanziellen Möglichkeiten, wobei diese
aus Sicht der Selbsthilfegruppen und auch aus Sicht
der Fraktionen zeitweise natürlich nicht ausreichend
ausgestaltet sind. Wir haben uns vorgenommen, die-
sen Bereich der Selbsthilfe im Haushalt nicht zu kür-
zen, nicht den üblichen Kürzungsquoten zu unter-
legen, damit wir gerade die Selbsthilfe, weil sie uns
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wichtig ist, auch in dem Maße wie bisher fördern
können.

(Beifall bei der SPD — Zuruf der Abg.
Frau D r e y e r  [CDU])

Ich denke, das ist dem Haushalt zu entnehmen und
wird sich auch in dem darstellen, was wir mit den
Selbsthilfegruppen   demnächst   vereinbaren,   alle
Selbsthilfegruppen wissen das auch. Dass die Mit-
tel trotzdem immer auch noch reichlicher vorhan-
den sein könnten, ist dabei auch unbestritten.

Rechtliche  Grundlagen  für  die  Förderung  von
Selbsthilfe sind natürlich die Landeshaushaltsord-
nung, das Gesetz über den öffentlichen Gesundheits-
dienst, die allgemeinen Bestimmungen zur Förde-
rung von Selbsthilfe in der Stadtgemeinde Bremen
und entsprechende Richtlinien in der Stadtgemein-
de Bremerhaven. Darüber hinaus unterstützt der Se-
nat die regelmäßige Ausrichtung des Selbsthilfeta-
ges im Rathaus, eine sehr wichtige Angelegenheit,
sowie in Kooperation mit der Kassenärztlichen Ver-
einigung die Fortschreibung eines Selbsthilfeweg-
weisers sowie die Erstellung eines Selbsthilfebe-
richts. Ein solcher Wegweiser ist sicher unverzicht-
bar, um den Betroffenen auch den Weg zu weisen,
welche Gruppen es eigentlich gibt und welche Grup-
pe möglicherweise für sie die richtige und die wich-
tige in einer bestimmten Lebenssituation sein kann.

In der Stadtgemeinde Bremen ist die genaue An-
zahl der Selbsthilfegruppen im Bereich Gesundheit
nicht bekannt. Nicht alle Gruppen beantragen näm-
lich Fördermittel und werden deshalb nicht erfasst.
Es werden nur die erfasst, die bei uns Fördermittel
beantragen und bekommen. Für uns ist hierbei die
Erfahrung wichtig, dass im Selbsthilfebereich viel-
fach die Grenzen zwischen Gesundheitsförderung
bei gesunden Menschen und Gesundheitshilfe bei
bereits Erkrankten verschwimmen. Es gibt die un-
terschiedlichsten Formen von Selbsthilfeorganisatio-
nen. So existieren zahlreiche Selbsthilfegruppen von
Erkrankten beziehungsweise Betroffenen mit glei-
cher medizinischer Beeinträchtigung. Darüber hi-
naus gibt es einen geringeren Anteil an Gruppen,
in denen sich Gesunde für die Verhinderung von Er-
krankung engagieren oder in denen sich Angehöri-
ge von Erkrankten organisieren.

Schätzungen zufolge geht man in der Stadtge-
meinde Bremen derzeit von etwa 600 Selbsthilfe-
gruppen aus. Das ist eine gewaltige Zahl, wenn man
berücksichtigt, dass davon dann zirka zehn Prozent
Förderung erhalten und 90 Prozent ohne Förderung,
das heißt, ehrenamtlich arbeiten, manchmal auch in
ganz kleinen Gruppierungen, aber immer sehr the-
menorientiert und sehr am Menschen orientiert. In
ihrem Bestand sehr gut bestimmen können wir die
66 — das ist jetzt wieder eine andere Zahl, die sich
aber aus der Großen Anfrage auch ergibt, ob 67 oder
71, ist wahrscheinlich auch nicht so erheblich — im

Jahr 1999 geförderten Selbsthilfegruppen im Bereich
Gesundheit, Krankheit und Behinderung, die sich
eigenständig der Bewältigung ihrer Krankheit durch
Selbsthilfeaktivitäten verschrieben haben und die
bei uns durch das Gesundheitsamt oder durch das
Ressort direkt gefördert werden.

In der Stadtgemeinde Bremerhaven gibt es der-
zeit 18 Selbsthilfegruppen, die aus Mitteln des Be-
reichs Gesundheit gefördert werden. Frau Hoch hat
eben eine Zahl genannt, wie viele es dann noch da-
neben  gibt.  Genaue  Angaben  habe  ich  darüber
nicht, Schätzungen sagen mir, dass auch diese Zahl
möglicherweise noch etwas höher liegt als die 29,
die Sie eben genannt haben.

Neben den Aktivitäten einzelner Selbsthilfegrup-
pen kommt auch den Selbsthilfeunterstützerstellen
eine sehr hohe Bedeutung zu. Das ist in Bremerha-
ven der Bremerhavener Topf, Sikus, eine Stelle, die
ich seit Jahren sehr gut kenne, die dort sehr wichti-
ge Arbeit in der Vernetzung leistet, die natürlich
auch, wie immer, besser ausgestattet sein könnte,
die aber trotzdem in ihrer Bedeutung nicht zu un-
terschätzen ist.

In Bremen gibt es das Netzwerk Selbsthilfe e. V.
und nicht zuletzt das Gesundheitsamt. Hier können
sich Selbsthilfegruppen im Rahmen eines struktu-
rierten Angebots beraten lassen, zusammenschlie-
ßen und somit auch dann ein Selbsthilfeforum nut-
zen und ausbauen. Das wird sicherlich auch für die
Zukunft, wenn es dann hoffentlich auch noch mehr
Engagement und noch mehr Gruppierungen gibt,
immer wichtiger, damit eine Vernetzung auch wirk-
lich gelingen kann.

(Beifall bei der SPD)

Nun wird in diesem Jahr noch gemeinsam mit den
Krankenkassen ein neues Kapitel in der Förderung
der Selbsthilfe aufgeschlagen. Die Gesundheitsre-
form 2000 ermöglicht endlich eine verstärkte und
verbindliche Einbindung der Krankenkassen. Der
Gesetzgeber verpflichtet die Krankenkassen noch
in diesem Jahr zu Leistungen zum Beispiel für die
primäre Prävention von Erkrankungen und für den
Arbeitsschutz in Höhe von jährlich fünf DM für je-
den Versicherten sowie zur Unterstützung der Selbst-
hilfe zu jeweils einer DM pro Versichertem. Auf Bun-
desebene, das ist bereits angesprochen worden,
wurden im Selbsthilfebereich im März 2000 gemein-
sam mit den Selbsthilfegruppen einheitliche Grund-
sätze verabschiedet, wie damit umgegangen wer-
den soll.

Nun gilt es, diese Förderung der Selbsthilfe als
gemeinschaftliche Aufgabe in gemeinsamer Verant-
wortung der Krankenkassen und der öffentlichen
Hand auch auf Landesebene und auf kommunaler
Ebene zu gestalten. Es ist richtig, erste Beratungen
mit  den  Krankenkassen,  erste  Gespräche  haben
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stattgefunden, um ein Verfahren zu organisieren. Die
Krankenkassen werden jetzt Vorschläge unterbrei-
ten für eine Umsetzung, und wir werden dann in
weitere Gespräche eintreten, wobei wir, und da ist
die Große Anfrage sehr richtig beantwortet, natür-
lich vorhandenes Know-how und Erfahrungen nut-
zen wollen. Selbsthilfe ist, das habe ich schon ge-
sagt, ein wichtiger Baustein in der Bürgerkommune.

Selbsthilfe setzt dann aber auch als solcher Bau-
stein Beteiligung und entsprechende Beteilungs-
strukturen voraus, und in diesem Sinne kann ich
mich dem hier ausgesprochenen Dank an alle, die
sich ehrenamtlich in dieser Stadt, in der Schwester-
stadt und im Land engagieren im Bereich der Selbst-
hilfe, in vollem Umfang anschließen, und ich hoffe,
dass sich viele auch motiviert fühlen, sich vielleicht
zukünftig auch einzubringen. — Danke schön!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Ant-
wort des Senats, Drucksache 15/370, auf die Große
Anfrage  der  Fraktionen  der  CDU  und  der  SPD
Kenntnis.

Meine Damen und Herren, es besteht unter den
Fraktionen und mit dem Abgeordneten Tittmann
Einvernehmen darüber, dass wir jetzt noch den Ta-
gesordnungspunkt 27 aufrufen.

Schutz der deutschen Sprache

Antrag des Abgeordneten Tittmann (DVU)
vom 19. Juni 2000

(Drucksache 15/385)

Meine Damen und Herren, die Beratung ist eröff-
net.

Als Erster hat das Wort der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Kein größerer Schaden kann ei-
ner Nation zugefügt werden, als wenn man ihr den
Nationalcharakter, die Eigenheit ihres Geistes und
ihrer Sprache, nimmt oder raubt. Diese Erkenntnis
Immanuel Kants in das Bewusstsein zu rufen, ist ge-
rade heute notwendiger denn je.

Meine Damen und Herren, unsere Muttersprache
ist durch eine Überflutung mit englischen Begriffen
völlig verhunzt worden. Jüngst schrieb ein tonan-
gebendes Bremer Blatt: „Wo ist unsere schöne Mut-
tersprache geblieben?“

(Lachen bei der SPD)

Ich weiß nicht, was es darüber zu lachen gibt! Na
ja, ich meine, Sie wollen ja auch hier eine türkische
Diskussion und türkische Parlamentsreden haben.
Dann  kann  ich  mir  schon  vorstellen,  dass  Sie
darüber lachen!

Herr  Präsident,  ich  darf  zitieren:  „Ein  Bummel
durch die Bremer Innenstadt, und man versteht nur
noch Bahnhof! Geschäfte haben open, verkaufen ei-
nen Cup Kaffee oder haben irgendwelche News zur
neuen Underwear, die ganz Touch-Feeling ist.“ Tat-
sächlich  erblickt  man  auf  Schritt  und  Tritt  ein
schreckliches Kauderwelsch, das die deutsche Spra-
che überschwemmt: Meeting statt Sitzung, Provider
statt Anbieter und so weiter.

Noch vor 100 Jahren machte Deutsch Englisch und
Französisch den Rang streitig. Wer in der Welt et-
was zu sagen hatte, veröffentlichte es auf Deutsch.
Heute sind sich nicht einmal diejenigen zu schade,
ihre Vorträge auf Englisch vorzutragen, deren Beruf
Erforschung und Lehre der deutschen Sprache und
Literatur ist. Gleiches gilt für den Kulturbereich. Des-
halb sollte hier bei Bildung, Wissenschaft und Kul-
tur durch die zuständigen Senatoren endlich gegen-
gesteuert werden.

(Abg. M ü t z e l b u r g  [Bündnis  90/Die
Grünen]:  Keine  Opern  mehr  auf  Italie-

nisch!)

Hören Sie doch zu! Ich habe hier das Wort und
nicht Sie, also halten Sie sich daran! Wenn Sie et-
was zu sagen haben, kommen Sie nach vorn!

Während in Frankreich und in Polen ein Gesetz
zum Schutz der eigenen Sprache auf den Weg ge-
bracht wurde, üben sich hierzulande politisch Ver-
antwortliche in unerträglicher Sprachpanscherei. Sie
sollten sich einmal durch den Kopf gehen lassen, was
ein namhafter Sprachkritiker wie Professor Walter
Krämer vom Verein Deutsche Sprache zu bedenken
gibt!

Was Internationalität beweisen soll, werde von
Ausländern oft als Anbiederung empfunden, und der
übermäßige Gebrauch von englischen Begriffen sei
nur Imponiergefasel, mit dem niemand Weltläufig-
keit signalisieren könne. Auch nach Einschätzung
des Direktors des Instituts für Deutsche Sprache in
Mannheim stoßen aus dem Englischen in das Deut-
sche übernommene Wörter immer mehr auf Unver-
ständnis unter unseren Bürgerinnen und Bevölke-
rung. Nicht nur ältere Menschen fühlen sich durch
die Flut so genannter Anglizismen auf den Arm ge-
nommen. Dabei dürfen Sie nicht vergessen, dass nur
rund die Hälfte der Deutschen in den alten Bundes-
ländern und nur ein Viertel in den neuen Bundes-
ländern über Englischkenntnisse verfügt.

Meine Damen und Herren, die deutsche Sprache
gehört zu den europäischen Sprachen mit den äl-
testen schriftlichen Zeugnissen. Sie ist über 1200 Jah-
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re alt. Sie ist mehr als nur ein Mittel zur Verständi-
gung, sie ist eines der höchsten Kulturgüter, Aus-
druck des Empfindens und der Seele der Deutschen,
und das soll auch so weiterhin bleiben, meine Da-
men und Herren. Der Wahrung und dem Schutz der
deutschen Sprache als Ausdruck nationaler Identi-
tät kommen deshalb eine herausragende Aufgabe
zu. In diesem Sinne bitte ich Sie, dem DVU-Antrag
zuzustimmen und damit ein Zeichen gegen die be-
wusste Verhunzung unserer Muttersprache zu set-
zen! — Ich bedanke mich!

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Teiser.

Abg. Teiser (CDU) *): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Herr Mützelburg, ich hätte mich
gefreut, wenn Sie der Aufforderung von Herrn Titt-
mann, doch nach vorn zu kommen, gefolgt wären,
dann hätte ich mir das ersparen können, aber es ist,
wie es ist, es ist abgesprochen, also werde ich dazu
auch etwas sagen, wenn auch nicht viel.

Herr Tittmann, ich habe mir die Mühe erspart he-
rauszusuchen, wie oft ähnliche Anträge schon ge-
stellt worden sind, auch in diesem Haus,

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]:  Schutz  des  Deutschen  Schäfer-

hundes fehlt noch!)

und ich glaube, es geht Ihnen auch nicht darum, mit
Ihren Kollegen hier in diesem Parlament in eine Aus-
einandersetzung einzutreten über das Für und Wi-
der irgendwelcher Argumente, sondern Sie stellen
hier Ihre Anträge, das verstehe ich vielleicht auch,
weil Sie sie stellen müssen, Sie müssen einen Nach-
weis erbringen, was Sie hier gemacht haben, das
wird in München abgehakt, und dann wird da fest-
gestellt, dass Sie wieder Ihre drei Anträge gestellt
haben.

Herr Tittmann, die Frage ist nicht, in welcher Spra-
che man sich ausdrückt, sondern die Frage ist im-
mer, wie man Sprache benutzt.

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

So wie Sie die deutsche Sprache benutzen — ich
habe mir das hier vorhin so mitgeschrieben, eigent-
lich soll man es nicht so machen —, aber wenn Sie
von Kulturgütern und Muttersprache reden und sich
dann gleichzeitig darauf berufen, dass die deutsche
Sprache 1200 Jahre alt ist, dann werden viele der
Sprachgelehrten   der   vergangenen   Jahrhunderte
wahrscheinlich die Hände über dem Kopf zusam-
menschlagen, wenn Sie Ihre Aussprache hören, aber
darauf wollte ich gar nicht hinaus.
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Der Punkt ist nicht, ob man englische Begriffe,
französische  Begriffe,  internationale  Begriffe  be-
nutzt, sondern wie man Sprache benutzt, und so wie
Sie die Sprache benutzen, da muss ich Ihnen sagen,
das ist sehr viel schlimmer, als wenn irgendwo ein
englischer Begriff auftaucht, irgendjemand sich in
ausländischer Sprache unterhält. Das, was Sie mit
der deutschen Sprache machen, wie Sie sie benut-
zen, das ist das, was Angst bei Leuten hervorruft und
was auch Gefahr hervorruft, nicht der Begriff, der
irgendwo an einem Kaufhaus steht und den Sie viel-
leicht nicht verstanden haben.

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das Einzige, wozu mich Ihr Antrag wirklich ver-
anlasst hat, ist, ich habe erst überlegt, führst du jetzt
mit ihm eine Debatte über Globalisierung, Interna-
tionalisierung, Großmärkte, nein, habe ich mir ge-
dacht, das tust du nicht, das versteht er nicht, son-
dern ich habe mir wenigstens einmal die Mühe ge-
macht herauszusuchen, was eigentlich Verhunzen
und Panschen bedeutet. Ich weiß nicht, ob Sie die
Rede selbst geschrieben haben. Verhunzen heißt im
Prinzip verderben, verunstalten, ich weiß nicht, ob
solche Begriffe irgendetwas verderben oder verun-
stalten,  und  Panschen  heißt  mischend  verfälschen
oder mit Händen und Füßen im Wasser patschen.
Das hätten Sie machen sollen, statt diesen Antrag
zu stellen!

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Herr Teiser, ich kann Sie beruhi-
gen, ich schreibe alle meine Reden und Anträge
selbst. Ich brauche dazu nicht München und — —.

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Der
Coach ist ja da!)

Herr Präsident, meine Damen und Herren, es über-
rascht mich überhaupt nicht, wenn Überfremdungs-
fanatiker,

(Lachen bei der SPD)

die das deutsche Volk in eine multikulturelle Ge-
sellschaft verwandeln möchten, Deutsch mit Füßen
treten, meine Damen und Herren. Ich frage mich,
wie  es  dazu  kommen  konnte,  einmal  etwas  über-
spitzt gesagt und behauptet, dass Taxifahrer in Za-
greb,  Prag,  Budapest,  Sofia,  Warschau,  Moskau,
Kiew und so weiter Fahrgästen aus Deutschland die
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auf Englisch vorgetragenen Fragen auf Deutsch zu
beantworten wissen! Jedenfalls ist es so, dass Glo-
balisierungspropagandisten jenes hohe Kulturgut,
um das uns das Ausland beneidet, in den Dreck tre-
ten.  Frankreich,  Polen  und  so  weiter  sichern  ihre
Sprache  durch  ein  Sprachschutzgesetz,  aber  das
scheint Ihnen ja entgangen zu sein, und setzen ihre
Sprache nach wie vor als Kulturwaffe ein.

Jedes, aber auch jedes europäische Volk, und sei
es noch so klein, achtet und schützt seine eigene
Sprache. Sie aber als von deutschen Bürgern ge-
wählte Volksvertreter beweisen mit der Ablehnung
dieses Antrages Ihr gebrochenes Verhältnis zur na-
tionalen Identität, und dafür sollten Sie sich schä-
men! — Danke!

(Abg. Frau J a n s e n  [SPD]: Es gibt nur
einen, der sich schämen muss!)

Präsident Weber: Herr Abgeordneter Tittmann,
wenn ich mir das erlauben darf zu sagen: Wenn man
Ihre Reden hört, benutzen Sie Sprache, und das kann
man mit Sprache machen, zu unglaublichen Hetz-
kampagnen gegen Menschen, gegen ausländische
Mitbürgerinnen und Mitbürger. Ich glaube, darüber
sollten Sie einmal nachdenken, wie Sie Sprache hier
im Parlament gebrauchen und missbrauchen.

(Starker Beifall bei der SPD, bei der CDU
und beim Bündnis 90/Die Grünen)

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.

Damit ist die Beratung geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag des Abgeordneten Tittmann, DVU,
mit der Drucksachen-Nummer 15/385 seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

(Dafür Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU und Bündnis 90/
Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

Meine Damen und Herren, ich stelle fest, die Bür-
gerschaft (Landtag) lehnt den Antrag ab.

Damit wären wir für heute mit der Tagesordnung
soweit durch. Ich wünsche Ihnen noch einen ange-
nehmen,  schönen,  nicht  so  arbeitsreichen  Feier-
abend, und wir sehen uns morgen ausgeruht wie-
der.

Ich schließe die Sitzung.

(Schluss der Sitzung 17.58 Uhr)
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